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Der Europäische Datenschutzausschuss – 

gestützt auf Artikel 63 und Artikel 65 Absatz 1 Buchstabe a der Verordnung (EU) 2016/679 des 

Europäischen Parlaments und des Rates vom 27. April 2016 zum Schutz natürlicher Personen bei der 

Verarbeitung personenbezogener Daten, zum freien Datenverkehr und zur Aufhebung der 

Richtlinie 95/46/EG (im Folgenden „DSGVO“),1 

gestützt auf das Abkommen über den Europäischen Wirtschaftsraum (im Folgenden „EWR“), 

insbesondere auf Anhang XI und das Protokoll 37, in der durch den Beschluss des Gemeinsamen EWR-

Ausschusses Nr. 154/2018 vom 6. Juli 2018 geänderten Fassung,2 

gestützt auf Artikel 11 und Artikel 22 seiner Geschäftsordnung (im Folgenden „Geschäftsordnung des 

EDSA“)3, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Artikel 60 DSGVO bestimmt, dass die federführende Aufsichtsbehörde (im Folgenden

„federführende Aufsichtsbehörde“) mit den anderen betroffenen Aufsichtsbehörden (im Folgenden

„betroffene Aufsichtsbehörden“) zusammenarbeiten und sich dabei bemühen muss, einen Konsens

zu erzielen, dass die federführende Aufsichtsbehörde und die betroffenen Aufsichtsbehörden alle

zweckdienlichen Informationen untereinander austauschen müssen und dass die federführende

Aufsichtsbehörde den anderen betroffenen Aufsichtsbehörden unverzüglich die zweckdienlichen

Informationen zur jeweiligen Angelegenheit übermitteln muss. Die federführende Aufsichtsbehörde

muss den anderen betroffenen Aufsichtsbehörden einen Beschlussentwurf zur Stellungnahme

vorlegen und deren Standpunkten gebührend Rechnung tragen.

(2) Wenn eine der betroffenen Aufsichtsbehörden einen maßgeblichen und begründeten Einspruch

im Sinne von Artikel 4 Nummer 24 und Artikel 60 Absatz 4 DSGVO (im Folgenden „maßgeblicher und

begründeter Einspruch“) gegen diesen Beschlussentwurf einlegt und sich die federführende

Aufsichtsbehörde diesem Einspruch nicht anschließt oder der Ansicht ist, dass der Einspruch nicht

maßgeblich und begründet ist, muss die federführende Aufsichtsbehörde in der Angelegenheit das

Kohärenzverfahren gemäß Artikel 63 DSGVO einleiten.

(3) Die wesentliche Aufgabe des Europäischen Datenschutzausschusses (im Folgenden „EDSA“) ist die

Sicherstellung der einheitlichen Anwendung der DSGVO im gesamten EWR. Gemäß Artikel 65 Absatz 1

Buchstabe a DSGVO erlässt der EDSA einen verbindlichen Beschluss in Bezug auf alle Angelegenheiten,

die Gegenstand der maßgeblichen und begründeten Einsprüche sind, insbesondere in Bezug auf die

Frage, ob ein Verstoß gegen die DSGVO vorliegt.

(4) Der verbindliche Beschluss des EDSA, der gemäß Artikel 65 Absatz 2 DSGVO in Verbindung mit

Artikel 11 Absatz 4 der Geschäftsordnung des EDSA binnen eines Monats nach dem Beschluss des

Vorsitzenden des EDSA und der zuständigen Aufsichtsbehörde über die Vollständigkeit des Dossiers

zu fassen ist, bedarf zu seiner Annahme einer Mehrheit von zwei Dritteln der Mitglieder des EDSA. Der

1 ABl. L 119 vom 4.5.2016, S. 1. 
2 Soweit in diesem Beschluss auf „Mitgliedstaaten“ Bezug genommen wird, ist dies als Bezugnahme auf „EWR-
Mitgliedstaaten“ zu verstehen. 
3 Europäischer Datenschutzausschuss, Geschäftsordnung, angenommen am 25. Mai 2018, in der zuletzt am 
6. April 2022 geänderten und angenommenen Fassung.
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Vorsitz des EDSA kann diese Frist unter Berücksichtigung der Komplexität der Angelegenheit von sich 

aus oder auf Antrag von mindestens einem Drittel der Mitglieder des EDSA durch Beschluss um einen 

weiteren Monat verlängern. 

(5) Konnte der EDSA den Beschluss trotz einer solchen Fristverlängerung nicht fristgerecht fassen, so

muss er seinen Beschluss innerhalb von zwei Wochen nach Ablauf der verlängerten Frist fassen, wobei

zur Annahme die einfache Mehrheit seiner Mitglieder genügt (Artikel 65 Absatz 3 DSGVO).

(6) Gemäß Artikel 11 Absatz 6 der Geschäftsordnung des EDSA ist nur der englische Wortlaut des

Beschlusses verbindlich, da dies die Sprache des Beschlussfassungsverfahrens des EDSA ist.

HAT FOLGENDEN VERBINDLICHEN BESCHLUSS ERLASSEN: 

1 ZUSAMMENFASSUNG DES STREITFALLS 

1. Dieses Dokument enthält einen verbindlichen Beschluss, der vom EDSA gemäß Artikel 65 Absatz 1

Buchstabe a DSGVO angenommen wurde. Der Beschluss betrifft den Streit über den

Beschlussentwurf (im Folgenden „Beschlussentwurf“) der irischen Aufsichtsbehörde („Data

Protection Commission“, im Folgenden „irische Aufsichtsbehörde“ oder auch „federführende

Aufsichtsbehörde“) und die dagegen eingelegten Einsprüche der italienischen Aufsichtsbehörde

(„Garante per la protezione dei dati personali“, im Folgenden „italienische Aufsichtsbehörde“) und

zweier deutscher Aufsichtsbehörden („Berliner Beauftragte für Datenschutz und

Informationsfreiheit“ und „Landesbeauftragte für den Datenschutz und die Informationsfreiheit

Baden-Württemberg“4, im Folgenden „deutsche Aufsichtsbehörden“).

2. Der hier in Rede stehende Beschlussentwurf betrifft eine „aus eigener Initiative durchgeführte

Untersuchung“ (IN-21-9-1) (im Folgenden „Untersuchung“), von deren Einleitung die irische

Aufsichtsbehörde die TikTok Technology Limited (im Folgenden „TTL“) am 14. September 2021 in

Kenntnis setzte5 und die die Einhaltung der sich aus den Artikeln 5, 12, 13, 24 und 25 der DSGVO

ergebenden Verpflichtungen der TTL im Zusammenhang mit der von ihr betriebenen TikTok-

Plattform betrifft6.

3. Die TTL ist eine Gesellschaft mit Sitz in Dublin, Irland. Laut dem Beschlussentwurf der irischen

Aufsichtsbehörde ist diese selbst die federführende Aufsichtsbehörde im Sinne der DSGVO für die

TTL in deren Eigenschaft als die Verantwortliche für die Verarbeitung, die den Gegenstand der

aufsichtsbehördlichen Untersuchung bildet.7

4. TikTok ist eine auf Videos fokussierende Social-Media-Plattform, auf der registrierte Nutzende

Videos unterschiedlicher Länge erstellen und teilen sowie über Direktnachrichten mit anderen

Nutzendenden kommunizieren können8 (im Folgenden „TikTok-Plattform“).

5. Der Beschlussentwurf betrifft die von der TTL vorgenommene Verarbeitung personenbezogener

Daten registrierter Nutzender der TikTok-Plattform im Alter zwischen 13 und 17 Jahren sowie

4 Der Einspruch wurde von der Berliner Aufsichtsbehörde auch im Namen der Baden-Württembergischen 
Aufsichtsbehörde eingelegt. 
5 Beschlussentwurf, Rn. 22. 
6 Beschlussentwurf, Rn. 3, 32. 
7 Beschlussentwurf, Rn. 51. 
8 Beschlussentwurf, Rn. 5. 
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gewisse problematische Aspekte der von der TTL vorgenommenen Verarbeitung 

personenbezogener Daten, die Kinder unter 13 Jahren betreffen.9 

6. Gegenstand der Untersuchung ist der Zeitraum vom 31. Juli 2020 bis zum 31. Dezember 2020 (im

Folgenden „relevanter Zeitraum“).10

7. Die folgende Tabelle enthält eine zusammenfassende Zeitleiste der Ereignisse, die Gegenstand des

Verfahrens sind, das zur Behandlung der Angelegenheit im Rahmen des Kohärenzverfahrens führt:

7. Juni 2022 Am 7. Juni 2022 übermittelte die irische Aufsichtsbehörde der 

TTL einen vorläufigen Beschlussentwurf (im Folgenden 

„vorläufiger Beschlussentwurf“). Die irische Aufsichtsbehörde 

gab der TTL Gelegenheit zur Stellungnahme zum vorläufigen 

Beschlussentwurf.  

Juni-September 2022 Am 2. August 2022 reichte die TTL ihre Stellungnahme zum 

vorläufigen Beschlussentwurf (im Folgenden „Stellungnahme 

der TTL zum vorläufigen Beschlussentwurf“) ein.11 

Am 11. August 2022 stellte die irische Aufsichtsbehörde der TTL 

weitere Fragen zum Vorbringen der TTL; darauf erwiderte die TTL 

am 22. August 2022. 

Am 7. September 2022 reichte die TTL des Weiteren ein 

Sachverständigengutachten ein. 

13. September 2022 Die irische Aufsichtsbehörde übermittelte ihren 

Beschlussentwurf den betroffenen Aufsichtsbehörden gemäß 

Artikel 60 Absatz 3 DSGVO.  

Oktober 2022 Die italienische Aufsichtsbehörde und die deutschen 

Aufsichtsbehörden legten Einsprüche gemäß Artikel 60 Absatz 4 

DSGVO ein.12 

Darüber hinaus machten mehrere betroffene Aufsichtsbehörden 

Anmerkungen.13 

23. Dezember 2022 Die irische Aufsichtsbehörde übermittelte den betroffenen 

Aufsichtsbehörden ihre Antworten auf diese Einsprüche (im 

9 Beschlussentwurf, Rn. 32. Der im Beschlussentwurf verwendete Begriff „Nutzer im Kindesalter“ bezieht sich 
auf registrierte Nutzer der TikTok-Plattform im Alter zwischen 13 und 17 Jahren. 
10 Beschlussentwurf, Rn. 31. 
11 Zusätzlich reichte die TTL am 6. September 2022 eine Tabelle ein, in der diejenigen Informationen aus der 
Stellungnahme der TTL zum vorläufigen Beschlussentwurf, bei denen es sich nach Ansicht der TTL um 
vertrauliche Informationen und/oder sensible Geschäftsdaten handelt, sowie die Begründungen für diese 
Einschätzung aufgeführt waren. 
12 Einspruch der italienischen Aufsichtsbehörde vom 10. Oktober 2022 und Einspruch der deutschen 
Aufsichtsbehörden vom 11. Oktober 2022. 
13 Anmerkung der ungarischen Aufsichtsbehörde vom 10. Oktober 2022, Anmerkung der dänischen 
Aufsichtsbehörde vom 11. Oktober 2022, Anmerkung der niederländischen Aufsichtsbehörde vom 11. Oktober 
2022, Anmerkung der französischen Aufsichtsbehörde vom 11. Oktober 2022 und Anmerkung der Berliner 
Aufsichtsbehörde vom 11. Oktober 2022. Diese Anmerkungen sind nicht Teil dieses Streitbeilegungsverfahrens. 
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Folgenden „Sammelantwort“). Die irische Aufsichtsbehörde 

forderte die zuständigen betroffenen Aufsichtsbehörden auf, bis 

zum 11. Januar 2023 mitzuteilen, ob sie, nachdem sie von der in 

der Sammelantwort dargelegten Position der irischen 

Aufsichtsbehörde zu den Einsprüchen Kenntnis genommen 

hätten, ihre Einsprüche aufrechtzuerhalten beabsichtigten. Diese 

Frist wurde auf Antrag bis zum 20. Januar 2023 verlängert. 

Januar-März 
2023 

Am 11. Januar 2023 teilte die italienische Aufsichtsbehörde der 

irischen Aufsichtsbehörde mit, dass sie ihren Einspruch 

aufrechterhalte.14 

Am 20. Januar 2023 teilten die deutschen Aufsichtsbehörden der 

irischen Aufsichtsbehörde mit, dass sie ihren Einspruch 

aufrechterhielten.15  

7. März 2023 Die irische Aufsichtsbehörde teilte der TTL ihre Absicht mit, den 

Streit an den EDSA zu verweisen, und gab der TTL Gelegenheit, 

ihr Recht auf rechtliches Gehör zu den Einsprüchen (und 

Anmerkungen) wahrzunehmen, die die irische Aufsichtsbehörde 

zusammen mit anderen relevanten Unterlagen, unter anderem 

der Sammelantwort und den in Reaktion auf die Sammelantwort 

eingegangenen Schriftsätzen der betroffenen 

Aufsichtsbehörden, an den EDSA weiterzuleiten vorschlug.  

April 2023 Am 18. April 2023 reichte die TTL die angeforderten Schriftsätze 

nebst vier Anhängen ein: 

• Anhang 1: Erwiderung auf die Einsprüche und

Anmerkungen der betroffenen Aufsichtsbehörden

• Anhänge 2, 3 und 4: Sachverständigengutachten

(im Folgenden „Vorbringen der TTL zum Verfahren nach 

Artikel 65“)16 

8. Anschließend an den vorstehend geschilderten Sachverhalt legte die irische Aufsichtsbehörde den

Streitfall am 10. Mai 2023 gemäß Artikel 60 Absatz 4 DSGVO dem EDSA vor, indem sie über das

Binnenmarkt-Informationssystem (im Folgenden „IMI“) das Streitbeilegungsverfahren gemäß

Artikel 65 Absatz 1 Buchstabe a DSGVO einleitete; gleichzeitig bestätigte sie auch die

Vollständigkeit der Unterlagen.

14 Erwiderung der italienischen Aufsichtsbehörde vom 11. Januar 2023 auf die Sammelantwort der irischen 
Aufsichtsbehörde. 
15 Erwiderung der deutschen Aufsichtsbehörden vom 20. Januar 2023 auf die Sammelantwort. 
16 Am 25. April 2023 reichte die TTL des Weiteren eine Tabelle ein, in der diejenigen Informationen aus dem 
Vorbringen der TTL zum Verfahren nach Artikel 65, bei denen es sich nach Ansicht der TTL um vertrauliche 
Informationen und/oder sensible Geschäftsdaten handelt, sowie die Begründungen für diese Einschätzung 
aufgeführt waren. 
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9. Nachdem die irische Aufsichtsbehörde diese Angelegenheit dem EDSA vorgelegt hatte, nahm das

Sekretariat des EDSA im Auftrag des Vorsitzes des EDSA gemäß Artikel 11 Absatz 2 der

Geschäftsordnung des EDSA die Bewertung der Vollständigkeit der Unterlagen vor.

10. Das Sekretariat des EDSA kontaktierte die irische Aufsichtsbehörde am 17. Mai 2023 und am

24. Mai 2023, um zusätzliche Unterlagen und Klarstellungen anzufordern. Am 19. Mai 2023 und

2. Juni 2023 erwiderte die irische Aufsichtsbehörde jeweils mit den Klarstellungen. Am 6. Juni 2023

forderte das Sekretariat des EDSA die irische Aufsichtsbehörde auf, zusätzliche Unterlagen

beizubringen, die von der TTL stammen oder hinsichtlich derer die TTL bereits Gelegenheit gehabt

hatte, ihr Recht auf rechtliches Gehör auszuüben. Auf Grundlage des Schriftwechsels mit der

irischen Aufsichtsbehörde forderte das Sekretariat des EDSA die irische Aufsichtsbehörde auf,

zusätzliche Maßnahmen zu ergreifen, um die TTL über die Aufnahme der betreffenden zusätzlichen

Unterlagen in das Dossier des Streitbeilegungsverfahrens beim EDSA zu unterrichten. Am 13. Juni

2023 reichte die irische Aufsichtsbehörde die angeforderten zusätzlichen Unterlagen im IMI ein

und teilte dem Sekretariat des EDSA mit, dass die zusätzlichen Maßnahme der Unterrichtung der

TTL erledigt worden sei.

11. Eine Frage von besonderer Bedeutung, die vom Sekretariat des EDSA geprüft wurde, war die Frage

des in Artikel 41 Absatz 2 Buchstabe a der Charta der Grundrechte der Europäischen Union (im

Folgenden „EU-Charta“) verankerten Rechts, gehört zu werden. Weitere Einzelheiten hierzu sind

in Abschnitt 2 dieses verbindlichen Beschlusses enthalten.

12. Am 14. Juni 2023 fasste der Vorsitz des EDSA den Beschluss über die Vollständigkeit der

Unterlagen, woraufhin das Dossier vom Sekretariat des EDSA allen Mitgliedern des EDSA zugeleitet

wurde.

13. Der Vorsitz des EDSA beschloss gemäß Artikel 65 Absatz 3 DSGVO in Verbindung mit Artikel 11

Absatz 4 der Geschäftsordnung des EDSA, die für die Beschlussfassung geltende Standardfrist von

einem Monat wegen der Komplexität der Angelegenheit um einen weiteren Monat zu verlängern.

2 RECHT AUF EINE GUTE VERWALTUNG 

14. Der EDSA unterliegt Artikel 41 der EU-Charta (Recht auf eine gute Verwaltung). Dem wird auch in

Artikel 11 Absatz 1 der Geschäftsordnung des EDSA Rechnung getragen. Nähere Ausführungen

dazu sind den vom EDSA am 13. April 2021 für die Zwecke der öffentlichen Konsultation

angenommenen Leitlinien 3/2021 über die Anwendung von Artikel 65 Absatz 1 Buchstabe a

DSGVO, Version 1.0 (im Folgenden „Leitlinien des EDSA zu Artikel 65 Absatz 1 Buchstabe a DSGVO

V1.0“) und deren nach der öffentlichen Konsultation am 24. Mai 2023 angenommenen Version 2.0

(im Folgenden „Leitlinien des EDSA zu Artikel 65 Absatz 1 Buchstabe a DSGVO V2.0“)17 zu

entnehmen.

15. Der Beschluss des EDSA „wird begründet und an die federführende Aufsichtsbehörde und alle

betroffenen Aufsichtsbehörden übermittelt und ist für diese verbindlich“ (Artikel 65 Absatz 2

17 Leitlinien des EDSA zu Artikel 65 Absatz 1 Buchstabe a DSGVO V2.0, Rn. 93-107 und Leitlinien des EDSA zu 
Artikel 65 Absatz 1 Buchstabe a DSGVO V1.0, Rn. 94-108. 
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DSGVO). Ein solcher Beschluss hat, wie das Gericht in der Rechtssache T-709/21 klargestellt hat, 

nicht zum Ziel, sich direkt an einen Dritten zu richten.18 

16. Dennoch prüfte der EDSA, ob der TTL hinsichtlich aller Unterlagen mit dem tatsächlichen und

rechtlichen Vorbringen, die dem EDSA zur Verwendung für seine Beschlussfassung in diesem

Verfahren zugegangen waren, Gelegenheit gegeben worden war, ihr Recht auf rechtliches Gehör

auszuüben.

17. Der EDSA stellt fest, dass hinsichtlich aller Unterlagen, die das tatsächliche und rechtliche

Vorbringen enthielten, das vom EDSA für diesen verbindlichen Beschluss bedacht und

berücksichtigt wurde, der TTL Möglichkeit gegeben worden ist, ihr Recht auf rechtliches Gehör

auszuüben, und dass die schriftlichen Stellungnahmen der TTL19 dem EDSA von der irischen

Aufsichtsbehörde übermittelt wurden.

3 VORAUSSETZUNGEN FÜR DIE ANNAHME EINES VERBINDLICHEN 

BESCHLUSSES 

18. Die allgemeinen Voraussetzungen für die Annahme eines verbindlichen Beschlusses des EDSA sind

in Artikel 60 Absatz 4 DSGVO und Artikel 65 Absatz 1 Buchstabe a DSGVO20 festgelegt.

Einspruch/Einsprüche der betroffenen Aufsichtsbehörde(n) gegen einen 

Beschlussentwurf 

19. Der EDSA stellt fest, dass die italienische Aufsichtsbehörde und die deutschen Aufsichtsbehörden

über IMI Einsprüche gegen den Beschlussentwurf eingelegt haben. Die Einsprüche wurden gemäß

Artikel 60 Absatz 4 DSGVO eingelegt.

20. Die italienische Aufsichtsbehörde bestätigte, dass der Teil ihres Einspruchs, der in Bezug auf den

möglichen Verstoß der TTL gegen Artikel 25 DSGVO auf eine Anweisung gemäß Artikel 58 Absatz 2

Buchstabe d DSGVO abzielte, die Verarbeitung mit dem Datenschutzrecht in Einklang zu bringen,

als zurückgenommen anzusehen ist. Der EDSA wird deshalb diesen Teil des Einspruchs der

18 In seinem Beschluss vom 7. Dezember 2022 in der Rechtssache WhatsApp Ireland gegen Europäischer 
Datenschutzausschuss, T-709/21, EU:T:2022:783 (im Folgenden „Rechtssache T-709/21 WhatsApp“) hat das 
Gericht entschieden, dass der Verantwortliche, an den sich der endgültige Beschluss der federführenden 
Aufsichtsbehörde richtete, von dem am 28. Juli 2021 gefassten verbindlichen Beschluss 1/2021 des EDSA (im 
Folgenden „verbindlicher Beschluss 1/2021“) nicht unmittelbar betroffen war, da dieser als solcher nicht zu 
einer qualifizierten Änderung der Rechtsstellung des Klägers führte, sondern eine vorbereitende Maßnahme 
oder Zwischenmaßnahme darstellte. Das Gericht stellte des Weiteren klar, dass der verbindliche 
Beschluss 1/2021 gegenüber dem Verantwortlichen keine eigenständige Rechtswirkung im Vergleich zum 
endgültigen Beschluss hatte, hinsichtlich dessen der federführenden Aufsichtsbehörde jedoch ein 
Ermessensspielraum eingeräumt war. Die von WhatsApp Ireland Ltd. erhobene Nichtigkeitsklage wurde folglich 
vom Gericht als unzulässig abgewiesen, weil die Voraussetzungen des Artikels 263 Absatz 4 AEUV nicht erfüllt 
waren. Vgl. Rechtssache T-709/21 WhatsApp, Rn. 41-61. 
19 Insbesondere das vom 2. August 2022 datierende Vorbringen der TTL zum vorläufigen Beschlussentwurf und 
das vom 18. April 2023 datierende Vorbringen der TTL zum Verfahren nach Artikel 65. 
20 Gemäß Artikel 65 Absatz 1 Buchstabe a DSGVO erlässt der Ausschuss einen verbindlichen Beschluss, wenn 
eine Aufsichtsbehörde einen maßgeblichen und begründeten Einspruch gegen einen Beschlussentwurf der 
federführenden Aufsichtsbehörde eingelegt und sich die federführende Aufsichtsbehörde dem Einspruch nicht 
angeschlossen oder den Einspruch als nicht maßgeblich oder unbegründet abgelehnt hat. 
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italienischen Aufsichtsbehörde in diesem Streitbeilegungsverfahren nicht berücksichtigen und in 

diesem verbindlichen Beschluss nicht darauf eingehen. 

 Die irische Aufsichtsbehörde schließt sich den Einsprüchen gegen den 

Beschlussentwurf nicht an und hält die Einsprüche für weder maßgeblich noch 

begründet. 

21. Am 23. Dezember 2022 übermittelte die irische Aufsichtsbehörde in ihrer Sammelantwort den 

betroffenen Aufsichtsbehörden eine Analyse ihrer Ansichten zu deren Einsprüchen. Darin erklärte 

die irische Aufsichtsbehörde, dass diese Analyse „dem Standpunkt der irischen Aufsichtsbehörde 

in der Frage, ob es sich bei jeglichen der Einsprüche um ‚maßgebliche und begründete‘ Einsprüche 

im Sinne von Artikel 4 Nummer 24 DSGVO handelt, nicht vorgreift“.21 Nach Darlegung ihrer 

Auffassung zu den Gründen dafür, am unveränderten Beschlussentwurf festzuhalten, gelangte die 

irische Aufsichtsbehörde zu dem Schluss, dass sie sich den Einsprüchen nicht anschließe.22 

22. Die irische Aufsichtsbehörde führte des Weiteren aus, dass ihres Erachtens der von der 

italienischen Aufsichtsbehörde eingelegte Einspruch – außer in Bezug auf die Abhilfemaßnahmen, 

die nicht begründet seien23, – „maßgeblich und begründet“ im Sinne von Artikel 4 Nummer 24 

DSGVO sei und dass der von den deutschen Aufsichtsbehörden eingelegte Einspruch nicht 

„maßgeblich und begründet“ sei.24 Die Auffassung der irischen Aufsichtsbehörde ist in ihrer 

internen Prüfung der Frage, ob jeder der Einsprüche einen „maßgeblichen und begründeten 

Einspruch“ im Sinne der DSGVO darstellt, dargelegt.25 

23. Die irische Aufsichtsbehörde erklärte, als sie den Streitfall an den EDSA verwies, dass sie nicht 

vorschlage, den Einsprüchen stattzugeben, bzw. dass sie die Einsprüche nicht für maßgeblich und 

begründet halte und dass ihre Bemühungen, hinsichtlich der Streitpunkte zu einem Konsens zu 

gelangen, gescheitert seien.26 

 Zulässigkeit 

24. Der vorliegende Fall erfüllt prima facie alle in Artikel 65 Absatz 1 Buchstabe a DSGVO aufgeführten 

Voraussetzungen, da betroffene Aufsichtsbehörden innerhalb der in Artikel 60 Absatz 4 DSGVO 

vorgesehenen Frist Einsprüche gegen den Beschlussentwurf eingelegt haben und die irische 

Aufsichtsbehörde sich den Einsprüchen nicht angeschlossen oder sie als ihrer Ansicht nach nicht 

maßgeblich oder nicht begründet zurückgewiesen hat. 

25. In Anbetracht der obigen Ausführungen und insbesondere der Tatsache, dass die Voraussetzungen 

von Artikel 65 Absatz 1 Buchstabe a DSGVO erfüllt sind, ist der EDSA deshalb befugt, einen 

verbindlichen Beschluss zu erlassen, der sich auf alle Fragen bezieht, die Gegenstand der 

maßgeblichen und begründeten Einsprüche sind, d. h. insbesondere darauf, ob ein Verstoß gegen 

 
21 Sammelantwort, S. 1. 
22 Sammelantwort, S. 7. 
23 Von der irischen Aufsichtsbehörde vorgenommene interne Prüfung der Frage, ob jeder der Einsprüche einen 
„maßgeblichen und begründeten Einspruch“ im Sinne der DSGVO darstellt, undatiert, Anhang zum Schreiben 
der irischen Aufsichtsbehörde an die TTL vom 7. März 2023 (im Folgenden „Einspruchsprüfung der irischen 
Aufsichtsbehörde“), S. 2. 
24 Einspruchsprüfung der irischen Aufsichtsbehörde, S. 2. 
25 Einspruchsprüfung der irischen Aufsichtsbehörde. 
26 Von der irischen Aufsichtsbehörde vorgenommene Verweisung der Einsprüche an den EDSA gemäß Artikel 60 
Absatz 4 und 65 Absatz 1 Buchstabe a DSGVO vom 10. Mai 2023, S. 2. 
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die DSGVO vorliegt oder ob die geplante Maßnahme in Bezug auf den Verantwortlichen oder den 

Auftragsverarbeiter mit der DSGVO27 im Einklang steht. 

26. Der EDSA erinnert daran, dass dieser Beschluss Bewertungen unberührt lässt, die der EDSA in

anderen Fällen, auch mit denselben Parteien, unter Berücksichtigung des Inhalts des relevanten

Beschlussentwurfs und der von den/der betroffenen Aufsichtsbehörde(n) eingelegten Einsprüche

unter Umständen vorzunehmen hat.

Gliederung des verbindlichen Beschlusses 

27. Für jeden der erhobenen Einsprüche entscheidet der EDSA über dessen Zulässigkeit, indem er

zunächst gemäß den EDSA-Leitlinien 9/2020 zum maßgeblichen und begründeten Einspruch im

Sinne der Verordnung (EU) 2016/679, Version 2.0, angenommen am 9. März 2021 (im Folgenden

„EDSA-Leitlinien zum maßgeblichen und begründeten Einspruch“)28 prüft, ob die Einsprüche

jeweils als „maßgeblicher und begründeter Einspruch“ im Sinne von Artikel 4 Nummer 24 DSGVO

angesehen werden können.

28. Stellt der EDSA fest, dass ein Einspruch den Anforderungen gemäß Artikel 4 Nummer 24 DSGVO

nicht genügt, geht der EDSA nicht auf die materiell-rechtlichen Fragen ein, die der Einspruch im

konkreten Fall aufwirft. Der EDSA prüft die materiell-rechtlichen Fragen, die durch alle von ihm für

maßgeblich und begründet befundenen Einsprüche aufgeworfen werden.29

4 ETWAIGER ZUSÄTZLICHER VERSTOß GEGEN ARTIKEL 5 ABSATZ 1 

BUCHSTABE A DSGVO (GRUNDSATZ VON TREU UND GLAUBEN) 

Würdigung im Beschlussentwurf der federführenden Aufsichtsbehörde 

29. Die erste Art von Verarbeitung, die von der irischen Aufsichtsbehörde in ihrem Beschlussentwurf

(im Rahmen der Prüfung der Frage 130) geprüft wurde, betrifft die Verarbeitung

personenbezogener Daten registrierter Nutzender der TikTok-Plattform im Alter zwischen 13 und

17 Jahren (im Folgenden „Nutzende im Kindesalter“)31 im Kontext der Plattform-Einstellungen auf

der TTL-Plattform (sowohl in der Handy-App als auch in der Browser-Version), und zwar

insbesondere die in solchen Plattform-Einstellungen vorgesehene Standardeinstellung

„öffentlich“.32 Zu Frage 1 werden im Beschlussentwurf der irischen Aufsichtsbehörde zwei

Feststellungen vorgeschlagen, aus denen sich jeweils ein Verstoß gegen Artikel 25 Absatz 1,

Artikel 25 Absatz 2 und Artikel 5 Absatz 1 Buchstabe c der DSGVO33 sowie ein Verstoß gegen

27 Artikel 65 Absatz 1 Buchstabe a DSGVO und Artikel 4 Nummer 24 DSGVO. Soweit einige betroffene 
Aufsichtsbehörden Anmerkungen machten, bei denen es sich nicht um Einsprüche im eigentlichen Sinne des 
Wortes handelte, wurden diese vom EDSA nicht berücksichtigt. 
28 EDSA-Leitlinien zum maßgeblichen und begründeten Einspruch. 
29 „Der EDSA wird in Bezug auf jeden eingelegten Einspruch prüfen, ob der Einspruch die Anforderungen in 
Artikel 4 Nummer 24 DSGVO erfüllt, und, falls ja, dessen Begründetheit in der Sache im verbindlichen Beschluss 
prüfen.“ Vgl. Leitlinien des EDSA zu Artikel 65 Absatz 1 Buchstabe a DSGVO V2.0, Rn. 63 und Leitlinien des EDSA 
zu Artikel 65 Absatz 1 Buchstabe a DSGVO V1.0, Rn. 63. 
30 Beschlussentwurf, Abschnitt F. 
31 Beschlussentwurf, Rn. 32. 
32 Beschlussentwurf, Rn. 34. Vgl. auch Beschlussentwurf, Rn. 39. 
33 Die Feststellung 1 lautet wie folgt: „Im relevanten Zeitraum implementierte die TTL für Nutzer im Kindesalter 
eine Standard-Kontoeinstellung, bei der es jedermann (auf TikTok wie auch anderswo) gestattet war, von 
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Artikel 24 Absatz 1 DSGVO in Bezug auf die Standardeinstellung „öffentlich“ für Nutzende im 

Kindesalter ergibt34. Der Vollständigkeit halber sei gesagt, dass die irische Aufsichtsbehörde zu 

Frage 1 auch vorschlägt, in Bezug auf einen bestimmten Aspekt der Einstellung „Familienkopplung“ 

auf der TTL-Plattform einen Verstoß gegen Artikel 5 Absatz 1 Buchstabe f und Artikel 25 Absatz 1 

DSGVO festzustellen35. 

30. Unter Frage 3 analysiert die irische Aufsichtsbehörde im Hinblick auf die Transparenz die

Einhaltung der Artikel 5, 12 und 13 DSGVO durch die TTL, indem sie prüft, „ob Nutzende im

Kindesalter angemessen darüber informiert wurden, welche Folgen sich aus der Registrierung als

Nutzender ergaben und ob sie angemessen über die Auswirkungen der Standardeinstellung

‚öffentlich‘ informiert wurden“.36 Im Zusammenhang mit Frage 3 hat die irische Aufsichtsbehörde

im Beschlussentwurf vorgeschlagen, einen Verstoß gegen Artikel 13 Absatz 1 Buchstabe e und

Artikel 12 Absatz 1 DSGVO festzustellen.37

31. Die irische Aufsichtsbehörde führt dazu insbesondere aus, dass es unter den Plattform-

Einstellungen eine Einstellung gab, durch die alle neuen TTL-Konten, auch Konten von

Nutzendenden im Kindesalter, standardmäßig auf „öffentlich“ eingestellt wurden und dass in der

Registrierungsphase den „Nutzendenden im Kindesalter“ eine Pop-up-Mitteilung gezeigt wurde,

Nutzern im Kindesalter gepostete Social-Media-Inhalte anzuschauen. Diesbezüglich bin ich der Ansicht, dass die 
TTL es versäumte, geeignete technische und organisatorische Vorkehrungen zu treffen, um sicherzustellen, dass 
standardmäßig lediglich die für die Verarbeitungszwecke von TTL erforderlichen personenbezogenen Daten 
verarbeitet wurden. Diese Verarbeitung erfolgte im globalen Umfang, wobei TTL keinerlei Maßnahmen 
implementiert hatte, die verhindert hätten, dass der Social-Media-Inhalt von Nutzern im Kindesalter 
standardmäßig (ohne Eingreifen des Nutzers) einer unbestimmten Anzahl natürlicher Personen zugänglich 
gemacht wurde. Ich bin deshalb der Ansicht, dass die vorgenannte Verarbeitung durch die TTL dem Grundsatz 
des Datenschutzes durch Technikgestaltung und durch datenschutzfreundliche Voreinstellungen im Sinne von 
Artikel 25 Absätze 1 und 2 DSGVO sowie dem Grundsatz der Datenminimierung im Sinne von Artikel 5 Absatz 1 
Buchstabe c DSGVO zuwiderlief. 
34 Beschlussentwurf, Feststellung 2: „Im relevanten Zeitraum implementierte die TTL für Nutzer im Kindesalter 
eine Standard-Kontoeinstellung, bei der es jedermann (auf TikTok wie auch anderswo) gestattet war, von 
Nutzern im Kindesalter gepostete Social-Media-Inhalte anzuschauen. Die obige Verarbeitung gefährdete die 
Rechte und Freiheiten von Nutzern im Kindesalter in mehreren Hinsichten“. 
Angesichts des Sachverhalts, dass die mit der vorgenannten Verarbeitung verbundenen Risiken von der TTL nicht 
ordnungsgemäß berücksichtigt wurden, bin ich der Ansicht, dass die TTL keine geeigneten technischen und 
organisatorischen Maßnahmen ergriffen hatte, um sicherzustellen, dass die vorgenannte Verarbeitung im 
Einklang mit der DSGVO erfolgte; dadurch wurde gegen Artikel 24 Absatz 1 DSGVO verstoßen.“ 
35 Beschlussentwurf, Rn. 184. 
36 Beschlussentwurf, Rn. 251. 
37 Beschlussentwurf, Feststellung 5: „Angesichts des Sachverhalts, dass die TTL den Nutzern im Kindesalter keine 
Informationen über die Kategorien von Empfängern oder die Kategorien von Empfängern personenbezogener 
Daten gab, stelle ich fest, dass die TTL ihre Verpflichtungen aus Artikel 13 Absatz 13 Absatz 1 Buchstabe e DSGVO 
nicht erfüllt hat. Angesichts dessen, dass die Nutzer im Kindesalter von der TTL nicht in präziser, transparenter, 
verständlicher und leicht zugänglicher Form in klarer, einfacher Sprache über den Umfang und die Folgen der 
Standardeinstellung „öffentlich“ (nämlich darüber, dass es sich um den Betrieb eines Social-Media-Netzwerks 
handelt, das es standardmäßig gestattet, dass Social-Media-Posts von Nutzern im Kindesalter von jedermann 
angeschaut werden können) informiert wurden, wobei insbesondere aus den sehr wenigen Informationen, die 
gegeben wurden, in keiner Weise deutlich wurde, dass Derartiges überhaupt geschehen würde, stelle ich fest, 
dass die TTL gegen ihre Verpflichtungen aus Artikel 12 Absatz 1 DSGVO verstoßen hat.“ 
In den Randnummern 274-275 des Beschlussentwurfs erklärt die irische Aufsichtsbehörde, weshalb die in Rede 
stehenden Verletzungen der Transparenzpflichten ihrer Auffassung nach keinen Verstoß gegen den 
Transparenzgrundsatz in Artikel 5 Absatz 1 Buchstabe a DSGVO darstellen. 
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die ihnen die Möglichkeiten „auf privat setzen“ [„Go Private“] oder „Überspringen“ [„Skip“] bot38 

(im Folgenden „Registrierungs-Pop-up“). 

32. Das Registrierungs-Pop-up erscheint, wenn „in der Altersabfrage das erforderliche Mindestalter

angegeben wurde“39; in dem Pop-up steht: „Bei einem privaten Konto können dir nur genehmigte

Personen folgen und deinen Inhalt auf TikTok anschauen. Andernfalls kann jeder deine Videos

anschauen. Du kannst jederzeit deine Auswahl in den App-Einstellungen ändern“.40

33. Die irische Aufsichtsbehörde zitiert die von der TTL gegebene Beschreibung des Registrierungs-

Pop-ups, d. h. der in der Registrierungsphase erscheinenden, den ganzen Bildschirm füllenden Pop-

up-Mitteilung über die Möglichkeit, das Konto auf privat zu setzen.41 Im Einzelnen beschreibt die

TTL dies so: „Nutzendende im Alter zwischen 13 und 17 (‚Nutzende unter 18‘) wurde eine den

ganzen Bildschirm füllende Pop-up-Mitteilung über Konto-Datenschutz gezeigt, in der abstrakt

erklärt wurde, was ein privates Konto ist, und welche Auswirkungen es hat, wenn man ein Konto

auf die Einstellung ‚öffentlich‘ setzt. Diese Mitteilung ist so gestaltet, dass sie einen Anreiz zur

datenschutzfreundlichen Einstellung enthält, weil sie einen auffälligen Button enthält, den

Nutzenden anklicken können, um ihr Konto auf ‚privat‘ zu setzen; außerdem wurden Nutzende

unter 18 daran erinnert, dass sie jederzeit ihre Privatsphäre-Einstellungen in den App-Einstellungen

ändern können. Es wurden also Maßnahmen ergriffen, damit jüngere Nutzende auf guter

Informationsgrundlage über ihre Kontoeinstellungen entscheiden können“.42

34. Hinsichtlich des Registrierungs-Pop-ups merkt die irische Aufsichtsbehörde an, dass das Optieren

für ein privates Konto etwas ist, was die Nutzenden aktiv tun müssen; alternativ haben sie die

Möglichkeit, diese Entscheidung zu „überspringen“, in welchem Falle ihre Konten standardmäßig

auf „öffentlich“ gesetzt sind.43

35. Überdies hebt die irische Aufsichtsbehörde hervor, dass das Kind im Zuge des

Registrierungsprozesses aufgefordert wird, eine der beiden vorgenannten Optionen zu wählen, der

38 Beschlussentwurf, Rn. 128. 
39 Beschlussentwurf, Rn. 255. 
40 Beschlussentwurf, Rn. 128 und Abbildung 1 in Rn. 255. 
41 Diese Beschreibung ist im Beschlussentwurf vor der Prüfung der Frage 1 zu finden, und zwar innerhalb der 
„Prüfung bestimmter Angelegenheiten in Bezug auf Artikel 5, 24 und 25 DSGVO“, die die gemäß Artikel 24 und 
25 DSGVO erforderliche Prüfung des „Verarbeitungskontexts“ einschließt. Beschlussentwurf, Abschnitt E.1 und 
insbesondere die Rn. 68 ff. In Bezug auf den Kontext, in dem die Konten von Nutzern im Kindesalter bei der 
Registrierung standardmäßig auf „öffentlich“ gesetzt werden, zitiert die irische Aufsichtsbehörde in Rn. 70 die 
von der TTL gegebene Beschreibung. Die irische Aufsichtsbehörde definiert den „Verarbeitungskontext“ als „die 
Umstände, die das Setting der Verarbeitung bilden“ (Beschlussentwurf, Rn. 68). In dem in Rn. 70 des 
Beschlussentwurfs zitierten Auszug aus der Erwiderung der TTL heißt es, dass Nutzern unter 18 das 
Registrierungs-Pop-up gezeigt wurde, „um die Tatsache herauszustellen, dass die Nutzer jederzeit ein privates 
Konto wählen können“. Beschlussentwurf, Rn. 70, worin die vom 26. Oktober 2021 datierende Erwiderung der 
TTL auf die Informationsanforderung zitiert wird. 
42 Beschlussentwurf, Rn. 70, worin die vom 26. Oktober 2021 datierende Erwiderung der TTL auf die 
Informationsanforderung zitiert wird. 
43 Beschlussentwurf, Rn. 72. Dies wird auch in Rn. 76 wiederholt („Die Nutzer müssen aktiv für ein privates Konto 
optieren – dies ist eine Wahl, die sie treffen müssen, um von dieser Möglichkeit Gebrauch zu machen; alternativ 
können sie einfach dafür optieren, diese Entscheidung zu ‚überspringen‘, in welchem Falle ihr Konto 
standardmäßig auf „öffentlich“ gesetzt ist“). 
Bezeichnend ist, dass die irische Aufsichtsbehörde hinsichtlich der standardmäßig auf „öffentlich“ gesetzten 
Kontoeinstellungen feststellt, dass nicht klar sei, weshalb die TTL es angesichts der damit verbundenen 
hochgradigen Risiken gestattete, die Konten von Nutzern im Kindesalter standardmäßig auf „öffentlich“ zu 
setzen (Beschlussentwurf, Rn. 160). 
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Nutzende im Kindesalter dann aber die Wahl hat, diese Stufe einfach zu „überspringen“.44 Dazu 

stellt die irische Aufsichtsbehörde fest, dass „diese Formulierung einen Anreiz dafür zu geben 

scheint, für ein privates Konto zu optieren, oder diese Entscheidung sogar trivialisiert“.45 Die mit 

einem öffentlichen Konto verbundenen Auswirkungen, so die irische Aufsichtsbehörde, seien 

„besonders gravierend und weitreichend“, da der veröffentlichte Inhalt „in einer Weise zugänglich 

wäre, angeschaut oder in sonstiger Weise verarbeitet werden könnte, die sich der Kontrolle der 

betroffenen Person und der TTL entzieht“.46 

36. Die irische Aufsichtsbehörde hebt auch die „Auswirkungskaskade“ hervor, die sich bei einem 

standardmäßig auf „öffentlich“ gesetzten Konto für die anderen Plattform-Einstellungen des 

Nutzenden im Kindesalter ergibt (dass nämlich auch Videos und Kommentare standardmäßig 

öffentlich gepostet werden und einige Features standardmäßig aktiviert sind).47 Auch wenn der 

Nutzende im Kindesalter auf dem Registrierungs-Pop-up den Button „Überspringen“ wähle, habe 

dies einen „Kaskadeneffekt, da dadurch viele weitere Plattform-Einstellungen öffentlich werden 

könnten – auch der Zugang zu Kommentaren zu vom Nutzenden im Kindesalter erstelltem 

Videoinhalt“.48 

37. Zu der Auswirkung, dass jedes Video standardmäßig öffentlich gepostet würde, erklärt die irische 

Aufsichtsbehörde außerdem, dass, wenn „Nutzende mit öffentlichem Konto ein öffentliches Video 

veröffentlichen wollten, die damit verbundenen Auswirkungen in einer Pop-up-Mitteilung erklärt 

würden, verbunden mit der Aufforderung an den Nutzenden, ‚Abbrechen‘ (‚Cancel‘) oder ‚Jetzt 

posten‘ (‚Post now‘) zu wählen (‚Video-Posting-Pop-up‘). 

38. Im Video-Posting-Pop-up war der Button-Hintergrund ‚Abbrechen‘ hellgrau gefärbt und ‚Jetzt 

posten‘ war schwarz“.49 Dazu führte die irische Aufsichtsbehörde aus, dass es zwar „wie die TTL 

anmerkt, auf der untersten Ebene eine Einstellung für jedes einzelne Video gibt und dass einem 

Nutzenden im Kindesalter, wenn ein Video erstmals öffentlich gepostet werden soll, ein ‚Anstoß‘ 

gegeben werde, zwischen ‚Jetzt posten‘ und ‚Abbrechen‘ zu wählen, dass jedoch die Plattform-

Einstellungen offenkundig Anreize dafür gaben, das öffentliche Posting von Videos zu wählen, 

sowohl durch die Wortwahl als auch durch die unterschiedliche Färbung“.50 Laut der irischen 

Aufsichtsbehörde hat das öffentliche Posten eines Videos, wenn der Nutzende ein öffentliches 

Konto hat, die Wirkung, dass es einem unbegrenzten Publikum möglich ist, das Video anzuschauen 

und darauf zuzugreifen.51 

39. Das Video-Posting-Pop-up enthielt den Text: „Dein Konto ist öffentlich und jeder kann deine 

öffentlichen Videos anschauen. Du kannst dieses Video auf privat setzen oder in deinen 

Privatsphäre-Einstellungen auf ein privates Konto umstellen“.52 

40. Die irische Aufsichtsbehörde führt im Beschlussentwurf auch aus, dass „der Transparenzmangel, 

sowohl für sich genommen als auch in Bezug auf die Verwendung – oder eher gesagt 

Nichtverwendung – von Informationen über die Verarbeitung personenbezogener Daten in 

 
44 Beschlussentwurf, Rn. 160. 
45 Beschlussentwurf, Rn. 160. 
46 Beschlussentwurf, Rn. 160. 
47 Beschlussentwurf, Rn. 161-164. 
48 Beschlussentwurf, Rn. 173. 
49 Beschlussentwurf, Rn. 131 und Abbildung 6 in Rn. 257. 
50 Beschlussentwurf, Rn. 162. 
51 Beschlussentwurf, Rn. 162. 
52 Beschlussentwurf, Abbildung 6 in Rn. 257. 
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präziser, transparenter, verständlicher und leicht zugänglicher Form in einer klaren und einfachen 

Sprache dazu führt, dass es an geeigneten technischen und organisatorischen Maßnahmen, die die 

TTL für ihre Plattform-Einstellungen und Nutzende im Kindesalter einsetzt, fehlt“.53 

41. Die irische Aufsichtsbehörde stellt fest, dass das Registrierungs-Pop-up keine Angaben dazu

enthielt, ob sich der Umstand, dass mit einem öffentlichen Konto gepostete Videos von jedem

angeschaut werden konnten, sich nur auf andere registrierte TTL-Nutzende oder in der Tat auf

jedermann bezog.54 Auch habe das Registrierungs-Pop-up es dem Nutzenden nicht gestattet, sich

zu den Datenschutzgrundsätzen oder der Zusammenfassung für Nutzende unter 18

durchzuklicken, um nachzulesen, wer mit „jedermann“ gemeint ist, und jedenfalls sei in keinem

der beiden Dokumente deutlich erklärt worden, dass der Inhalt eines öffentlichen Kontos für ein

unbegrenztes Publikum,das auch nicht registrierte Nutzende einschließt, zugänglich wäre.55

42. Gleichermaßen geht nach der Analyse der irischen Aufsichtsbehörde auch aus dem Video-Posting-

Pop-up nicht deutlich hervor, dass öffentliche Konten und öffentlich gepostete Videos auch von

nicht registrierten Personen angeschaut werden könnten.56

43. Die irische Aufsichtsbehörde stellt fest, dass die von der TTL gemachten Angaben, einschließlich

der Angaben im Registrierungs-Pop-up und im Video-Posting-Pop-up sowie die Verwendung von

Begriffen wie „Dritte“, „jedermann“ und „jeder“ „vage und undurchsichtig“ seien.57 Auch das

Vorbringen der TTL, dass die Verwendung einschlägiger Begriffe wie „öffentlich“, „jedermann“ und

„jeder“ „präzise, transparent, verständlich und leicht zugänglich“ seien, wird von der irischen

Aufsichtsbehörde mit der Begründung zurückgewiesen, dass solche Begriffe „uneindeutig sind, da

sie sich sowohl auf registrierte als auch auf nicht registrierte Nutzende beziehen können“.58 Des

Weiteren stellt die irische Aufsichtsbehörde fest, dass die „TTL es versäumt hat, Nutzende im

Kindesalter darüber zu informieren, dass die Standardeinstellung ‚öffentlich‘ für die Verarbeitung

von Konten bedeutet, dass ein unbegrenztes Publikum (auch nicht registrierte Nutzende) ihre

personenbezogenen Daten anschauen könnte“.59

44. Zu Frage 3 gelangt die irische Aufsichtsbehörde in ihrer Feststellung 5 zu dem Ergebnis, dass die

TTL ihre Verpflichtungen aus den Artikeln 12 Absatz 1 und 13 Absatz 1 Buchstabe e DSGVO nicht

erfüllt habe.60 Im Zusammenhang mit ihren Schlussfolgerungen führt die irische Aufsichtsbehörde

des Weiteren aus, dass die Informationsmängel der TTL keine Verletzung des

Transparenzgrundsatzes im Sinne von Artikel 5 Absatz 1 Buchstabe a DSGVO darstellten.61

53 Beschlussentwurf, Rn. 165. 
54 Beschlussentwurf, Rn. 256. 
55 Beschlussentwurf, Rn. 256 und Rn. 272-273. 
56 Beschlussentwurf, Rn. 257-259 und Rn. 272-273. 
57 Beschlussentwurf, Rn. 272. 
58 Beschlussentwurf, Rn. 259 („Das Vorbringen der TTL, dass sie ‚einfache, klare Begrifflichkeiten verwendet 
habe, die für alle Nutzer leicht verständlich wären‘ und dass die relevante Verwendung von Begriffen wie 
‚öffentlich‘, ‚jedermann‘ und ‚jeder‘ präzise, transparent, verständlich und leicht zugänglich sei, wird von mir 
nicht akzeptiert“. Derartige Begriffe sind insoweit uneindeutig, als sie sich sowohl auf registrierte Nutzer 
beziehen können als auch auf solche, die nicht registriert sind, und diese Unterscheidung hätte in kurzer und 
einfacher Form klargestellt werden können. In der Tat bezieht sich die TTL laut [7.20] der Erwiderung auf den 
vorläufigen Beschlussentwurf auf Abbildung 9, wo es heißt: „Jeder wird deine Inhalte und Likes sehen können. 
Du brauchst Follower nicht mehr zu genehmigen“. Dieser zusätzliche Kontext würde vermuten lassen, dass sich 
die TTL lediglich auf registrierte Nutzer bezog und nicht auf jedermann“). 
59 Beschlussentwurf, Rn. 273. 
60 Beschlussentwurf, Feststellung 5. 
61 Beschlussentwurf, Rn. 275. 
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Zusammenfassung des von den betroffenen Aufsichtsbehörden erhobenen 

Einspruchs 

45. Der von den deutschen Aufsichtsbehörden gemäß Artikel 4 Nummer 24 und Artikel 60 Absatz 4

DSGVO eingelegte Einspruch betrifft das Vorliegen einer zusätzlichen Verletzung des in Artikel 5 

Absatz 1 Buchstabe a DSGVO verankerten Grundsatzes von Treu und Glauben.62 Ihrer Ansicht

nach hat die TTL, wenn man den von der irischen Aufsichtsbehörde in ihrem Beschlussentwurf

dargelegten Sachverhalt zugrunde legt, „Dark Patterns“ implementiert und dadurch den Grundsatz

von Treu und Glauben verletzt.63

46. Die deutschen Aufsichtsbehörden sind der Ansicht, dass die irische Aufsichtsbehörde in ihrer

Bewertung des Registrierungsprozesses der TTL für Nutzende im Kindesalter und der

Standardeinstellung „öffentlich“ „versäumt, zu würdigen und festzustellen, dass in dieser

Verarbeitung ‚Dark Patterns‘ implementiert sind“, welche gegen den Grundsatz von Treu und

Glauben verstießen.64 In der Konsequenz heben die deutschen Aufsichtsbehörden hervor, dass der

Beschlussentwurf, wenn die irische Aufsichtsbehörde ihrem Einspruch folgte, die zusätzliche

Feststellung enthielte, dass die TTL im relevanten Zeitraum gegen Artikel 5 Absatz 1 Buchstabe a 

DSGVO verstieß, indem sie „Dark Patterns“ verwendete, um Nutzende im Kindesalter davon

abzuhalten, von ihrem Wahlrecht, ob sie ihr Konto auf „öffentlich“ zu setzen oder nicht, Gebrauch

zu machen.65

47. Nach Ansicht der deutschen Aufsichtsbehörden hat die TTL in zwei Situationen gegen Artikel 5 

Absatz 1 Buchstabe a DSGVO und insbesondere gegen den Grundsatz von Treu und Glauben

verstoßen, nämlich durch „‚Dark Patterns‘ auf einer Social-Media-Plattform, die Anstöße geben,

die den Nutzenden zu einer bestimmten Entscheidung lenken“.66

48. Die erste dieser Situationen betrifft den Registrierungsprozess für Nutzende im Kindesalter und das

den Nutzenden angezeigte Registrierungs-Pop-up, das sie zur Entscheidung zwischen einem

privaten und einem öffentlichen Konto auffordert;67 insoweit nimmt die deutsche

Aufsichtsbehörde Bezug auf die Randnummern 72, 128, 160, 173 und 255 des Beschlussentwurfs,

die in den Randnummern 31-36 dieses verbindlichen Beschlusses referiert werden.

49. Die deutschen Aufsichtsbehörden führen in ihrem Einspruch aus, die irische Aufsichtsbehörde habe

in Randnummer 160 des Beschlussentwurfs mit dem Wort „aufgefordert“ [„prompted“] wie auch

durch die Verwendung der Wörter „Anreiz geben“ [„incentivise“] und „trivialisieren“ [„trivialise“]

gezeigt, dass im Registrierungsprozess von „Anstößen“ ][Nudging] Gebrauch gemacht worden

sei.68

50. Im Hinblick darauf, so meinen die deutschen Aufsichtsbehörden, habe die irische Aufsichtsbehörde

bei ihrer Würdigung des Screenshots von der Auswahl zwischen „Auf Privat setzen“ und

„Überspringen“ versäumt, den Schluss zu ziehen, dass die Platzierung der Option „Überspringen“

auf der rechten Seite die Mehrheit der Nutzenden dazu verleiten werde, „Überspringen“ zu

wählen, da die „Nutzenden von Internet und sozialen Medien gewöhnt sind, mit dem Button auf

62 Einspruch der deutschen Aufsichtsbehörden, S. 3. 
63 Einspruch der deutschen Aufsichtsbehörden, S. 4. 
64 Einspruch der deutschen Aufsichtsbehörden, S. 3. 
65 Einspruch der deutschen Aufsichtsbehörden, S. 3. 
66 Einspruch der deutschen Aufsichtsbehörden, S. 4. 
67 Einspruch der deutschen Aufsichtsbehörden, S. 4. 
68 Einspruch der deutschen Aufsichtsbehörden, S. 5. 
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der rechten Seite die jeweilige Stufe zu erledigen und zur nächsten Stufe zu gelangen 

(Muskelgedächtnis)“.69 

51. Die zweite Situation betrifft das Video-Posting-Pop-up, d. h. das Pop-up-Fenster, mit dem 

Nutzenden aufgefordert werden, zu bestätigen, ob sie ein Video online posten wollen, wobei ihnen 

die Auswahl zwischen „Abbrechen“ und „Jetzt posten“ gegeben wird.70 Die deutschen 

Aufsichtsbehörden heben hervor, dass die Option „Jetzt posten“ in Fettdruck geschrieben sei.71 

Nach Ansicht der deutschen Aufsichtsbehörden ist der von der TTL gegebene Anstoß in dieser 

Situation „noch gravierender“.72 

52. Diesbezüglich heben die deutschen Aufsichtsbehörden hervor, dass die Auswahl „Jetzt posten“ 

rechts platziert sei, sodass es wahrscheinlicher sei, dass die Nutzenden diese Option wählten statt 

der links platzierten Option „Abbrechen“.73 Die deutschen Aufsichtsbehörden meinen, der 

Anstoßeffekt werde noch dadurch verstärkt, dass die Option „Jetzt posten“ in Fettdruck 

geschrieben sei, „Abbrechen“ dagegen normal angezeigt sei.74 

53. Die deutschen Aufsichtsbehörden meinen, dies bedeute, dass die Option „Jetzt posten“ deutlicher 

sichtbar und für die Nutzenden auffälliger sein werde, weshalb es wiederum wahrscheinlicher sei, 

dass die Nutzenden diese Option wählten.75 

54. Überdies führen die deutschen Aufsichtsbehörden aus, dass „das Pop-in-Fenster es den 

Nutzendenden unnötig schwer macht, die Standardeinstellungen an diesem Punkt zu ändern“.76 

Dies liege daran, dass die „Privatsphäre-Einstellungen“ im Fenster zwar erwähnt seien, ein direkter 

Link zu den betreffenden Einstellungen jedoch fehle.77 Dies bedeute, so die deutschen 

Aufsichtsbehörden, dass Nutzende, die die Einstellungen ändern möchten, zunächst „Abbrechen“ 

wählen und dann die Mühe auf sich nehmen müssten, nach den Privatsphäre-Einstellungen zu 

suchen, wo sie dann die richtige Einstellung für die Sichtbarkeit des Kontos/die Umstellung auf ein 

privates Konto finden müssten.78 

55. Auf Grundlage der vorstehenden Argumentation sind die deutschen Aufsichtsbehörden der 

Ansicht, dass es deshalb weniger wahrscheinlich sei, dass Nutzende ihre Einstellungen ändern, 

wohingegen eine hohe Wahrscheinlichkeit bestehe, dass die Nutzenden das Video einfach mit den 

vorab gesetzten Einstellungen posten würden.79 Des Weiteren verweisen die deutschen 

Aufsichtsbehörden darauf, dass die irische Aufsichtsbehörde diese Praxis in Randnummer 162 des 

Beschlussentwurfs als „Nudging“ – d. h. als eine Praxis, bei der Nutzende durch Anstöße in eine 

bestimmte Richtung gelenkt werden – bezeichne.80 

 
69 Einspruch der deutschen Aufsichtsbehörden, S. 5. 
70 Einspruch der deutschen Aufsichtsbehörden, S. 5-6 (unter Bezugnahme auf Abbildung 6, Pop-up-Mitteilung, 
die erscheint, bevor ein öffentliches Video gepostet wird, Beschlussentwurf, Rn. 257). 
71 Einspruch der deutschen Aufsichtsbehörden, S. 6. 
72 Einspruch der deutschen Aufsichtsbehörden, S. 5. 
73 Einspruch der deutschen Aufsichtsbehörden, S. 6. 
74 Einspruch der deutschen Aufsichtsbehörden, S. 6 (unter Bezugnahme auf Abbildung 6, Pop-up-Mitteilung, die 
erscheint, bevor ein öffentliches Video gepostet wird, Beschlussentwurf, Rn. 257). 
75 Einspruch der deutschen Aufsichtsbehörden, S. 6. 
76 Einspruch der deutschen Aufsichtsbehörden, S. 6. 
77 Einspruch der deutschen Aufsichtsbehörden, S. 6. 
78 Einspruch der deutschen Aufsichtsbehörden, S. 6. 
79 Einspruch der deutschen Aufsichtsbehörden, S. 6. 
80 Vgl. diesen verbindlichen Beschluss, Rn. 49 oben. 
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56. Nach Ansicht der deutschen Aufsichtsbehörden handelt es sich um eine unfaire Praxis und

Verarbeitung, wenn den betroffenen Personen die Wahl zugunsten des Schutzes ihrer

personenbezogenen Daten – und nicht die für ihren Datenschutz nachteilige Wahl – erschwert

wird.81 Die deutschen Aufsichtsbehörden meinen deshalb, dass die irische Aufsichtsbehörde es

versäumt habe, die in der Implementierung von „Dark Patterns“ liegende Verletzung des

Grundsatzes von Treu und Glauben aus Artikel 5 Absatz 1 Buchstabe a DSGVO82 zu prüfen und

festzustellen83.

57. Ausgehend von der von der irischen Aufsichtsbehörde vorgenommenen Bewertung sind die

deutschen Aufsichtsbehörden der Ansicht, die TTL habe „Dark Patterns“ implementiert und

dadurch den Grundsatz von Treu und Glauben aus Artikel 5 Absatz 1 Buchstabe a DSGVO verletzt.

Zusätzlich verweisen die deutschen Aufsichtsbehörden auf Randnummer 8 der Leitlinien 3/2022

des EDSA84, insbesondere auf die Ausführungen, die der EDSA in seinen Leitlinien macht, dass

nämlich „der Grundsatz von Treu und Glauben eine Schirmfunktion hat und dass keinerlei ‚Dark

Patterns‘ damit vereinbar wären, ganz unabhängig von der Einhaltung anderer

Datenschutzgrundsätze“.85 Die deutschen Aufsichtsbehörden erinnern auch an die vom EDSA

vorgenommene Definition von „Dark Patterns“.86

58. Des Weiteren sind die deutschen Aufsichtsbehörden der Ansicht, dass der Umstand, dass die

irische Aufsichtsbehörde keinen Verstoß gegen den Grundsatz von Treu und Glauben festgestellt

habe, die Grundrechte und Grundfreiheiten von TTL-Nutzendenden im Kindesalter erheblich

gefährde. Die durch „Dark Patterns“ gegebenen Anstöße verleiteten diese Nutzenden zu

Entscheidungen mit negativen Auswirkungen auf den Schutz ihrer personenbezogenen Daten.87

59. Die deutschen Aufsichtsbehörden behaupten, dass TTL von Millionen von Nutzenden in Europa

genutzt werde, darunter Millionen von Nutzendenden im Kindesalter, und verweisen auf

Erwägungsgrund 38 der DSGVO, der einen besonderen Schutz für die Verarbeitung

personenbezogener Daten von Kindern vorsehe. Die deutschen Aufsichtsbehörden meinen, dass

die Wahrscheinlichkeit, sich von „Dark Patterns“ verleiten zu lassen, bei Kindern höher sei.88 Hinzu

komme, dass der Beschlussentwurf auf die Verarbeitung personenbezogener Daten von

Nutzendenden im Kindesalter fokussiere, weshalb der Umstand, dass die irische Aufsichtsbehörde

keinen Verstoß gegen den Grundsatz von Treu und Glauben festgestellt habe, für die Grundrechte

und Grundfreiheiten von Kindern von besonderer Bedeutung sei. All dies sei von umso größerer

Relevanz, als die irische Aufsichtsbehörde im Beschlussentwurf von „Nudging“ spreche, dessen

Folgen, nämlich den Verstoß gegen Artikel 5 Absatz 1 Buchstabe a DSGVO, aber nicht nenne.

Würde der Beschluss veröffentlicht, so könnte dies von der TTL, aber auch von anderen Anbietern

81 Einspruch der deutschen Aufsichtsbehörden, S. 6-7. 
82 Einspruch der deutschen Aufsichtsbehörden, S. 6. 
83 Einspruch der deutschen Aufsichtsbehörden, S. 3. 
84 Guidelines 03/2022 on Dark patterns in social media platform interfaces: how to recognise and avoid them 
(„EDPB Guidelines on deceptive design patterns“) [Leitlinien 03/2022 über die Erkennung und Vermeidung von 
Dark Patterns in Schnittstellen von Social-Media-Plattformen], angenommen am 12. März 2022 (Fassung der 
öffentlichen Konsultation) (im Folgenden „EDSA-Leitlinien über täuschende Gestaltungsmuster“). 
85 Einspruch der deutschen Aufsichtsbehörden, S. 4, unter Bezugnahme auf die EDSA-Leitlinien über täuschende 
Gestaltungsmuster, Rn. 8. 
86 Einspruch der deutschen Aufsichtsbehörden, S. 4, unter Bezugnahme auf die EDSA-Leitlinien über täuschende 
Gestaltungsmuster, Rn. 8. 
87 Einspruch der deutschen Aufsichtsbehörden, S. 7. 
88 Insoweit verweisen die deutschen Aufsichtsbehörden auf die EDSA-Leitlinien über täuschende 
Gestaltungsmuster, Rn. 7. 
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sozialer Medien zumindest zum Teil als Freibrief für die Verwendung von „Nudging“ und „Dark 

Patterns“ verstanden werden.89 

60. Der Umstand, dass von der irischen Aufsichtsbehörde kein Verstoß gegen Artikel 5 Absatz 1

Buchstabe a DSGVO festgestellt wurde, birgt nach Ansicht der deutschen Aufsichtsbehörden das

Risiko, dass Nutzende ständig mit „Dark Patterns“ konfrontiert werden, die sie dazu verleiten,

unbewusst Entscheidungen zu treffen, die ihrem Interesse am Schutz ihrer Privatsphäre

zuwiderlaufen.90

Standpunkt der federführenden Aufsichtsbehörde zum Einspruch 

61. Die irische Aufsichtsbehörde ist der Ansicht, dass der von den deutschen Aufsichtsbehörden

eingelegte Einspruch wegen der Nichtfeststellung eines Verstoßes gegen den Grundsatz von Treu

und Glauben aus Artikel 5 Absatz 1 Buchstabe a DSGVO keinen maßgeblichen und begründeten

Einspruch darstellt.91

62. In ihrer Sammelantwort merkt die irische Aufsichtsbehörde an, dass die deutschen

Aufsichtsbehörden die einzigen betroffenen Aufsichtsbehörden seien, die diesen Punkt

angesprochen hätten, und die irische Aufsichtsbehörde fragt sich, ob eine auf dem Einspruch der

deutschen Aufsichtsbehörden beruhende Änderung ihres Beschlussentwurfs „den

Konsensstandpunkt der betroffenen Aufsichtsbehörden in dieser Frage respektieren würde“.92

63. Des Weiteren führt die irische Aufsichtsbehörde aus, dass sie keine Feststellung eines Verstoßes

aufnehmen könne, deren Gegenstand nicht im Zuge der in Rede stehenden Untersuchung geprüft

worden sei und zu welcher der TTL niemals Recht auf rechtliches Gehör gewährt worden sei.93

64. Die irische Aufsichtsbehörde hat dazu erklärt, dass sie diesem Einspruch nicht zu folgen

beabsichtige.94

Würdigung durch den EDSA 

4.4.1 Bewertung der Maßgeblichkeit und Begründetheit des Einspruchs 

65. Der von den deutschen Aufsichtsbehörden eingelegte Einspruch betrifft die Frage, „ob ein

zusätzlicher Verstoß gegen die DSGVO vorliegt“,95 denn es wird geltend gemacht, dass die irische

Aufsichtsbehörde auf Grundlage des im Beschlussentwurf geschildeten Sachverhalts einen Verstoß

gegen den Grundsatz von Treu und Glauben nach Artikel 5 Absatz 1 Buchstabe a DSGVO hätte

feststellen und dieses Ergebnis in ihren endgültigen Beschluss hätte mitaufnehmen aufnehmen

müssen.96

89 Einspruch der deutschen Aufsichtsbehörden, S. 7. 
90 Einspruch der deutschen Aufsichtsbehörden, S. 8. 
91 Einspruchsprüfung der irischen Aufsichtsbehörde, S. 2. 
92 Sammelantwort, S. 6. 
93 Sammelantwort, S. 6. 
94 Sammelantwort, S. 6-7. 
95 EDSA-Leitlinien zum maßgeblichen und begründeten Einspruch, Rn. 24. 
96 Einspruch der deutschen Aufsichtsbehörden, S. 3. 



Angenommen 19 

66. Die Auffassung der TTL, dass der Einspruch der deutschen Aufsichtsbehörden nicht den in Artikel 4

Nummer 24 DSGVO genannten Anforderungen genüge und deshalb ohne weitere Prüfung

abzuweisen sei,97 wird vom EDSA zur Kenntnis genommen.

67. Die TTL ist insbesondere der Ansicht, dass der Einspruch der deutschen Aufsichtsbehörden nicht

maßgeblich sei, weil er eine neue Frage aufwerfe, die nicht Gegenstand der Untersuchung gewesen

sei.98 Selbst wenn die von der irischen Aufsichtsbehörde geführte Untersuchung gewisse

Tatbestandsmerkmale des Artikels 5 Absatz 1 Buchstabe a DSGVO berücksichtigt habe, sei doch

der von den deutschen Aufsichtsbehörden erhobene Vorwurf, dass die TTL „Dark Patterns“

verwende, was einen Verstoß gegen den Grundsatz von Treu und Glauben darstelle, weder

untersucht noch der TTL vorgelegt worden.99 Diesbezüglich hebt der EDSA hervor, dass Einsprüche

– entgegen der von der TTL vertretenen Auffassung100 – direkt an den wesentlichen Inhalt des

Beschlussentwurfs der federführenden Aufsichtsbehörde anknüpfen können, selbst wenn sie nicht

in den Rahmen der von der federführenden Aufsichtsbehörde geführten Untersuchung fallen. Zur

Beurteilung, ob ein Einspruch „maßgeblich“ ist oder nicht, erinnert der EDSA daran, dass ein

Einspruch hinsichtlich der Frage, ob ein Verstoß gegen die DSGVO vorliegt, auch eine

Meinungsverschiedenheit über die aus den Ergebnissen der Untersuchung zu ziehenden

Schlussfolgerungen beinhalten kann und dass beispielsweise geltend gemacht werden kann, dass

sich aus den Feststellungen über die bereits von der federführenden Aufsichtsbehörde in ihrem

Beschlussentwurf festgestellten Verstöße hinaus ein zusätzlicher Verstoß gegen eine Bestimmung

der DSGVO ergibt.101 Der   Einspruch der deutschen Aufsichtsbehörden stützt sich tatsächlich auf

den Inhalt und die Feststellungen im Beschlussentwurf,102 um aufzuzeigen, dass die irische

Aufsichtsbehörde es im Rahmen ihres Beschlussentwurfs versäumt habe, den Schluss zu ziehen,

97 Vorbringen der TTL zum Verfahren nach Artikel 65, Rn. 5.3, 7.2. 
98 Vorbringen der TTL zum Verfahren nach Artikel 65, Rn. 7.3. 
99 Vorbringen der TTL zum Verfahren nach Artikel 65, Rn. 7.4-7.5. 
100 Vorbringen der TTL zum Verfahren nach Artikel 65, Rn. 7.6 (wo die TTL ausführt, dass es „klar ist, dass der 
Einspruch der Berliner Aufsichtsbehörde, indem er über den festgelegten Gegenstand der Untersuchung 
hinausgeht, in keinem unmittelbaren Zusammenhang mit jeglichen Feststellungen im Beschlussentwurf steht – 
was die Berliner Aufsichtsbehörde vorschlägt, ist vielmehr eine ganz neue Feststellung. Folglich kann dieser 
Einspruch nicht als ‚maßgeblich‘ angesehen werden“). 
101 EDSA-Leitlinien zum maßgeblichen und begründeten Einspruch, Rn. 26. 
102 Die deutschen Aufsichtsbehörden verweisen zum Beispiel auf die Rn. 72, 128, 160, 162, 173, 255 des 
Beschlussentwurfs. 
Hinsichtlich des Registrierungs-Pop-ups führen die deutschen Aufsichtsbehörden zur Beschreibung der 
Alternative zwischen „Auf Privat setzen“ und „Überspringen“ (was dazu führt, dass das Konto des Nutzers 
standardmäßig auf „öffentlich“ gesetzt wird) die Rn. 72, 138 und 255 des Beschlussentwurfs sowie die von der 
irischen Aufsichtsbehörde vorgenommene Analyse des Wortlauts dieses Pop-ups an, das „die Entscheidung für 
ein privates Konto zu begünstigen oder gar zu bagatellisieren scheint“.“. Des Weiteren stützen sich die 
deutschen Aufsichtsbehörden auf Rn. 173 des Beschlussentwurfs, um den „Kaskadeneffekt“ zu beschreiben, der 
sich für die weiteren Plattform-Einstellungen ergeben kann, wenn sich Nutzer für „Überspringen“ entscheiden. 
Hinsichtlich des Video-Posting-Pop-ups beziehen sich die deutschen Aufsichtsbehörden direkt auf Rn. 162 des 
Beschlussentwurfs und insbesondere auf die Ausführungen der irischen Aufsichtsbehörde, dass die beiden den 
Nutzern zur Wahl gestellten Optionen (d. h. „Abbrechen“ oder „Jetzt posten“) den Nutzer im Kindesalter in eine 
bestimmte Richtung lenken würden, und auf den Umstand, dass „die Plattform-Einstellungen offenkundig 
Anreize dafür gaben, das öffentliche Posting von Videos zu wählen – und zwar sowohl durch die Wortwahl als 
auch durch die unterschiedliche Farbgebung“. 
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dass ein Verstoß der TTL gegen den Grundsatz von Treu und Glauben im Sinne von Artikel 5 

Absatz 1 Buchstabe a DSGVO gegeben sei.103 

68. Der EDSA stellt fest , dass der Einspruch der deutschen Aufsichtsichbehörden in unmittelbarem 

Zusammenhang mit dem Beschlussentwurf steht und vielfach auf dessen sachlichen und 

rechtlichen Inhalt Bezug nimmt.104 Würde dem Einspruch der deutschen Aufsichtsbehörden 

gefolgt, so würde dies zu einer anderen Schlussfolgerung führen hinsichtlich der Frage, „ob gegen 

die DSGVO verstoßen wurde“, zu einer anderen Schlussfolgerung führen,105 denn in diesem Falle, 

wäre die zusätzliche Feststellung aufzunehmen, dass die TTL im relevanten Zeitraum gegen 

Artikel 5 Absatz 1 Buchstabe a DSGVO (insbesondere gegen den Grundsatz von Treu und Glauben) 

verstoßen hat.106 

69. Folglich stellt der EDSA fest, dass der Einspruch maßgeblich ist. 

70. Hinsichtlich der Frage, ob ein Einspruch „begründet“ ist oder nicht, erinnert der EDSA daran, dass 

der Einspruch alle Klarstellungen und Argumente enthalten muss, warum eine Änderung des 

Beschlusses vorgeschlagen wird (d. h. die rechtlichen und die sachlichen Fehler des 

Beschlussentwurfs der federführenden Aufsichtsbehörde).107 

71. Die TTL meint, der Einspruch der deutschen Aufsichtsbehörden sei nicht hinreichend begründet, 

weil er lediglich vage auf die Leitlinien des EDSA verweise und sich auf eine Begründung stütze, die 

weder detailliert noch genau sei.108 Auch hätten die deutschen Aufsichtsbehörden keine 

hinreichende Begründung bezüglich der Verwendung von „Dark Patterns“ durch die TTL vorgelegt, 

da sie die genaue Art von „Dark Pattern(s)“, die es im relevanten Zeitraum gegeben haben soll, 

nicht spezifiziert hätten.109 

72. Diese Ausführungen der TTL vermögen den EDSA nicht zu überzeugen, da - im Gegenteil - die 

deutschen Aufsichtsbehörden mehrere rechtliche und tatsächliche Argumente dafür vorgebracht 

haben, weshalb die irische Aufsichtsbehörde auf Grundlage der im Beschlussentwurf getroffenen 

Feststellungen einen zusätzlichen Verstoß gegen den Grundsatz von Treu und Glauben hätte 

feststellen müssen.110 

73. Konkret analysieren die deutschen Aufsichtsbehörden in ihrem Einspruch unter Berücksichtigung 

des von der irischen Aufsichtsbehörde in ihrem Beschlussentwurf geschilderten Sachverhalts 

bezüglich des Registrierungs-Pop-ups und des Video-Posting-Pop-ups , dass die TTL „Dark Patterns“ 

implementiert und dadurch gegen den Grundsatz von Treu und Glauben nach Artikel 5 Absatz 1 

Buchstabe a DSGVO verstoßen habe.111 Nach Ansicht der deutschen Aufsichtsbehörden handelt es 

 
103 Einspruch der deutschen Aufsichtsbehörden, S. 8 („die DPC [Data Protection Commission] hat in ihren 
Analysen aufgezeigt, dass in den Benutzerschnittstellen der TTL ‚Dark Patterns‘ und ‚Nudging‘ implementiert 
waren; daraus hat die DPC allerdings keine rechtlichen Konsequenzen gezogen, da sie keinen Verstoß gegen 
Artikel 5 Absatz 1 Buchstabe a DSGVO festgestellt hat“). 
104 Vgl. diesen verbindlichen Beschluss, Abschnitt 4.2 oben. 
105 EDSA-Leitlinien zum maßgeblichen und begründeten Einspruch, Rn. 13. 
106 Einspruch der deutschen Aufsichtsbehörden, S. 3-8. 
107 EDSA-Leitlinien zum maßgeblichen und begründeten Einspruch, Rn. 16. 
108 Vorbringen der TTL zum Verfahren nach Artikel 65, Rn. 7.13. 
109 Vorbringen der TTL zum Verfahren nach Artikel 65, Rn. 7.14. 
110 Vgl. diesen verbindlichen Beschluss, Abschnitt 4.2 oben. 
111 Einspruch der deutschen Aufsichtsbehörden, S. 3. 
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sichNutzende bei beiden Pop-ups um „Dark Patterns“ auf einer Social-Media-Plattform, da sie die 

Nutzenden zu einer bestimmten Entscheidung bringen..112 

74. In ihrer Begründung beschreiben die deutschen Aufsichtsbehörden das Registrierungs-Pop-up und

das Video-Posting-Pop-up im Einzelnen und erklären die Aspekte, derentwegen die irische

Aufsichtsbehörde einen Verstoß gegen den Grundsatz von Treu und Glauben hätte feststellen

müssen.

75. Insbesondere im Hinblick auf das Registrierungs-Pop-up113 stimmen die deutschen

Aufsichtsbehörden mit der von der irischen Aufsichtsbehörde gegebenen Darstellung überein, dass

die Nutzende im Registrierungsprozess aufgefordert wurden, zwischen „Auf Privat setzen“ und

„Überspringen“ (d. h. die Einstellung auf „öffentlich“ zu belassen) zu wählen, wobei Nutzende im

Kindesalter einfach für „Überspringen“ optieren konnten.114 Überdies betonen die deutschen

Aufsichtsbehörden den von der irischen Aufsichtsbehörde anerkannten Umstand115, dass die von

der TTL gewählte Formulierung die Entscheidung für ein privates Konto zu begünstigen oder gar zu

bagatellisieren scheint“.116 Dass die irische Aufsichtsbehörde diese Begriffe im Beschlussentwurf

verwendet, zeigt nach Ansicht der deutschen Aufsichtsbehörden, dass die irische Aufsichtsbehörde

der Auffassung ist, dass die TTL die Nutzende Nutzenden im Registrierungsprozess in eine

bestimmte Richtung gedrängt hat.117 Hinsichtlich desselben Pop-ups heben die deutschen

Aufsichtsbehörden auch die Feststellung der irischen Aufsichtsbehörde hervor, dass die

Entscheidung der Nutzenden für das „Überspringen“ einen Kaskadeneffekt haben kann, „da

dadurch viele weitere Plattform-Einstellungen öffentlich werden könnten – auch die Möglichkeit

der Kommentare zu Videoinhalten von Nutzendenden im KindesalterNutzende“.118 Ergänzend

führen die deutschen Aufsichtsbehörden an, dass die Option „Überspringen“ rechts platziert ist,

was die Mehrheit der Nutzenden dazu verleiten wird, diese Option zu wählen, da sie „daran

gewöhnt sind, mit dem Button auf der rechten Seite den jeweiligen Schritt zu erledigen und zum

nächsten zu gelangen (Muskelgedächtnis)“.119

76. Hinsichtlich des „Video-Posting-Pop-ups“120 führen die deutschen Aufsichtsbehörden aus, dass das

„Nudging“ noch gravierender sei, wenn Nutzende ein Video auf der TTL-Plattform posten

wollten.121 Insbesondere die Platzierung von „Jetzt posten“ auf der rechten Seite erhöhe die

Wahrscheinlichkeit, dass die Nutzenden diese Option wählten, zumal „Jetzt posten“ in Fettdruck

erscheine, wohingegen „Abbrechen“ normal geschrieben sei, was den „Nudging“-Effekt

verstärke.122 Zudem stellen die deutschen Aufsichtsbehörden fest, dass in den Informationen im

Pop-up von „Privatsphäre-Einstellungen“ die Rede ist, ohne dass es einen direkten Link zu den

Einstellungen gebe; wodurch es weniger wahrscheinlich werde, dass die Einstellungen geändert

112 Einspruch der deutschen Aufsichtsbehörden, S. 4. 
113 Vgl. diesen verbindlichen Beschluss, Rn. 49 oben. 
114 Einspruch der deutschen Aufsichtsbehörden, S. 5. 
115 Beschlussentwurf, Rn. 160. 
116 Einspruch der deutschen Aufsichtsbehörden, S. 5. 
117 Einspruch der deutschen Aufsichtsbehörden, S. 5. 
118 Einspruch der deutschen Aufsichtsbehörden, S. 5. 
119 Einspruch der deutschen Aufsichtsbehörden, S. 5. 
120 Vgl. diesen verbindlichen Beschluss, Rn. 37 oben. 
121 Einspruch der deutschen Aufsichtsbehörden, S. 5. 
122 Einspruch der deutschen Aufsichtsbehörden, S. 6. 
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würden, was wiederum dazu führe, dass die Nutzenden entscheiden, das Video mit den vorab 

gesetzten Einstellungen zu posten.123 

77. Die deutschen Aufsichtsbehörden tragen auch rechtliche Argumente vor durch Ausführungen zu

dem in Artikel 5 Absatz 1 Buchstabe a DSGVO verankerten Grundsatz von Treu und Glauben sowie

zur Definition von „Dark Patterns“ in den EDSA-Leitlinien 3/2022 (mit besonderem Fokus auf

Randnummer 8).124

78. Auf Grundlage der vorstehenden Ausführungen erachtet der EDSA den Einspruch als begründet.

79. Ein Einspruch erfüllt die Voraussetzungen des Artikels 4 Nummer 24 DSGVO jedoch nur, wenn aus

ihm die Tragweite der von dem Beschlussentwurf ausgehenden Risiken klar hervorgeht.125

80. Die TTL trägt vor, dass die Nutzendedeutschen Aufsichtsbehörden nicht hinreichend genau

dargelegt hätten, welche Risiken sich für jüngereNutzendende ergeben würden, falls dem

Einspruch nicht gefolgt werden sollte.126

81. Der EDSA nimmt diese Auffassung zur Kenntnis, merkt jedoch auch an, dass nach Ansicht der

deutschen Aufsichtsbehörden das Versäumnis der irischen Aufsichtsbehörde, einen Verstoß gegen

den Grundsatz von Treu und Glauben festzustellen, die Grundrechte und Grundfreiheiten von TTL-

Nutzenden im Kindesalter erheblich gefährde.127 Die von der TTL für die Nutzendenlenkung

verwendeten „Dark Patterns“ führten dazu, dass die Nutzenden Entscheidungen träfen, die sich

negativ auf den Schutz ihrer personenbezogenen Daten – und letztendlich auf ihre Grundrechte

und Grundfreiheiten – auswirkten.128 Zudem, so die deutschen Aufsichtsbehörden, werde TTL laut

dem Beschlussentwurf von „Millionen von Nutzendenden in Europa, darunter Millionen von

Nutzendenden im Kindesalter“, genutzt.129

82. Dies, so die deutschen Aufsichtsbehörden, sei von umso größerer Relevanz im Hinblick darauf, dass

die irische Aufsichtsbehörde im Beschlussentwurf das von der TTL betriebene „Nudging“ erwähnt

und analysiert habe; wenn daraufhin kein Verstoß gegen den Grundsatz von Treu und Glauben

festgestellt werde, so könnten andere Social-Media-Anbieter dies „zumindest zum Teil als Freibrief

dafür verstehen, Techniken wie „Nudging“ und „Dark Patterns“ einzusetzen“.130 Entsprechend

gelangen die deutschen Aufsichtsbehörden auf Grundlage der von der irischen Aufsichtsbehörde

vorgenommenen Analyse zu der Ansicht, dass bei Nichtfeststellung eines zusätzlichen Verstoßes

die Gefahr bestehe, dass Nutzende weiterhin mit „Dark Patterns“ konfrontiert und unbewusst zu

Entscheidungen verleitet würden,  die ihre Privatsphäre verletzten.131

123 Einspruch der deutschen Aufsichtsbehörden, S. 6. 
124 Einspruch der deutschen Aufsichtsbehörden, S. 3-4. 
125 EDSA-Leitlinien zum maßgeblichen und begründeten Einspruch, Rn. 36. 
126 Vorbringen der TTL zum Verfahren nach Artikel 65, Rn. 7.16-7.17. 
127 Einspruch der deutschen Aufsichtsbehörden, S. 7. 
128 Einspruch der deutschen Aufsichtsbehörden, S. 7. 
129 In diesem Zusammenhang verweisen die deutschen Aufsichtsbehörden auf Erwägungsgrund 38 der DSGVO, 
der für die Verarbeitung personenbezogener Daten von Kindern besonderen Schutz vorsieht, da Kinder sich der 
betreffenden Risiken, Folgen und Garantien bei der Verarbeitung ihrer personenbezogenen Daten weniger 
bewusst sind. Darüber hinaus führen die deutschen Aufsichtsbehörden unter Bezugnahme auf die Leitlinien des 
EDSA über „Dark Patterns“ aus, dass die Wahrscheinlichkeit, sich von „Dark Patterns“ verleiten zu lassen, bei 
Kindern höher sei. 
130 Einspruch der deutschen Aufsichtsbehörden, S. 7. 
131 Einspruch der deutschen Aufsichtsbehörden, S. 8. 
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83. Angesichts des Vorstehenden befindet der EDSA den Einspruch der deutschen Aufsichtsbehörden,

mit dem die irische Aufsichtsbehörde aufgefordert wird, zusätzlich zu den im Beschlussentwurf

vorgeschlagenen Verstößen einen Verstoß gegen den Grundsatz von Treu und Glauben nach

Artikel 5 Absatz 1 Buchstabe a DSGVO festzustellen, für maßgeblich und begründet im Sinne von

Artikel 4 Nummer 24 DSGVO.

84. Abschließend nimmt der EDSA den Standpunkt der TTL zur Kenntnis, dass die Aufnahme eines

festgestellten Verstoßes, der zuvor nicht Gegenstand der Untersuchung war, gegen das nach dem

irischen Recht und dem Unionsrecht gewährte Recht auf ein faires Verfahren, insbesondere

TikToks Recht auf rechtliches Gehör, verletzen würde.132 Der EDSA ist der Auffassung, dass der TTL

entgegen ihren Behauptungen das Recht, zu dieser Frage gehört zu werden, eingeräumt wurde, da

die TTL Gelegenheit hatte, zu dem von der betroffenen Aufsichtsbehörde in dieser Angelegenheit

eingelegten Einspruch Stellung zu nehmen.133

4.4.2 Beurteilung in der Sache 

85. Gemäß Artikel 65 Absatz 1 Buchstabe a DSGVO erlässt der EDSA einen verbindlichen Beschluss in

Bezug auf alle Angelegenheiten, die Gegenstand des maßgeblichen und begründeten Einspruchs

sind, insbesondere zu der Frage, ob ein Verstoß gegen die DSGVO vorliegt.

86. Der EDSA stellt fest, dass der für maßgeblich und begründet befundene Einspruch der deutschen

Aufsichtsbehörden die irische Aufsichtsbehörde auffordert, zusätzlich zu den im Beschlussentwurf

vorgeschlagenen Verstößen einen Verstoß gegen den Grundsatz von Treu und Glauben nach

Artikel 5 Absatz 1 Buchstabe a DSGVO festzustellen. Bei der Beurteilung, ob der eingelegte

Einspruch in der Sache begründet ist, berücksichtigt der EDSA auch den Standpunkt und das

Vorbringen der TTL zu diesem Einspruch.

87. Vorab erinnert der EDSA daran, dass nach dem Willen des Unionsgesetzgebers für die Einleitung

des Streitbeilegungsverfahrens ein einziger maßgeblicher und begründeter Einspruch genügt.134 In

der Tat hat der Unionsgesetzgeber absichtlich qualitative Anforderungen aufgestellt (dass nämlich

der Einspruch maßgeblich und begründet sein muss) und nicht quantitative Anforderungen.135 Das

Argument der irischen Aufsichtsbehörde, das Fehlen vergleichbarer Einsprüche anderer

betroffener Aufsichtsbehörden  ließe auf einen Konsens dieser betroffenen Aufsichtsbehörden

schließen, ist also für die vom EDSA vorgenommene Prüfung in der Begründetheit des vorliegenden

Falls nicht von Belang.

Standpunkt und Vorbringen der TTL zum Einspruch 

88. Wie bereits erwähnt, nimmt der EDSA die Auffassung der TTL zur Kenntnis, dass der Einspruch der

deutschen Aufsichtsbehörden weder maßgeblich noch begründet sei.136 Der EDSA nimmt auch zur

132 Vorbringen der TTL zum Verfahren nach Artikel 65, Rn. 7.7-7.11. 
133 Vgl. insbesondere Vorbringen der TTL zum Verfahren nach Artikel 65, Rn. 7.24-7.47, wo die TTL unter Angabe 
von Gründen ausführt, dass der Einspruch der deutschen Aufsichtsbehörden zurückgewiesen werden sollte, weil 
er in der Sache nicht begründet sei. 
134 Artikel 60 Absatz 4 DSGVO. 
135 Vgl. Presidency’s Discussion note on possible thresholds for submitting cases to the EDPB [Diskussionspapier 
des Ratsvorsitzes zu den in Betracht kommenden Voraussetzungen für die Vorlage von Fällen an den EDSA], 
5331/2015, Interinstitutionelles Dossier: 2012/0011(COD) Rn. 6, 
https://data.consilium.europa.eu/doc/document/ST-5331-2015-INIT/en/pdf 
136 Vgl. diesen verbindlichen Beschluss, Rn. 67 oben. 
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Kenntnis, dass es dem Einspruch der deutschen Aufsichtsbehörden nach Ansicht der TTL an 

Begründetheit in der Sache fehlt.137 

89. Die TTL führt dazu insbesondere aus, dass der Einspruch der deutschen Aufsichtsbehörden auf die

EDSA-Leitlinien 3/2022 über täuschende Gestaltungsmuster138 gestützt sei, die im März 2022

veröffentlicht und im Februar 2023 in der endgültigen Fassung angenommen worden seien.139 Die

Veröffentlichung der Leitlinien sei „deutlich nach dem für diese Untersuchung relevanten

Zeitraum“140 erfolgt und der Einspruch der deutschen Aufsichtsbehörden sei „vor der Annahme der

endgültigen Fassung der Leitlinien über täuschende Gestaltungsmuster erhoben worden“141.

Darüber hinaus beanstandet die TTL, dass sich der EDSA auf die Leitlinien über täuschende

Gestaltungsmuster berufe.142

90. Der EDSA gibt Leitlinien heraus, um über bestehende Vorschriften aufzuklären und ein

gemeinsames Verständnis der unionsrechtlichen Datenschutzvorschriften zu fördern. Die Leitlinien

über täuschende Gestaltungsmuster geben wichtige praktische Hinweise, die den

Verantwortlichen und Auftragsverarbeitern bei der Einhaltung der DSGVO helfen können. Diese

Leitlinien sind auf die bereits früher erteilten Hinweise des EDSA zum Grundsatz von Treu und

Glauben aufgebaut und abgestimmt: Der EDSA hatte bereits vor dem relevanten Zeitraum

Leitlinien erlassen, in denen klargestellt wurde, dass der Grundsatz von Treu und Glauben unter

anderem auch erfordert, jegliche Form von Täuschung (durch täuschende oder manipulative

Sprache oder Gestaltung) zu vermeiden, wahrhaftig zu sein und die betroffenen Personen nicht in

die Irre zu führen.143

91. In diesem Kontext hebt der EDSA hervor, dass sich die Verpflichtung zur Einhaltung des

Grundsatzes von Treu und Glauben direkt aus der DSGVO144 und der EU-Grundrechte-Charta145

137 Vorbringen der TTL zum Verfahren nach Artikel 65, Rn. 7.24. 
138 EDSA-Leitlinien über täuschende Gestaltungsmuster - „Guideline 3/2022 on deceptive design patterns in 
social media platform interfaces: how to recognise and avoid them“, derzeit nur in englischer Sprach 
verfügbar. 
139 Vorbringen der TTL zum Verfahren nach Artikel 65, Rn. 7.29. 
140 Beschlussentwurf, Rn. 31: Der in der Untersuchung der irischen Aufsichtsbehörde betrachtete Zeitraum war 
der Zeitraum vom 31. Juli bis 31. Dezember 2020. 
141 Vorbringen der TTL zum Verfahren nach Artikel 65, Rn. 7.29. 
142 Vorbringen der TTL zum Verfahren nach Artikel 65, Rn. 7.30. Insbesondere stützt sich die TTL in ihrem 
Vorbringen auf folgende drei Gründe: a) es sei weder verfahrensrechtlich angemessen noch rechtmäßig, dass 
die irische Aufsichtsbehörde oder die betroffenen Aufsichtsbehörden die Einhaltung der DSGVO durch die TTL 
rückwirkend auf Grundlage von im relevanten Zeitraum noch gar nicht angenommenen Leitlinien beurteilten, b) 
eine solche Vorgehensweise käme einer unzulässigen rückwirkenden Anwendung regulatorischer Vorschriften 
und einem klaren Verstoß gegen das Recht auf ein faires Verfahren gleich, und c) wenn diesem Ansatz gefolgt 
würde, so verstieße das gegen den Grundsatz der Rechtssicherheit und das Recht auf faire Verfahren aus 
Artikel 41 der EU-Charta. 
143 Leitlinien 4/2019 des EDSA zu Artikel 25 Datenschutz durch Technikgestaltung und durch 
datenschutzfreundliche Voreinstellungen, angenommen am 13. November 2019 (im Folgenden „EDSA-
Leitlinien zu Datenschutz durch Technikgestaltung und durch datenschutzfreundliche Voreinstellungen, V1.0“) 
und nach öffentlicher Konsultation angenommen am 20. Oktober 2020 (im Folgenden „EDSA-Leitlinien zu 
Datenschutz durch Technikgestaltung und durch datenschutzfreundliche Voreinstellungen, V2.0“). Vgl. 
insbesondere EDSA-Leitlinien zum Datenschutz durch Technikgestaltung und durch datenschutzfreundliche 
Voreinstellungen, V2.0, Rn. 69-70 und EDSA-Leitlinien zum Datenschutz durch Technikgestaltung und durch 
datenschutzfreundliche Voreinstellungen, V1.0, Rn. 64-65. 
144 Artikel 5 Absatz 1 Buchstabe a DSGVO. 
145 Artikel 8 Absatz 2 der EU-Grundrechte-Charta. 
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ergibt und für alle Verantwortlichen und Auftragsverarbeiter gilt, auch ohne einschlägige Leitlinien 

des EDSA. 

92. Der EDSA unterstreicht deshalb, dass es sich um eine unmittelbare rechtliche Verpflichtung zur

Einhaltung des Grundsatzes von Treu und Glauben handelt, die für alle Verantwortlichen gilt und

somit nicht davon abhängt, dass es entsprechende Leitlinien des EDSA gibt. Nach den Artikeln 65

und 70 Absatz 1 Buchstabe a DSGVO ist es die Aufgabe des EDSA, die ordnungsgemäße und

einheitliche Anwendung der DSGVO im Einzelfall sicherzustellen.

93. Der EDSA nimmt des Weiteren zur Kenntnis, dass die TTL hinsichtlich des von den deutschen

Aufsichtsbehörden mit ihrem Einspruch geltend gemachten zusätzlichen Verstoßes der Ansicht ist,

dass der Beschlussentwurf keine Tatsachen enthalte, die die Feststellung eines solchen

zusätzlichen Verstoßes  rechtfertigten.146

94. Nach Ansicht der TTL ist der Einspruch der deutschen Aufsichtsbehörden, betreffend eines w

Verstoßes gegen den Grundsatz von Treu und Glauben nach Artikel 5 Absatz 1 Buchstabe a DSGVO,

der im Hinblick auf die Verarbeitung personenbezogener Daten jüngerer Nutzender geltend

gemacht wird, unbegründet.147 Die TTL begründet dies zunächst damit, dass „das Konto-

Informations-Pop-up und das Erster-Post-Pop-up für jüngere Nutzende nicht

unangemessenerweise nachteilig, unerwartet, irreführend oder täuschend sind, sondern vielmehr

mit dem Grundsatz von Treu und Glauben in Einklang stehen“.148 Des Weiteren führt die TTL aus,

dass im Konto-Angaben-Pop-up keinerlei „Dark Patterns“ implementiert wären, da diese nicht

irreführend seien.149 Dieser zentralen Frage wird der EDSA im Folgenden nachgehen.

95. Überdies führt die TTL aus, dass „TikTok detaillierte Transparenz-Informationen für jüngere

Nutzende hatte, um dem Grundsatz von Treu und Glauben Rechnung zu tragen“.150 Hinsichtlich

dieses konkreten Punktes erinnert der EDSA an die im Beschlussentwurf von der irischen

Aufsichtsbehörde festgestellten Verletzungen der Transparenzpflicht unter Punkt 3 und im

Ergebnis 5.151 Insbesondere erinnert der EDSA daran, dass in Ergebnis  5 des Beschlussentwurfs152

eine Verletzung der Transparenzpflichten der TTL aus den Artikeln 12 Absatz 1 und 13 Absatz 1

Buchstabe e DSGVO, nicht jedoch aus dem allgemeinen Transparenzgrundsatz in Artikel 5 Absatz 1

Buchstabe a DSGVO153 festgestellt wurde. In diesem Zusammenhang hebt der EDSA hervor, dass

diese Ergebnisse nicht Gegenstand eines von den betroffenen Aufsichtsbehörden eingelegten

Einspruchs waren; es handelt sich dabei also um die endgültigen Feststellungen der

federführenden Aufsichtsbehörde.

146 Vorbringen der TTL zum Verfahren nach Artikel 65, Rn. 7.33. 
147 Vorbringen der TTL zum Verfahren nach Artikel 65, Rn. 7.35. 
148 Vorbringen der TTL zum Verfahren nach Artikel 65, Rn. 7.35. 
149 Vorbringen der TTL zum Verfahren nach Artikel 65, Rn. 7.38, von der TTL beigefügte Zusammenfassung des 
Gutachtens von  (im Folgenden „ -Gutachten“) zu dem von den deutschen Aufsichtsbehörden 
erhobenen Vorwurf, dass in gewissen Pop-ups, die im relevanten Zeitraum von der TTL verwendet wurden, 
„Dark Patterns“ implementiert gewesen seien. 
150 Vorbringen der TTL zum Verfahren nach Artikel 65, Rn. 7.35. 
151 Beschlussentwurf, Feststellung 5. 
152 Beschlussentwurf, Feststellung 5. 
153 Beschlussentwurf, Rn. 275. 
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96. Die TTL meint auch, dass die jüngeren Nutzenden über die Folgen ihrer Entscheidung informiert

worden seien.154 Die irische Aufsichtsbehörde stellte fest, dass die TTL „vage“ und

„undurchsichtige“ Wörter wie „Dritte“, „alle“ und „jedermann“ verwendet habe, weshalb dies

nicht als Information in „präziser, transparenter, verständlicher“ Form angesehen werden

könne.155 Die TTL habe es versäumt, Nutzende im Kindesalter darüber zu informieren, dass die

Standardeinstellung „öffentlich“ für die Verarbeitung von Konten bedeute, dass ein unbegrenztes

Publikum, darunter auch nicht registrierte Nutzende, ihre personenbezogenen Daten einsehen

könnte.156

97. Abschließend führt die TTL aus, die deutschen Aufsichtsbehörden hätten es in ihrem Einspruch

versäumt, die täuschenden Gestaltungsmuster genau zu beschreiben, und stattdessen lediglich auf

das Vorhandensein täuschender Gestaltungsmuster hingewiesen.157

Vom EDSA vorgenommene Beurteilung in der Sache 

98. Bevor der EDSA den Einspruch der deutschen Aufsichtsbehörden in der Sache beurteilt, sei

vorausgeschickt, dass auch Verstöße gegen die in Artikel 5 DSGVO aufgeführten

Verarbeitungsgrundsätze als solche möglich sind.158 Dies ergibt sich aus dem Wortlaut von

Artikel 83 Absatz 5 Buchstabe a DSGVO, wonach für die Verletzung der Grundsätze für die

Verarbeitung Geldbußen von bis zu 20 Mio. EUR oder im Fall eines Unternehmens von bis zu 4 %

seines gesamten weltweit erzielten Jahresumsatzes des vorangegangenen Geschäftsjahrs verhängt

werden, je nachdem, welcher der Beträge höher ist.159

99. Der EDSA hebt hervor, dass die Grundsätze der Verarbeitung nach Treu und Glauben, der

Rechtmäßigkeit und der Transparenz, die allesamt in Artikel 5 Absatz 1 Buchstabe a DSGVO

verankert sind, drei gesonderte, aber untrennbar verknüpfte und wechselseitig abhängige

Grundsätze sind, die von jedem Verantwortlichen zu beachten sind, wenn er personenbezogene

Daten verarbeitet. Der Zusammenhang zwischen diesen Grundsätzen ist aus einer Reihe von

DSGVO-Vorschriften ersichtlich: aus den Erwägungsgründen 39 und 42, aus Artikel 6 Absätze 2 und

3 Buchstabe b DSGVO, die die rechtmäßige und nach Treu und Glauben erfolgende Verarbeitung

betreffen, aus den Erwägungsgründen 60 und 71 DSGVO sowie aus Artikel 13 Absatz 2, Artikel 14

Absatz 2 und Artikel 40 Absatz 2 Buchstabe a DSGVO, die die faire und transparente Verarbeitung

zum Gegenstand haben.160

100. Der EDSA hebt hervor, dass dem Grundsatz von Treu und Glauben eine eigenständige

Bedeutung zukommt, und betont, dass die von der irischen Aufsichtsbehörde durchgeführte

Prüfung der Einhaltung des Transparenzgrundsatzes durch die TTL (welche in Ergebnis5 der irischen

Aufsichtsbehörde zur Feststellung von Verstößen gegen Artikel 13 Absatz 1 Buchstabe e und

Artikel 12 Absatz 1 DSGVO führte, jedoch nicht gegen den Transparenzgrundsatz aus Artikel 5

154 Vorbringen der TTL zum Verfahren nach Artikel 65, Rn. 7.40, von TTL beigefügte Zusammenfassung des 
Gutachtens von (im Folgenden „Zweites Marwick-Gutachten“) zu dem von den 
deutschen Aufsichtsbehörden erhobenen Vorwurf des Vorhandenseins von „Dark Patterns“. 
155 Beschlussentwurf, Rn. 272. 
156 Beschlussentwurf, Rn. 273. 
157 Vorbringen der TTL zum Verfahren nach Artikel 65, Rn. 7.47. 
158 EDSA, Verbindlicher Beschluss 3/2022, Rn. 218, Verbindlicher Beschluss 4/2022, Rn. 223, Verbindlicher 
Beschluss 5/2022, Rn. 141. Vgl. auch EDSA, Verbindlicher Beschluss 1/2021, Rn. 191. 
159 EDSA, Verbindlicher Beschluss 3/2022, Rn. 218, Verbindlicher Beschluss 4/2022, Rn. 223, Verbindlicher 
Beschluss 5/2022, Rn. 141. 
160 EDSA, Verbindlicher Beschluss 3/2022, Rn. 219, Verbindlicher Beschluss 4/2022, Rn. 224, Verbindlicher 
Beschluss 5/2022, Rn. 145. 
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Absatz 1 Buchstabe a DSGVO161) nicht automatisch die Erforderlichkeit einer Prüfung, ob auch der 

Grundsatz von Treu und Glauben von der TTL eingehalten wurde, ausschließt.162 

101. Der EDSA hat bereits einige Ausführungen zur Bedeutung und Wirkung des Grundsatzes von

Treu und Glauben im Rahmen der Verarbeitung personenbezogener Daten formuliert. So hat der

EDSA bereits in seinen Leitlinien zum Datenschutz durch Technikgestaltung und

datenschutzfreundliche Voreinstellungen die Meinung vertreten, dass „[d]ie Verarbeitung nach

Treu und Glauben […] ein übergeordneter Grundsatz [ist], nach dem personenbezogene Daten

nicht auf eine Weise verarbeitet werden dürfen, die für die betroffene Person in nicht

gerechtfertigter Weise schädlich, widerrechtlich diskriminierend, unerwartet oder irreführend

ist“.163

102. Aus dieser Definition, auf die sich die irische Aufsichtsbehörde bezog, als sie in ihrem

Beschlussentwurf zur Prüfung, ob die TTL mit der Standardeinstellung „öffentlich“ für Social-

Media-Inhalte von Nutzendenden im Kindesalter den Anforderungen aus den Artikeln 24 und 25

DSGVO genügte, den „Kontext der Verarbeitung“ umriss,164 wird deutlich, wie wichtig es ist, bei

der praktischen Umsetzung des Grundsatzes von Treu und Glauben gewisse zentrale Aspekte zu

berücksichtigen.165 Die im vorliegenden Fall relevanten Aspekte sind insbesondere die Autonomie

der betroffenen Personen, das Fehlen jeglicher Irreführung (keine betrügerische Absicht), das

Gleichgewicht der Kräfte und die Wahrhaftigkeit der Verarbeitung.166

103. Darüber hinaus gehören, wie der EDSA bereits zuvor ausgeführt hat, „[z]um Grundsatz von

Treu und Glauben (engl. fairness) […] unter anderem die Anerkennung der vernünftigen

Erwartungen der betroffenen Personen‚ die Beachtung etwaiger nachteiliger Folgen, die die

Verarbeitung für sie haben kann, und die Berücksichtigung der Beziehung und der potenziellen

Auswirkungen eines Ungleichgewichts zwischen ihnen und dem Verantwortlichen“.167

104. In der DSGVO wird vielfach die Notwendigkeit erwähnt, dass natürliche Personen die Kontrolle

über ihre eigenen Daten besitzen168. Dazu hat der EDSA ausgeführt, dass „[d]en betroffenen

Personen[…] bei der Bestimmung über die Nutzung ihrer personenbezogenen Daten sowie über

Umfang und Bedingungen dieser Nutzung oder Verarbeitung der höchstmögliche Grad an

Autonomie gewährt werden“169 sollte und dass Verantwortliche „die Verarbeitungsoptionen also

161 Beschlussentwurf, Rn. 275. 
162 EDSA, Verbindlicher Beschluss 3/2022, Rn. 220, Verbindlicher Beschluss 4/2022, Rn. 225, Verbindlicher 
Beschluss 5/2022, Rn. 147. 
163 EDSA-Leitlinien zum Datenschutz durch Technikgestaltung und durch datenschutzfreundliche 
Voreinstellungen, V2.0, Rn. 69 und EDSA-Leitlinien zum Datenschutz durch Technikgestaltung und durch 
datenschutzfreundliche Voreinstellungen, V1.0, Rn. 64. 
164 Beschlussentwurf, Rn. 77, unter Bezugnahme auf die EDSA-Leitlinien zum Datenschutz durch 
Technikgestaltung und durch datenschutzfreundliche Voreinstellungen, V2.0, Rn. 69-70. 
165 EDSA-Leitlinien zum Datenschutz durch Technikgestaltung und durch datenschutzfreundliche 
Voreinstellungen, V2.0, Rn. 70. 
166 EDSA-Leitlinien zum Datenschutz durch Technikgestaltung und durch datenschutzfreundliche 
Voreinstellungen, V2.0, Rn. 70. 
167 EDSA, Leitlinien 2/2019 für die Verarbeitung personenbezogener Daten gemäß Artikel 6 Absatz 1 Buchstabe b 
DSGVO im Zusammenhang mit der Erbringung von Online-Diensten für betroffene Personen, Version 2.0, 
angenommen am 8. Oktober 2019 (im Folgenden „EDSA-Leitlinien 2/2019 zu Artikel 6 Absatz 1 Buchstabe b 
DSGVO“), Rn. 12. 
168 Vgl. zahlreiche Fundstellen in der DSGVO, insbesondere die Erwägungsgründe 7, 68, 75 und 85. 
169 EDSA-Leitlinien zum Datenschutz durch Technikgestaltung und durch datenschutzfreundliche 
Voreinstellungen, V2.0, Rn. 70. 
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nicht so präsentieren [dürfen], dass es den betroffenen Personen erschwert wird, die Weitergabe 

ihrer Daten zu untersagen oder ihre Datenschutzeinstellungen anzupassen und die Verarbeitung 

einzuschränken“.170 

105. Der EDSA hat in der Vergangenheit auch bereits festgestellt dass der Verantwortliche zur

Einhaltung des Grundsatz von Treu und Glauben betroffenen Personen Optionen nicht so

präsentieren darf, dass „die betroffene Person dahin gehend beeinflusst wird, dem

Verantwortlichen zu erlauben, mehr personenbezogene Daten zu sammeln, als wenn die Optionen

in gleicher und neutraler Weise vorgestellt würden“.171 Die Optionen, die Einwilligung zu erteilen

oder zu verweigern, sollten deshalb in gleicher Weise präsentiert werden und die sich aus der

jeweiligen Entscheidung ergebenden Auswirkungen der jeweiligen Entscheidung für die betroffene

Person richtig aufzeigen.172

106. Dabei ist zu bedenken, dass es zur Vermeidung der Täuschung der betroffenen Personen

erforderlich ist, dass „Informationen über die Datenverarbeitung und Optionen zur

Datenverarbeitung […] objektiv und neutral bereitgestellt werden [sollten], wobei weder die

Formulierungen noch die Gestaltung irreführend oder manipulativ sein sollten“, während der

Aspekt der Wahrhaftigkeit erfordert, dass „[d]er Verantwortliche […] Informationen darüber

bereitstellen [muss], wie er personenbezogene Daten verarbeitet; er sollte sich bei seinen

Handlungen seinem Wort entsprechend verhalten und die betroffenen Personen nicht in die Irre

führen“.173

107. Ein weiterer wichtiger Aspekt des Grundsatzes von Treu und Glauben betrifft das

Gleichgewicht der Kräfte174, da der Grundsatz von Treu und Glauben aus Artikel 5 Absatz 1

Buchstabe a DSGVO, der den gesamten Rechtsrahmen des Datenschutzes untermauert, den

asymmetrischen Machtverhältnissen zwischen den Verantwortlichen und den betroffenen

Personen begegnet , um die negativen Effekte solcher Asymmetrien auszugleichen und

sicherzustellen, dass betroffene Personen ihre Rechte wirksam ausüben können.175 Es ist relevant,

daran zu erinnern, dass „sich die in Rede stehenden personenbezogenen Daten auf eine besonders

schutzbedürftige Gruppe betroffener Personen beziehen – nämlich auf Kinder“,176 die „bei ihren

personenbezogenen Daten besonderen Schutz [verdienen], da Kinder sich der betreffenden

Risiken, Folgen und Garantien und ihrer Rechte bei der Verarbeitung personenbezogener Daten

möglicherweise weniger bewusst sind“.177 In Erwägungsgrund 75 der DSGVO ist die Verarbeitung

der Daten natürlicher Personen, insbesondere derjenigen von Kindern, ausdrücklich als eine der

Situationen genannt, in denen Risiken für die Rechte und Freiheiten – mit unterschiedlicher

170 EDSA-Leitlinien zum Datenschutz durch Technikgestaltung und durch datenschutzfreundliche 
Voreinstellungen, V1.0, Beispiel 1 und V2.0, Beispiel 1. 
171 EDSA-Leitlinien zum Datenschutz durch Technikgestaltung und durch datenschutzfreundliche 
Voreinstellungen, V1.0, Beispiel 1 und V2.0, Beispiel 1. 
172 EDSA-Leitlinien zum Datenschutz durch Technikgestaltung und durch datenschutzfreundliche 
Voreinstellungen, V2.0 Beispiel 1. 
173 EDSA-Leitlinien zum Datenschutz durch Technikgestaltung und durch datenschutzfreundliche 
Voreinstellungen, V2.0, Rn. 70 und EDSA-Leitlinien zum Datenschutz durch Technikgestaltung und durch 
datenschutzfreundliche Voreinstellungen, V1.0, Rn. 65. 
174 EDSA-Leitlinien zum Datenschutz durch Technikgestaltung und durch datenschutzfreundliche 
Voreinstellungen, V2.0, Rn. 70 und EDSA-Leitlinien zum Datenschutz durch Technikgestaltung und durch 
datenschutzfreundliche Voreinstellungen, V1.0, Rn. 65. 
175 EDSA, Verbindlicher Beschluss 3/2022, Rn. 222, Verbindlicher Beschluss 4/2022, Rn. 227, Verbindlicher 
Beschluss 5/2022, Rn. 148. 
176 Beschlussentwurf, Rn. 316. 
177 Erwägungsgrund 38 der DSGVO. Vgl. auch Beschlussentwurf, Rn. 69. 
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Eintrittswahrscheinlichkeit und Schwere – aus einer Verarbeitung personenbezogener Daten 

hervorgehen können, die zu einem physischen, materiellen oder immateriellen Schaden führen 

könnte. Diesem Erwägungsgrund folgend, können auch Kinder als „schutzbedürftige“ betroffene 

Personen einzustufen sein, da bei ihnen anzunehmen ist, dass sie nicht in der Lage sind, die 

Einwilligung in die Verarbeitung ihrer personenbezogenen Daten wissentlich und überlegt zu 

verweigern oder zu erteilen.178 

108. Der EDSA muss deshalb prüfen, ob die beiden Praktiken (d. h. das Registrierungs-Pop-up und

das Video-Posting-Pop-up), auf die sich der Einspruch der deutschen Aufsichtsbehörden bezieht,

mit dem Grundsatz von Treu und Glauben aus Artikel 5 Absatz 1 Buchstabe a DSGVO in Einklang

stehen.

109. Der EDSA nimmt zur Kenntnis, dass, wie im Beschlussentwurf im Einzelnen beschrieben, alle

neuen TTL-Konten, auch Konten von Nutzendenden im Kindesalter, standardmäßig auf „öffentlich“

gesetzt waren,179 und dass die irische Aufsichtsbehörde der Ansicht war, dass es den Nutzendenden

im Kindesalter anhand der von der TTL gegebenen Informationen (zu denen die beiden Pop-ups

gehörten) nicht möglich war, zu verstehen, dass ihre personenbezogenen Daten für ein

unbegrenztes Publikum (auch für nicht registrierte Nutzende) sichtbar sein würden.180

Insbesondere hält es der EDSA insoweit für relevant, dass laut dem Beschlussentwurf die Wörter

„alle“ und „jedermann“, die von der TTL in den Informationen, u. a. im Registrierungs-Pop-up und

im Video-Posting-Pop-up, verwendet wurden, „vage“ und „undurchsichtig“ sind.181 Zudem stellte

die irische Aufsichtsbehörde fest, dass sich die uneindeutigen Begriffe „öffentlich“, „jedermann“

und „alle“ „sowohl auf registrierte Nutzende beziehen können als auch auf solche, die nicht

registriert sind“.182 Dies bedeutet, dass die Folgen, die sich aus der Wahl der einen oder der

anderen Option in den beiden Pop-up-Mitteilungen ergeben, den Nutzendenden im Kindesalter

nicht klar waren.183

110. Dies ist umso bedeutsamer, da von der irischen Aufsichtsbehörde anerkannt wurde, dass,

„wenn ein Nutzender im Kindesalter die betreffenden öffentlichen Features auf der TikTok-

Plattform verwenden sollte, dies in erster Linie dazu führen könnte, dass die Nutzenden im

Kindesalter ihre Autonomie und Kontrolle über ihre Daten verlieren“.184 Die TTL habe es auch, so

die irische Aufsichtsbehörde, „versäumt, Nutzende im Kindesalter darüber zu informieren, dass die

Standardeinstellung ‚öffentlich‘ für die Verarbeitung von Konten bedeutete, dass ein unbegrenztes

178 Datenschutzgruppe nach Artikel 29, Leitlinien zur Datenschutz-Folgenabschätzung (DSFA) und Beantwortung 
der Frage, ob eine Verarbeitung im Sinne der Verordnung 2016/679 „wahrscheinlich ein hohes Risiko mit sich 
bringt“ vom 4. April 2017, WP 248 Rev. 01 (im Folgenden „DSFA-Leitlinien der Artikel-29-Datenschutzgruppe“), 
vom EDSA gebilligt am 25. Mai 2018, S. 10. 
179 Beschlussentwurf, Rn. 128. 
180 Beschlussentwurf, Rn. 273. 
181 Beschlussentwurf, Rn. 272. 
182 Beschlussentwurf, Rn. 259. 
183 Beschlussentwurf, Feststellung 5, Zweiter Teil („Angesichts dessen, dass die Nutzer im Kindesalter von der 
TTL nicht in präziser, transparenter, verständlicher und leicht zugänglicher Form in einer klaren, einfachen 
Sprache über den Umfang und die Folgen der Standardeinstellung „öffentlich“ (nämlich darüber, dass es sich 
um den Betrieb eines Social-Media-Netzwerks handelt, das es standardmäßig gestattet, dass Social-Media-Posts 
von Nutzern im Kindesalter von jedermann gesehen werden können) informiert wurden, wobei insbesondere 
aus den sehr wenigen Informationen, die gegeben wurden, in keiner Weise deutlich wurde, dass Derartiges 
überhaupt geschehen würde, stelle ich fest, dass die TTL gegen ihre Verpflichtungen aus Artikel 12 Absatz 1 
DSGVO verstoßen hat“). 
184 Beschlussentwurf, Rn. 93. 
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Publikum, darunter auch nicht registrierte Nutzende, die personenbezogenen Daten des 

Nutzenden einsehen könnte“.185 

111. Hinsichtlich des Registrierungs-Pop-ups nimmt der EDSA die Feststellung der irischen

Aufsichtsbehörde zur Kenntnis, dass bei diesem Pop-up Nutzende, die ein privates Konto wollten,

sich aktiv dafür entscheiden mussten, da die Option „Überspringen“ dazu führte, dass das Konto

standardmäßig auf „öffentlich“ eingestellt wurde.186 Wurde nicht aktiv entschieden, sondern

„Überspringen“ gewählt187, so führte dies dazu, dass das Konto (entsprechend der

Standardeinstellung) auf „öffentlich“ gesetzt wurde, wodurch der Inhalt für ein unbegrenztes

Publikum zugänglich wurde.

112. Zudem scheint, wie von der irischen Aufsichtsbehörde festgestellt und von den deutschen

Aufsichtsbehörden hervorgehoben wurde, die gewählte Formulierung („Überspringen“), zu der

Nutzende im Kindesalter „angeregt“ wurden, „die Entscheidung für ein privates Konto zu

begünstigen oder gar zu bagatellisieren“.188 Die deutschen Aufsichtsbehörden heben hervor, dass

bereits aus dieser Feststellung im Beschlussentwurf der Einsatz von „Nudging“ im

Registrierungsprozess hervorgehe.189 Hinzu kommt, dass die irische Aufsichtsbehörde in ihrem

Beschlussentwurf den Umstand anführt, dass die Entscheidung, das Optieren für ein privates Konto

zu „Überspringen“, einen Kaskadeneffekt hat, da hierdurch weitere Plattform-Einstellungen auf

„öffentlich“ gesetzt werden.190 Laut einem Bericht der norwegischen Verbraucherbehörde ist

festzustellen, dass „bei einer Standardeinstellung, die die weitreichende Erfassung und Nutzung

personenbezogener Daten gestattet, die Nutzende dazu verleitet werden, ihre Daten

preiszugeben“.191 Die deutschen Aufsichtsbehörden meinen, es „handelt […] sich um eine unfaire

Praxis und Verarbeitung, wenn den betroffenen Personen die Wahl zugunsten des Schutzes ihrer

personenbezogenen Daten erschwert wird – und nicht die für ihren Datenschutz nachteilige

Wahl“.192 Der EDSA erinnert daran, dass „Informationen über die Datenverarbeitung und Optionen

zur Datenverarbeitung […] objektiv und neutral bereitgestellt werden [sollten], wobei weder die

Formulierungen noch die Gestaltung irreführend oder manipulativ sein sollten“.193

113. Der EDSA weist auch auf ein weiteres Feature des Registrierungs-Pop-ups hin, nämlich darauf,

dass die Option „Überspringen“ auf der rechten Seite platziert ist.194 Nach Ansicht der deutschen

Aufsichtsbehörden verleitet die Platzierung auf der rechten Seite die Mehrheit der Nutzenden

dazu, diese zu wählen, „da die Nutzenden von Internet und sozialen Medien gewöhnt sind, mit

dem Button auf der rechten Seite den jeweiligen Schritt zu erledigen und zum nächsten Schritt  zu

gelangen (Muskelgedächtnis)“.195

185 Beschlussentwurf, Rn. 173. 
186 Beschlussentwurf, Rn. 72 und 76. 
187 Beschlussentwurf, Rn. 79. 
188 Beschlussentwurf, Rn. 160. Einspruch der deutschen Aufsichtsbehörden, S. 5. 
189 Einspruch der deutschen Aufsichtsbehörden, S. 5. 
190 Beschlussentwurf, Rn. 173. 
191 Forbrukeradet, Report on deceived by design – How tech companies use dark patterns to discourage us from 
exercising our rights to privacy, vom 27. Juni 2018, abrufbar unter: https://fil.forbrukerradet.no/wp-
content/uploads/2018/06/2018-06-27-deceived-by-design-final.pdf, S. 13. 
192 Einspruch der deutschen Aufsichtsbehörde, S. 6-7. 
193 EDSA-Leitlinien zum Datenschutz durch Technikgestaltung und durch datenschutzfreundliche 
Voreinstellungen, V2.0, Rn. 70; auch EDSA-Leitlinien zum Datenschutz durch Technikgestaltung und durch 
datenschutzfreundliche Voreinstellungen, V1.0, Rn. 65. 
194 Beschlussentwurf, Abbildung 1. 
195 Einspruch der deutschen Aufsichtsbehörden, S. 5. 
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114. Was das Video-Posting-Pop-up angeht, teilt der EDSA die Auffassung der deutschen

Aufsichtsbehörden, dass es „den Anstoßeffekt noch verstärkt“, dass sich die Option für das

öffentliche Posten des Videos nicht nur auf der rechten Seite befindet (was die vorgenannten

Wirkungen hat), sondern dass auch ihr Text fetter und dunkler angezeigt wird.196 Damit setzen die

Einstellungen, wie die irische Aufsichtsbehörde feststellt, sowohl durch die verwendete

Formulierung als auch durch die unterschiedliche  Farbgestaltung, offenkundig Anreize dafür, für

das öffentliche Posten von Videos auszuwählen.197 Insbesondere der Umstand, dass die Option für

das öffentliche Posten von Videos „deutlicher sichtbar und auffälliger“ erscheine, erhöhe die

Wahrscheinlichkeit, dass sich der Nutzende dafür entscheide.198 Laut den deutschen

Aufsichtsbehörden wird auch wegen des „Muskelgedächtnisses“ und der Platzierung des zur

„öffentlicheren“ Option führenden Buttons die Wahrscheinlichkeit erhöht, dass der Nutzende

diese wählt.199 Dies ist von entscheidender Bedeutung, wenn man bedenkt, dass die Menschen

heutzutage digitale Dienste auf ihren Handys unterwegs nutzen; allein schon Menschen zu

zwingen, auf der Stelle unter verschiedenen Handlungen wählen zu müssen, ist bereits eine Form

von „Nudging“,200 das noch effizienter wirken kann, wenn die Verantwortlichen eine der zwei

angebotenen Optionen besonders herausstellen.

115. Wie oben angeführt, erinnert der EDSA daran, dass „Informationen über die

Datenverarbeitung und Optionen zur Datenverarbeitung […] objektiv und neutral bereitgestellt

werden [sollten]“201 und dass Verantwortliche „die Verarbeitungsoptionen [weder] so

präsentieren [dürfen], dass es den betroffenen Personen erschwert wird, die Weitergabe ihrer

Daten zu untersagen,“202 noch so, dass „die betroffene Person dahin gehend beeinflusst wird, dem

Verantwortlichen zu erlauben, mehr personenbezogene Daten zu sammeln, als wenn die Optionen

in gleicher und neutraler Weise vorgestellt würden“.203

116. Des Weiteren wird im Video-Posting-Pop-up auf die Möglichkeit hingewiesen, die Präferenzen

in den Privatsphäre-Einstellungen zu ändern.204 Der EDSA hält es für relevant, darauf hinzuweisen,

dass bei diesem Pop-up „ein direkter Link zu den betreffenden Einstellungen fehlt“, wie von den

deutschen Aufsichtsbehörden erwähnt.205 Dies bedeutet, dass Nutzende, die die Einstellungen

ändern möchten, zunächst „Abbrechen“ wählen und dann die Mühe auf sich nehmen müssen, nach

den Privatsphäre-Einstellungen zu suchen, wo sie dann die richtige Einstellung für die Sichtbarkeit

des Kontos/die Umstellung auf ein „privates Konto“ finden müssen.206 Der EDSA teilt die von den

deutschen Aufsichtsbehörden vertretene Auffassung, dass es damit weniger wahrscheinlich ist,

196 Einspruch der deutschen Aufsichtsbehörden, S. 6. Beschlussentwurf, Rn. 131 und Abbildung 6 in Rn. 257. 
197 Beschlussentwurf, Rn. 162. 
198 Einspruch der deutschen Aufsichtsbehörden, S. 6. 
199 Einspruch der deutschen Aufsichtsbehörden, S. 5. 
200 Forbrukeradet, Report on deceived by design – How tech companies use dark patterns to discourage us from 
exercising our rights to privacy, vom 27. Juni 2018, abrufbar unter: https://fil.forbrukerradet.no/wp-
content/uploads/2018/06/2018-06-27-deceived-by-design-final.pdf, S. 27. 
201 EDSA-Leitlinien zum Datenschutz durch Technikgestaltung und durch datenschutzfreundliche 
Voreinstellungen, V2.0, Rn. 70; auch EDSA-Leitlinien zum Datenschutz durch Technikgestaltung und durch 
datenschutzfreundliche Voreinstellungen, V1.0, Rn. 65. 
202 EDSA-Leitlinien zum Datenschutz durch Technikgestaltung und durch datenschutzfreundliche 
Voreinstellungen, V1.0, Beispiel 1 und V2.0, Beispiel 1. 
203 EDSA-Leitlinien zum Datenschutz durch Technikgestaltung und durch datenschutzfreundliche 
Voreinstellungen, V1.0, Beispiel 1 und V2.0, Beispiel 1. 
204 Beschlussentwurf, Rn. 257. 
205 Einspruch der deutschen Aufsichtsbehörden, S. 6. 
206 Einspruch der deutschen Aufsichtsbehörden, S. 6. 
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dass betroffene Personen ihre Einstellungen ändern, wohingegen eine hohe Wahrscheinlichkeit 

besteht, dass die Nutzenden „das Video einfach mit den vorab gesetzten Einstellungen posten 

werden“.207 Wie bereits oben erwähnt, sollten die Verantwortlichen „es den betroffenen Personen 

nicht erschweren, ihre Privatsphäre-Einstellungen anzupassen und die Verarbeitung 

einzuschränken“.208 

117. Auf Grundlage der vorstehenden Ausführungen teilt der EDSA die Auffassung der deutschen

Aufsichtsbehörden, dass das Registrierungs-Pop-up und die Video-Posting-Pop-ups „Anstöße

geben, die den Nutzenden zu einer bestimmten Entscheidung lenken“209 und die Nutzenden

„unbewusst dazu verleiten, Entscheidungen zu treffen, die ihrem Interesse am Schutz ihrer

Privatsphäre zuwiderlaufen“.210 In dieser Hinsicht ist zu beachten, dass die den den Nutzenden

nahegelegte Entscheidung jene für die Standardeinstellung „öffentlich zugänglich machen“ ist; dies

„scheint von der TTL bewusst so eingerichtet worden zu sein, um das Nutzendenengagement und

den Austausch auf der Plattform zu maximieren“.211 Der EDSA teilt auch die Ansicht der deutschen

Aufsichtsbehörden, dass „es sich um eine unfaire Praxis und Verarbeitung [handelt], wenn den

betroffenen Personen die Wahl zugunsten des Schutzes ihrer personenbezogenen Daten erschwert

wird – und nicht die für ihren Datenschutz nachteilige Wahl“.212 In diesem Fall kommt zum einen

noch hinzu, dass die betroffenen Personen Kinder sind, die in Bezug auf ihre personenbezogenen

Daten besonderen Schutz verdienen,213 und zum anderen die mangelnde Klarheit über die Folgen,

die die verschiedenen Optionen insbesondere im Hinblick auf das Publikum des zukünftigen Inhalts

ihres Konto haben.

118. Auf Grundlage der Feststellungen der irischen Aufsichtsbehörde in ihrem Beschlussentwurf

und unter Berücksichtigung der von den deutschen Aufsichtsbehörden in ihrem Einspruch

vorgebrachten Argumente stellt der EDSA fest, dass die TTL im Zusammenhang mit den

vorstehend beschriebenen Praktiken, nämlich mit dem Registrierungs-Pop-up und dem Video-

Posting-Pop-up, gegen den Grundsatz von Treu und Glauben nach Artikel 5 Absatz 1 Buchstabe a

DSGVO verstoßen hat.

119. Dementsprechend weist der EDSA die irische Aufsichtsbehörde an, in ihren endgültigen

Beschluss die Feststellung eines Verstoßes der TTL gegen den Grundsatz von Treu und Glauben aus

Artikel 5 Absatz 1 Buchstabe a DSGVO aufzunehmen.

5 ETWAIGER VERSTOß GEGEN ARTIKEL 25 DSGVO IN BEZUG AUF DIE 

ALTERSÜBERPRÜFUNG 

Würdigung im Beschlussentwurf der federführenden Aufsichtsbehörde 

120. Unter Frage 2 analysiert die irische Aufsichtsbehörde, ob die TTL mit ihren

Altersüberprüfungsmaßnahmen für Personen unter 13 Jahren und der Bewertung der Risiken für

diese besondere Kategorie betroffener Personen den Anforderungen der Artikel 24 Absatz 1 und

207 Einspruch der deutschen Aufsichtsbehörden, S. 6. 
208 EDSA-Leitlinien zum Datenschutz durch Technikgestaltung und durch datenschutzfreundliche 
Voreinstellungen, V1.0, Beispiel 1 und V2.0, Beispiel 1. 
209 Einspruch der deutschen Aufsichtsbehörden, S. 4. 
210 Einspruch der deutschen Aufsichtsbehörden, S. 8. 
211 Beschlussentwurf, Rn. 72. 
212 Einspruch der deutschen Aufsichtsbehörde, S. 6-7. 
213 Erwägungsgrund 38 der DSGVO. 
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25 Absätze 1 und 2 DSGVO genügt hat.214 In Feststellung 4 gelangt die irische Aufsichtsbehörde zu 

dem Schluss, dass die TTL Artikel 24 Absatz 1 DSGVO verletzt hat, indem sie es versäumte, die 

Risiken für Kinder unter 13 Jahren ordnungsgemäß zu berücksichtigen, die sich durch die 

Verarbeitung gemäß der Standard-Kontoeinstellung für Nutzende im Kindesalter ergeben, die es 

jedem (innerhalb und außerhalb von TikTok) ermöglicht, von Nutzenden im Kindesalter gepostete 

Social-Media-Inhalte anzuschauen.215 Diese Feststellung berücksichtigt nicht das 

Altersüberprüfungssystem als solches. Hinsichtlich der Altersüberprüfungsmaßnahmen gelangt die 

irische Aufsichtsbehörde mit der nachstehend dargelegten Begründung zu dem Schluss, dass die 

von der TTL implementierten Maßnahmen zur Altersüberprüfung den Artikeln 24 und 25 DSGVO 

genügten.216 

121. Für die Zwecke der Bewertung, ob die Verpflichtungen der TTL aus den Artikeln 24 und 25

214 Beschlussentwurf, Rn. 185-221. 
215 Beschlussentwurf, Feststellung 4, nach Rn. 216. 
216 Beschlussentwurf, Rn. 220 und 221. 
217 Beschlussentwurf, Rn. 60-82. 
218 Beschlussentwurf, Rn. 83-105. 
219 Beschlussentwurf, Rn. 103. 
220 Beschlussentwurf, Rn. 103 (unter Bezugnahme auf die von der TTL erstellte DSFA zu Daten von Kindern und 
altersangemessener Gestaltung vom 8. Oktober 2020, im Folgenden „DSFA der TTL zu Daten von Kindern und 
altersangemessener Gestaltung“). 
221 Beschlussentwurf, Rn. 103. In Anhang 2 Teil B der DSFA der TTL zu Daten von Kindern und 
altersangemessener Gestaltung sind folgende Risiken aufgelistet: 

DSGVO mit dem von der TTL implementierten Mechanismus zur Altersüberprüfung erfüllt wurden,

prüft die irische Aufsichtsbehörde zunächst Art, Umfang, Umstände und Zweck der

Verarbeitung.217 Darüber hinaus geht die irische Aufsichtsbehörde auf die sich aus der

Verarbeitung ergebenden Risiken unterschiedlicher Eintrittswahrscheinlichkeit und Schwere ein.218

Dazu stellt die irische Aufsichtsbehörde fest, dass sich „eine Anzahl eindeutiger Risiken im Sinne

von Erwägungsgrund 75 DSGVO ergeben, die zu körperlichem, materiellem oder immateriellem

Schaden führen könnten“.219 Eines dieser Risiken ist, wie oben erwähnt, dass es sich bei der

Verarbeitung um eine standardmäßig öffentliche Verarbeitung personenbezogener Daten von

schutzbedürftigen natürlichen Personen, nämlich Kindern – darunter Kinder unter 13 Jahren –

handelt.220 Bei der Verarbeitung ihrer Daten handelt es sich angesichts der hohen Anzahl

betroffener und potenziell betroffener Nutzender um die Verarbeitung einer großen Menge

personenbezogener Daten von einer großen Anzahl betroffener Personen.221 Im Beschlussentwurf

werden folgende Risiken aufgeführt:
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.222 

222 Beschlussentwurf, Rn. 103. 
223 Beschlussentwurf, Rn. 104. 
224 DSFA der TTL zu Daten von Kindern und altersangemessener Gestaltung, Anhang 2, S. 31 
225 Beschlussentwurf, Rn. 104. 
226 Beschlussentwurf, Rn. 104. 
227 Beschlussentwurf, Rn. 190-203. 
228 Beschlussentwurf, Rn. 190. 
229 Beschlussentwurf, Rn. 191. 
230 Beschlussentwurf, Rn. 192. 
231 Beschlussentwurf, Rn. 203. 

122. Im Beschlussentwurf erinnert die irische Aufsichtsbehörde daran, dass die TTL als

Verantwortlicher verpflichtet ist, die sich aus der Verarbeitung ergebenden Risiken zu erkennen,

da sich diese Anforderung aus dem Grundsatz der Rechenschaftspflicht und den Artikeln 24 und 25

DSGVO ergibt.223 Unter Berücksichtigung von Art, Umfang, Umständen und Zweck der

Verarbeitung wie auch der von der TTL selbst in der Datenschutz-Folgenabschätzung (DSFA)

durchgeführten Risikobewertung, in der die TTL einräumt, dass ihre Verarbeitungstätigkeiten mit

einer Reihe hoher „inhärenter“ Risiken verbunden sind,224 stellt die irische Aufsichtsbehörde dann

im Hinblick auf die Artikel 24 und 25 DSGVO fest, dass unter Berücksichtigung von Art, Umfang,

Umständen und Zweck der Verarbeitung beide Arten der Verarbeitung, die Gegenstand der

Untersuchung sind, hohe Risiken für die Rechte und Freiheiten von Nutzendenden im Kindesalter

bergen.225 Die irische Aufsichtsbehörde kommt zu dem Schluss, dass die mit der in Rede stehenden

Verarbeitung verbundenen Risiken, sowohl was die Eintrittswahrscheinlichkeit als auch Schwere

angeht, hoch sind.226

123. Im Beschlussentwurf wird ein Überblick über die Maßnahmen gegeben, die im relevanten

Zeitraum von der TTL im Hinblick auf die Altersüberprüfung wegen des für die Nutzenden der

TikTok-Plattform geltenden Mindestalters von 13 Jahren ergriffen wurden.227 Diese Maßnahmen

lassen sich danach unterscheiden, ob die Maßnahmen vor der Registrierung des Nutzenden oder

erst danach ergriffen werden.

124. Die vor der Registrierung des Nutzenden ergriffenen Maßnahmen sind im Beschlussentwurf

wie folgt beschrieben:

a. Im Zeitraum vom 29. Juli 2020 bis zum 31. Dezember 2020 hatte TikTok im Apple App

Store das Rating „12+“ und im Google Play Store das Rating „Parental Guidance

Recommended“.228

b. Wer die TikTok-Plattform benutzen möchte, muss auch bei einer Altersabfrage sein

Geburtsdatum angeben. Die Person wird aufgefordert, ihr Geburtsdatum anzugeben.

Es gibt weder einen Hinweis dazu, weshalb dies erforderlich ist, noch wird

standardmäßig ein Alter von mehr als 13 Jahren vorgegeben.229

c. Gibt jemand ein Geburtsdatum für ein Alter unter 13 Jahren ein, so endet der

Registrierungsprozess230 und der Zugang der Person zur App wird gesperrt.231 Den

Nutzendenden wird nicht mitgeteilt, dass die Registrierung wegen des von ihnen

eingegebenen Geburtsdatums für sie gesperrt wurde.
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d. Personen unter 13 Jahren, die ein Geburtsdatum für ein Alter über 13, 16 oder

18 Jahren eingeben, erlangen Zugang zu den altersrelevanten Plattform-

Einstellungen.234

e. Die TTL besteht im Registrierungsprozess nicht auf die Vorlage von Unterlagen zur

Identitätsüberprüfung (z. B. Reisepass, Personalausweis usw.).235

125. Darüber hinaus setzte die TTL eine Reihe von Maßnahmen ein, die nach der Registrierung des

Nutzenden greifen, d. h. die darauf abzielen, Nutzende unter 13 Jahren, die sich Zugang zur

Plattform verschafft haben, von denen die TTL aber annimmt, dass sie unter 13 Jahre alt sind, von

der Plattform zu entfernen:236

f. Nutzende wie auch Nicht-Nutzenden konnten einen Nutzenden unter 13 Jahren

melden, und zwar sowohl über ein Webformular als auch über die App. Dieses

Webformular mit dem Titel „Request Privacy Information“ war sowohl auf der

Website als auch in der App beim „TikTok Help Centre“ (Hilfezentrum) und beim

„TikTok Safety Centre“ (Sicherheitszentrum) erhältlich. Gemeldete Konten wurden

Moderatoren zugeleitet.237

g.

.240 

232 Beschlussentwurf, Rn. 203. 
233 Beschlussentwurf, Rn. 192. 
234 Beschlussentwurf, Rn. 193. 
235 Beschlussentwurf, Rn. 199. 
236 Beschlussentwurf, Rn. 194. 
237 Beschlussentwurf, Rn. 195. 
238 Beschlussentwurf, Rn. 196. 
239 Beschlussentwurf, Rn. 197. 
240 Beschlussentwurf, Rn. 198. 

h. Wenn ein Moderator in einem anderen Bereich den Eindruck hatte, dass ein

Nutzender unter 13 Jahre alt war, „konnte er das Konto zur Moderation weiterleiten

oder selbst die Schließung des Kontos veranlassen“.239

i. Alle zur Moderation weitergeleiteten Konten, bei denen der Verdacht bestand, dass

der Nutzende unter 13 Jahre alt war, wurden von einem Moderator geprüft,

Die TTL verwendete auch  , um am etwaigen 

 zu erkennen, ob der 

Kontoinhaber unter 13 Jahre alt ist. War dies der Fall, ging das Konto zur 

Moderation.238 

232 Es erscheint eine Pop-up-Mitteilung, die besagt, dass 

die Person nicht zur TikTok-Plattform zugelassen werden kann. Wer ein 

Geburtsdatum (für ein Alter über oder unter 13 Jahren) erneut einzugeben oder die 

Plattform-App auf seinem Gerät erneut zu installieren versucht, erhält jeweils 

dieselbe Mitteilung.233 
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j. Bei Konten, die auf diesem Wege geschlossen wurden,

.241 

128. Im Zuge der Prüfung der von der TTL im relevanten Zeitraum implementierten Verfahren zur

129. Wie erwähnt,249 stellte die irische Aufsichtsbehörde fest, dass die TTL nicht auf amtliche

Identifikationsmittel abstellte, um das Alter von Kindern, die Zugang zur Plattform erlangen, zu

bestimmen; die irische Aufsichtsbehörde folgte insoweit der von der TTL vertretenen Auffassung,

241 Beschlussentwurf, Rn. 203. 
242 Beschlussentwurf, Rn. 199. 
243 Beschlussentwurf, Rn. 200. 
244 Beschlussentwurf, Rn. 200. 
245 Beschlussentwurf, Rn. 200. 
246 Beschlussentwurf, Rn. 211. 
247 Beschlussentwurf, Rn. 217. 
248 Beschlussentwurf, Rn. 217. 
249 Siehe Rn. 126 dieses verbindlichen Beschlusses. 

Altersüberprüfung merkt die irische Aufsichtsbehörde an, dass die TTL weitreichende

Anstrengungen unternommen habe, um sicherzustellen, dass ihre Plattform nur Personen ab dem

vollendeten 13. Lebensjahr zugänglich sei.247 So habe die TTL eine neutrale Altersabfrage

implementiert, die , das

Alters-Rating der relevanten App-Stores verwendet, um von den Mindestaltereinstellungen auf

den einzelnen Geräten Gebrauch zu machen, sowohl allgemeine als auch spezialisierte

Moderationsteams gehabt, um Personen unter 13 Jahren, die die Altersabfrage passiert hatten, zu

erkennen, inner- und außerhalb der App Meldefunktionen gehabt sowie

, wenn mit den betreffenden personenbezogenen Daten ein 

Konto für einen als Person unter 13 Jahren erkannten Nutzende eingerichtet worden sei.248 

31. Dezember 2020 belief sich die Anzahl der Nutzende der TikTok-Plattform in der EU, die nach

ihrer Registrierung als Personen unter 13 Jahren erkannt und von der TikTok-Plattform entfernt

wurden, auf ungefähr .245 Dazu hebt die irische Aufsichtsbehörde hervor, dass dies

bedeute, dass im relevanten Zeitraum trotz der von der TTL unternommenen Bemühungen

schätzungsweise  der ungefähren durchschnittlichen Anzahl der Nutzende im Kindesalter als

Personen unter 13 Jahren erkannt worden seien und dass unklar sei, welche Anzahl von Kindern

unter 13 Jahren dieser Erkennung entgangen seien – und möglicherweise nach wie vor

entgehen.246

126. Die TTL erklärte auch, dass sie im Registrierungsprozess nicht auf die Vorlage amtlicher

Identitätsausweise (Unterlagen zur Identitätsüberprüfung wie etwa Reisepass, Personalausweis

usw.) bestehe.242

127. Im Zeitraum vom 29. Juli 2020 bis zum 31. Dezember 2020 belief sich die Gesamtzahl der für

die TikTok-Plattform in der Union registrierten Nutzende im Kindesalter, die noch nicht das

18. Lebensjahr vollendet hatten, im Durchschnitt auf etwa 243 Die TTL hat keine

gespeicherten Daten, anhand derer sich für den Zeitraum vom 29. Juli 2020 bis zum 31. Dezember

2020 die ungefähre Anzahl der Nutzenden der TikTok-Plattform bestimmen ließe, die beim Versuch

der Registrierung als Personen unter 13 Jahren erkannt wurden; die TTL nimmt jedoch an, dass sich

die ungefähre Anzahl der Personen in der EU, die bei der Registrierung scheiterten, weil sie als

Person unter 13 Jahren erkannt wurden, in der entsprechenden Anzahl von Tagen vom 14. April

bis zum 16. September 2021 auf 244 Im Zeitraum vom 29. Juli 2020 bis zum
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dass eine solche Anforderung unverhältnismäßig wäre. Da es bei Kindern – und zwar umso mehr, 

je jünger sie sind – unwahrscheinlich wäre, dass sie im Besitz solcher amtlichen 

Identifikationsmittel seien, würden durch eine solche Anforderung Kinder, die ansonsten alle 

Voraussetzungen für die Nutzung der Plattform erfüllten, ausgeschlossen oder ausgesperrt; 

außerdem würde eine solche Anforderung wahrscheinlich Nutzende im Kindesalter, die 

Minderheiten angehören, unverhältnismäßig benachteiligen.250 

130. Die irische Aufsichtsbehörde führt aus, dass in den Artikeln 24 und 25 DSGVO selbst keine

bestimmten Maßnahmen angegeben seien, die ergriffen werden sollten, um die Altersüberprüfung

sicherzustellen oder Personen, für die die Plattform nicht vorgesehen sei, vom Zugang zu ihr

abzuhalten; der Bereich der Altersüberprüfung sei in Entwicklung und es gebe in diesem Bereich

noch keine anerkannten oder vorgegebenen regulatorischen Normen. Zweifellos gebe es keine

absolute Methode der Altersüberprüfung, weshalb die irische Aufsichtsbehörde lediglich

festzustellen habe, ob die ergriffenen Maßnahmen im Hinblick auf den Stand der Technik, die

Implementierungskosten sowie die Art, den Umfang, die Umstände und die Zwecke der

Verarbeitung wie auch die unterschiedliche Eintrittswahrscheinlichkeit und Schwere der mit der

Verarbeitung einhergehenden Risiken für die Rechte und Freiheiten natürlicher Personen geeignet

seien.251

131. Schließlich gelangt die irische Aufsichtsbehörde, wie oben bereits erwähnt, zu dem Schluss,

dass „die von der TTL ergriffenen technischen und organisatorischen Maßnahmen bezüglich der

Verfahren zur Altersüberprüfung angesichts der ergriffenen Maßnahmen und des Umfangs, in dem

die TTL bestrebt war, sicherzustellen, dass ihre Plattform allein für Personen über 13 Jahre

zugänglich blieb, DSGVO-konform waren“.252

Zusammenfassung des von den betroffenen Aufsichtsbehörden erhobenen 

Einspruchs 

132. Der von der italienischen Aufsichtsbehörde gemäß Artikel 4 Nummer 24 und Artikel 60

Absatz 4 DSGVO eingelegte Einspruch wendet sich gegen die Schlussfolgerung, zu der die irische

Aufsichtsbehörde im Beschlussentwurf gelangt,253 dass die von der TTL ergriffenen technischen

und organisatorischen Maßnahmen für die Altersüberprüfung mit Artikel 25 DSGVO in Einklang

stünden. Nach Ansicht der italienischen Aufsichtsbehörde hätte die federführende

Aufsichtsbehörde diesbezüglich stattdessen einen Verstoß gegen Artikel 25 DSGVO feststellen

müssen.254

133. Die italienische Aufsichtsbehörde trägt mehrere verschiedene Argumente dafür vor, weshalb

sie mit der im Beschlussentwurf gezogenen Schlussfolgerung bezüglich Artikel 25 DSGVO nicht

einverstanden ist.

134. Grundsätzlich ist auch die italienische Aufsichtsbehörde der Auffassung, dass es bislang noch

keine Altersüberprüfungsmethode gibt, die in allen Fällen verhindern kann, dass Nutzende unter

13 Jahren Zugang zur Plattform gelangen.255 Im Hinblick auf den Stand der Technik und die Schwere

250 Beschlussentwurf, Rn. 219. 
251 Beschlussentwurf, Rn. 220. 
252 Beschlussentwurf, Rn. 221. 
253 Einspruch der italienischen Aufsichtsbehörde, S. 2, unter Bezugnahme auf den Beschlussentwurf, Rn. 189-
221. 
254 Einspruch der italienischen Aufsichtsbehörde, S. 2. 
255 Einspruch der italienischen Aufsichtsbehörde, S. 4. 
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der Risiken, die mit dem Zugang von Nutzenden unter 13 Jahren zu dem in Rede stehenden sozialen 

Netzwerk einhergehen, ist die italienische Aufsichtsbehörde jedoch mit der von der 

federführenden Aufsichtsbehörde getroffenen Konformitätsfeststellung nicht einverstanden.256 

Die italienische Aufsichtsbehörde stützt sich auf Medienberichterstattung darüber, dass eine 

erhebliche Anzahl der Nutzende der TikTok-Plattform unter 13 Jahre alt sein soll, wie auch auf 

Feststellung 4 des Beschlussentwurfs hinsichtlich des Verstoßes gegen Artikel 24 DSGVO.257 

 die Rede.262 Es gebe keinerlei Angaben dazu, ob dabei 

wirksame Abschreckungsmaßnahme anzusehen.264 

256 Einspruch der italienischen Aufsichtsbehörde, S. 4. 
257 Einspruch der italienischen Aufsichtsbehörde, S. 4. 
258 Einspruch der italienischen Aufsichtsbehörde, S. 4-5 (unter Bezugnahme auf den Beschlussentwurf, 
Rn. 211). 
259 Einspruch der italienischen Aufsichtsbehörde, S. 4-5. 
260 Einspruch der italienischen Aufsichtsbehörde, S. 5. 
261 Einspruch der italienischen Aufsichtsbehörde, S. 5. 
262 Einspruch der italienischen Aufsichtsbehörde, S. 5. 
263 Einspruch der italienischen Aufsichtsbehörde, S. 5. 
264 Beschlussentwurf, Rn. 203, Ziffer ii. 

138. Nach Ansicht der italienischen Aufsichtsbehörde beziehen sich die übrigen von der TTL

angeführten Maßnahmen – ggf. einschließlich der angeblich von der TTL vorgesehenen

Implementierung  – auf Sperrmechanismen, die erst ausgelöst werden,

nachdem sich ein Nutzende im Kindesalter Zugang zur TikTok-Plattform verschafft hat. Diese

Maßnahmen seien jedoch nicht geeignet, bereits im Vorfeld, vor Beginn der

.263 , sei nicht als 

135. Nach Ansicht der italienischen Aufsichtsbehörde weisen die von der TTL implementierten

Altersüberprüfungsmethoden „gravierende Mängel“ auf; dies zeige sich auch in den von der TTL

vorgelegten Zahlen zur Anzahl der im Zeitraum vom 29. Juli 2020 bis zum 31. Dezember 2020

gescheiterten Registrierungen von Nutzenden, die ein Alter unter 13 Jahren angaben, sowie in der

Anzahl der Profile, die gelöscht wurden, nachdem festgestellt wurde, dass sie Nutzenden unter

13 Jahren gehörten.258 Die Anzahl der gelöschten Profile zeige, dass es zumindest dieser Anzahl

Nutzende unter 13 Jahren leicht gelungen sei, sich Zugang zur TikTok-Plattform zu verschaffen, und

dass sie die Plattform in einem nicht näher bestimmten Zeitraum benutzt hätten (sowie dass es

bislang noch nicht erkannte Plattform-Nutzende unter 13 Jahren geben könne).259

136. Nach Ansicht der italienischen Aufsichtsbehörde zeigen die oben genannten Zahlen deshalb,

dass die von der TTL implementierten Altersüberprüfungsmaßnahmen unzureichend und kaum

wirksam sind; angesichts der einschlägigen rechtlichen Verpflichtungen, etwa aus Artikel 8 DSGVO

und den entsprechenden nationalen Gesetzen, sei nicht hinnehmbar, dass die Nutzung der TikTok-

Plattform einer so hohen Zahl von Nutzenden unter 13 Jahren möglich sei.260

137. Die italienische Aufsichtsbehörde geht auch auf das von der TTL implementierte

Altersüberprüfungssystem ein, mit dem die Registrierung für Nutzende gesperrt wird, wenn diese

ein Geburtsdatum angeben, aus dem hervorgeht, dass sie unter 13 Jahre alt sind. Diese

Altersabfrage könne von den Nutzenden leicht umgangen werden,

 weil in dieser Phase 

keine weitere Überprüfung erfolge.261 Im Beschlussentwurf werde auch nicht erwähnt, 

die TTL Nutzende sperre, die ein Geburtsdatum angeben, aus dem hervorgehe, dass sie unter 

13 Jahre alt seien; im Beschlussentwurf sei lediglich von der 
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Datenverarbeitungsvorgänge, die Risiken zu beseitigen, die sich daraus ergäben, dass Nutzende im 

Kindesalter dem Internet ausgesetzt würden und ihre Daten teilten.265 

139. Die italienische Aufsichtsbehörde erinnert an Artikel 24 Absatz 2 der Charta der Grundrechte

der EU sowie an Erwägungsgrund 38 der DSGVO, wonach Kinder bei ihren personenbezogenen

Daten besonderen Schutz verdienen, da sie sich der betreffenden Risiken, Folgen und Garantien

und ihrer Rechte möglicherweise weniger bewusst sind. Dies gelte insbesondere dann, wenn die

personenbezogenen Daten von Kindern im Zusammenhang mit der Nutzung von Kindern direkt

angebotenen Diensten erhoben werden – so wie es bei der TikTok-Plattform der Fall sei.266

140. Unter Berücksichtigung der besonderen Risiken, die sich aus der Online-Verarbeitung der

Daten von Kindern unter 13 Jahren im besonderen Kontext der hier in Rede stehenden Social-

Network-Plattform ergeben, sowie der Statistiken und Medienberichte stellt die italienische

Aufsichtsbehörde fest, dass die von der TTL ergriffenen Maßnahmen nicht als „geeignet und

angemessen“ angesehen werden können.267

141. Die italienische Aufsichtsbehörde teilt auch nicht die Auffassung, dass für die

Implementierung derartiger Maßnahmen lediglich auf deren „Angemessenheit“ abzustellen sei,

sondern hält eine wesentlich anspruchsvollere, strenge Prüfung der in Rede stehenden

Maßnahmen im Hinblick auf deren langfristige tatsächliche Wirksamkeit für geboten (vgl. auch

Erwägungsgrund 74 DSGVO). Die Erwägung, dass eine tatsächlich hochgradige Gefahr für Nutzende

im Kindesalter gegeben sei, müsse sich in entsprechend hochgradigen Anstrengungen der TTL

niederschlagen, bei denen keine der realisierbaren Maßnahmen bei den für die Implementierung

in Betracht kommenden Instrumenten außer Betracht bleiben dürfe.268

142. In ihrem Einspruch geht die italienische Aufsichtsbehörde auf alternative Mittel zur

Altersüberprüfung ein.269 Ihrer Ansicht nach sollte die TTL komplexere Maßnahmen

implementieren, die – möglicherweise sogar ohne Rückgriff auf strenge

Überprüfungsmaßnahmen – zu wirksameren Schutzvorkehrungen führen: zum Beispiel Captcha,

auf das Alter der Zielgruppe zugeschnittene Fragen, Erfordernis der Bestätigung des

Nutzendealters durch ein als „Bürge“ fungierendes registriertes Mitglied usw.270 Eine Option wäre

auch die Altersüberprüfung über eine vertrauenswürdige öffentliche oder private Stelle, die

bestimmte persönliche Merkmale (hier das Alter oder die Tatsache, dass jemand ein bestimmtes

Lebensjahr vollendet hat) bestätigen könnte, ohne dass dafür die Identität der Person offengelegt

265 Einspruch der italienischen Aufsichtsbehörde, S. 5. 
266 Einspruch der italienischen Aufsichtsbehörde, S. 5-6. Die italienische Aufsichtsbehörde trägt dazu weiter vor: 
„Zusätzlich zu diesen Gesetzesvorschriften sind leider auch die vorgenannten Fälle zu bedenken, über die in den 
Medien berichtet wurde. Diese zeigen zum einen, dass Kinder unter 13 Jahren nicht fähig sind, die Gefahren, die 
bei einer Social-Network-Plattform im Hintergrund lauern, richtig zu erkennen; zum anderen zeigen sie, dass 
tatsächlich wesentlich strengere, zielgerichtete Bewertungen der Maßnahmen erforderlich sind, die die 
Verantwortlichen solcher Plattformen ergreifen, um den unbefugten Zugang zu verhindern. Der vorliegende 
Sachverhalt hat gezeigt, dass die Wahrscheinlichkeit, dass sich Nutzer im Kindesalter, die noch keine 13 Jahre alt 
sind, ohne Weiteres Zugang zu sozialen Netzwerken verschaffen und diese nutzen können, immer noch 
besorgniserregend hoch ist, wenn die zur Altersüberprüfung ergriffenen technischen und organisatorischen 
Maßnahmen nicht angemessen verstärkt werden; daraus ergibt sich letztendlich nicht nur das Risiko, dass es zu 
gleichermaßen tragischen Vorfällen kommt, sondern auch allgemein das Risiko, dass solche Nutzer Gefahren 
ausgesetzt werden“ (Einspruch der italienischen Aufsichtsbehörde, S. 6). 
267 Einspruch der italienischen Aufsichtsbehörde, S. 6. 
268 Einspruch der italienischen Aufsichtsbehörde, S. 6. 
269 Einspruch der italienischen Aufsichtsbehörde, S. 6-7. 
270 Einspruch der italienischen Aufsichtsbehörde, S. 6. 
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werden müsste.271 Darüber hinaus führt die italienische Aufsichtsbehörde die Norm BSI PAS 

1296:2018272 an. 

, 

wobei die TTL für den Fall, dass der Nutzende nicht wahrheitsgemäße Angaben mache, keine 

anderen Maßnahmen als die Meldung durch andere Nutzende vorgesehen habe.274 Die italienische 

Aufsichtsbehörde erinnert des Weiteren daran, dass im vorliegenden Fall das Verbot des Zugangs 

für unter 13 Jahre alte Nutzende im Kindesalter eine Grundvoraussetzung für den Geschäftsbetrieb 

des Unternehmens sei, die dieses erfüllen müsse; sollte das Unternehmen keine geeigneten 

Garantien sicherstellen können, so müsste es sein Kerngeschäft und die gesamte damit 

verbundene Verarbeitung personenbezogener Daten einstellen.275 

145. Auf Grundlage des Obigen hält die italienische Aufsichtsbehörde die von der TTL eingesetzten

Altersüberprüfungsmaßnahmen für unter 13 Jahre alte Nutzende im Kindesalter für unzureichend;

darin sieht sie – insbesondere im Hinblick auf die Eintrittswahrscheinlichkeit und die Schwere des

Risikos für die Rechte und Freiheiten natürlicher Personen, das Alter der betroffenen Personen und

den Stand der Technik – einen Verstoß gegen Artikel 25 DSGVO, weil die TTL es versäumt habe,

geeignete technische und organisatorische Maßnahmen zu implementieren, um die Einhaltung der

DSGVO sicherzustellen und nachweisen zu können.276

146. Abschließend führt die italienische Aufsichtsbehörde aus, der Beschlussentwurf berge, wenn

man ihn diesbezüglich unverändert ließe, erhebliche Risiken für den Schutz der Rechte der

betroffenen Personen.277 Würde der in Rede stehende Verstoß nicht festgestellt, so schüfe dies

einen gefährlichen Präzedenzfall, denn es würde nicht deutlich werden, dass der Verantwortliche

seine Verarbeitungstätigkeiten ändern müsse; dadurch würden die betroffenen Personen

gefährdet.278 Andere Verantwortliche aus dem Social-Networking-Sektor könnten sich dadurch

ermutigt fühlen, unzureichende Altersüberprüfungsmaßnahmen zu implementieren, wodurch sich

die Risiken für unter 13 Jahre alte Nutzende im Kindesalter erhöhen würden.279

271 Einspruch der italienischen Aufsichtsbehörde, S. 6. 
272 The British Standards Institution, PAS 1296:2018: Online age checking. Provision and use of online age check 
services. Code of Practice, veröffentlicht am 31. März 2018: https://knowledge.bsigroup.com/products/online-
age-checking-provision-and-use-of-online-age-check-services-code-of-practice/standard, (im Folgenden 
„BSI PAS 1296:2018“) (angeführt im Einspruch der italienischen Aufsichtsbehörde, S. 6). 
273 Einspruch der italienischen Aufsichtsbehörde, S. 7. 
274 Einspruch der italienischen Aufsichtsbehörde, S. 7. 
275 Einspruch der italienischen Aufsichtsbehörde, S. 7. 
276 Einspruch der italienischen Aufsichtsbehörde, S. 7. 
277 Einspruch der italienischen Aufsichtsbehörde, S. 8. 
278 Einspruch der italienischen Aufsichtsbehörde, S. 8. 
279 Einspruch der italienischen Aufsichtsbehörde, S. 8. 

143. Im Hinblick auf die gravierenden Risiken, denen Nutzende im Kindesalter ausgesetzt sind, wie

auch auf Art, Umfang, Umstände (soziale Netzwerke) und Zwecke der Verarbeitung hätte sich die

TTL nach Ansicht der italienischen Aufsichtsbehörde zumindest bemühen müssen, alle bekannten,

dem Stand der Technik entsprechenden Lösungen zur Abwendung der von der Verarbeitung

ausgehenden Gefahren für unter 13 Jahre alte Nutzende im Kindesalter zu implementieren.273

144. Im Hinblick auf die Rechenschaftspflicht sei es, so die italienische Aufsichtsbehörde, nicht

hinnehmbar, dass ein führendes, technologisch innovatives Unternehmen wie die TTL – die sich

mit ihren Diensten weit überwiegend an junge oder sehr junge Nutzende wende – nicht einmal

versucht habe, Maßnahmen zu entwickeln, die wirksamer seien als eine
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 Standpunkt der federführenden Aufsichtsbehörde zum Einspruch 

147. Nach Ansicht der irischen Aufsichtsbehörde ist der von der italienischen Aufsichtsbehörde 

eingelegte Einspruch bezüglich des Verstoßes gegen Artikel 25 DSGVO ein maßgeblicher und 

begründeter Einspruch.280 Allerdings erklärt die irische Aufsichtsbehörde, dass sie beabsichtige, 

dem Einspruch der italienischen Aufsichtsbehörde nicht zu folgen.281 

148. In ihrer Sammelantwort stellt die irische Aufsichtsbehörde zunächst fest, dass die italienische 

Aufsichtsbehörde die einzige betroffene Aufsichtsbehörde sei, die im Hinblick auf das 

vorgeschlagene Ergebnis der von der irischen Aufsichtsbehörde vorgenommenen Bewertung 

Bedenken in Bezug darauf geäußert habe, ob die TTL ihre Verpflichtungen aus Artikel 25 DSGVO 

erfüllt habe. Auf dieser Grundlage macht die irische Aufsichtsbehörde geltend, dass unter allen 

anderen betroffenen Aufsichtsbehörden Einvernehmen darüber bestehe, die Analyse und das 

Ergebnis im Beschlussentwurf zu unterstützen.282 

149. Des Weiteren nimmt die irische Aufsichtsbehörde die Auffassung der italienischen 

Aufsichtsbehörde zur Kenntnis, dass bei Feststellung eines Verstoßes gegen Artikel 25 DSGVO 

angeordnet werden könne, dass sich der Verantwortliche „vertrauenswürdiger öffentlicher oder 

privater Stellen für die ‚Bestätigung‘ persönlicher Merkmale bedient“.283 Die italienische 

Aufsichtsbehörde hat zwar, wie oben in Randnummer 20 dieses verbindlichen Beschlusses 

erwähnt, den Teil ihres Einspruchs, der den Antrag auf eine Anordnung gemäß Artikel 58 Absatz 2 

Buchstabe d DSGVO wegen etwaigen Verstoßes gegen Artikel 25 DSGVO betraf, zurückgenommen, 

jedoch in ihrem Einspruch zu der von ihr vorgeschlagenen Feststellung eines Verstoßes gegen 

Artikel 25 DSGVO auf Mechanismen zur Bestätigung durch Dritte verwiesen;284 in diesem Kontext 

hat auch die irische Aufsichtsbehörde ihre Auffassung zu diesen Mechanismen geäußert. Die irische 

Aufsichtsbehörde meint, dass ganz abgesehen davon, ob es solche Dienste (insbesondere für 

Kinder) überhaupt in jedem Mitgliedstaat gebe, diese besondere Methode möglicherweise nur 

eine unter mehreren in der Norm BSI PAS 1296:2018 umrissenen, in Betracht kommenden 

Methoden sei, die ein Verantwortlicher, sei es allein oder in Kombination mit anderen Methoden, 

für die Zwecke eines „Altersfilters" auswählen könnte.285 

150. Hinsichtlich des vorgesehenen Ergebnisses meint die irische Aufsichtsbehörde, wenn man 

dem Einspruch der italienischen Aufsichtsbehörde in Bezug auf den Verstoß gegen Artikel 25 

DSGVO folge, wäre der Verantwortliche wegen der ihm durch die DSGVO auferlegten 

Verpflichtungen gehalten, unter Rückgriff auf sein einzigartiges Wissen über sein Geschäft und 

seine Datenverarbeitungstätigkeiten selbst die Methoden festzulegen, mittels derer er seinen 

Verpflichtungen nachkomme.286 

151. Zudem sieht die irische Aufsichtsbehörde das Risiko, dass in der Folge die Leitlinien, die zurzeit 

auf der Ebene des EDSA in Bezug auf Daten von Kindern ausgearbeitet werden, unbeabsichtigt 

eingeschränkt werden könnten.287 

 
280 Einspruchsprüfung der irischen Aufsichtsbehörde, S. 2. 
281 Sammelantwort, S. 7. 
282 Sammelantwort, S. 5. 
283 Sammelantwort, S. 5. 
284 Einspruch der italienischen Aufsichtsbehörde, S. 6 und 7. 
285 Sammelantwort, S. 5. 
286 Sammelantwort, S. 5. 
287 Sammelantwort, S. 5. 
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Würdigung durch den EDSA 

5.4.1 Bewertung der Maßgeblichkeit und Begründetheit des Einspruchs 

152. Der Einspruch der italienischen Aufsichtsbehörde betrifft die Frage, „ob ein Verstoß gegen die

DSGVO vorliegt“.288

153. In ihrem Einspruch beanstandet die italienische Aufsichtsbehörde289 die im Beschlussentwurf

getroffene Feststellung der irischen Aufsichtsbehörde, dass die von der TTL im relevanten Zeitraum

implementierten technischen und organisatorischen Maßnahmen für die eigentlichen

Altersüberprüfungsverfahren mit Artikel 25 DSGVO in Einklang stünden.290 Die italienische

Aufsichtsbehörde fordert die irische Aufsichtsbehörde auf, ihre Feststellung aufzuheben und zu

dem Schluss zu gelangen, dass gegen Artikel 25 DSGVO verstoßen wurde.291 Der EDSA sieht eine

klare Verbindung zwischen dem Einspruch der italienischen Aufsichtsbehörde und dem

Beschlussentwurf,292 da sich der Einspruch der italienischen Aufsichtsbehörde auf das spezifische

rechtliche und tatsächliche Vorbringen im Beschlussentwurf293 bezieht und man, wenn dem

Einspruch gefolgt würde, hinsichtlich der Frage eines etwaigen Verstoßes gegen Artikel 25 DSGVO

zu einem anderen Ergebnis käme.294 Folglich befindet der EDSA den Einspruch für maßgeblich.

154. Der EDSA nimmt zur Kenntnis, dass die TTL der Ansicht ist, der Einspruch der italienischen

Aufsichtsbehörde erfülle nicht die Anforderungen an die hinreichende Begründetheit, da die

Auffassung, dass die von der TTL im relevanten Zeitraum eingerichteten

Altersüberprüfungsmaßnahmen nicht dem einschlägigen Stand der Technik im relevanten

Zeitraum entsprochen hätten, auf keine vernünftige oder substanziierte Begründung gestützt sei,

zumal nicht einmal der einschlägige „Stand der Technik“ genannt sei.295 Die italienische

Aufsichtsbehörde habe, so die TTL, auch nicht angegeben, welcher spezifische rechtliche Fehler

hinsichtlich der Einhaltung von Artikel 25 Absatz 1 DSGVO im Beschlussentwurf unterlaufen sei,

und bei der Beurteilung des einschlägigen rechtlichen Standards widerspreche sie sich selbst.296

Der EDSA stellt fest, dass die TTL den Inhalt des Einspruchs beanstandet, was dessen Begründetheit

in der Sache – nicht dessen Zulässigkeit – betrifft. In den folgenden Absätzen prüft der EDSA, ob

der Einspruch der italienischen Aufsichtsbehörde „begründet“ im Sinne von Artikel 4 Nummer 24

DSGVO ist.

155. Der EDSA nimmt zur Kenntnis, dass die italienische Aufsichtsbehörde in ihrem Einspruch

mehrere rechtliche und tatsächliche Argumente vorbringt, um zu zeigen, inwiefern im

vorliegenden Fall von der TTL gegen Artikel 25 DSGVO verstoßen wurde.297

288 EDSA-Leitlinien zum maßgeblichen und begründeten Einspruch, Rn. 24. 
289 Einspruch der italienischen Aufsichtsbehörde, S. 2, 4, 7. 
290 Beschlussentwurf, Rn. 210-221, insbesondere Rn. 221. 
291 Einspruch der italienischen Aufsichtsbehörde, S. 2, 7. 
292 EDSA-Leitlinien zum maßgeblichen und begründeten Einspruch, Rn. 12. 
293 EDSA-Leitlinien zum maßgeblichen und begründeten Einspruch, Rn. 14. Der Einspruch der italienischen 
Aufsichtsbehörde bezieht sich konkret auf die von der federführenden Aufsichtsbehörde durchgeführte 
Untersuchung der Altersüberprüfungsmaßnahmen, die in den Rn. 189-221 des Beschlussentwurfs dargelegt ist 
(Einspruch der italienischen Aufsichtsbehörde, S. 2), und die von der irischen Aufsichtsbehörde in Rn. 221 des 
Beschlussentwurfs gezogene Schlussfolgerung. 
294 EDSA-Leitlinien zum maßgeblichen und begründeten Einspruch, Rn. 13. 
295 Vorbringen der TTL zum Verfahren nach Artikel 65, Rn. 6.2, 6.6, 6.7. 
296 Vorbringen der TTL zum Verfahren nach Artikel 65, Rn. 6.8. 
297 Vgl. auch Abschnitt 5.2 oben. 
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156. Zunächst trägt die italienische Aufsichtsbehörde Argumente dafür vor, weshalb, wenn man

die von der TTL vorgelegten und im Beschlussentwurf298 erwähnten Zahlen zugrunde legt, die von

der TTL implementierten Altersüberprüfungsmethoden „gravierende Mängel“ aufweisen.299 Nach

Ansicht der italienischen Aufsichtsbehörde deuten diese Zahlen zum Beispiel darauf hin, dass die

von der TTL implementierten Maßnahmen unzureichend und wenig wirksam sind; eine solch hohe

Anzahl von weniger als 13 Jahre alten Nutzenden im Kindesalter sei im Licht der einschlägigen

rechtlichen Verpflichtungen nicht hinnehmbar.300 Zu dem von der TTL implementierten Altersfilter

merkt die italienische Aufsichtsbehörde an, dass dieser „leicht umgangen“ werden könne301 und

dass bei dem auf Eigenangaben beruhenden System keine „angemessene Wahrscheinlichkeit“ der

Wirksamkeit gegeben sei, die dessen Implementierung überhaupt rechtfertigen würde302. Auch

habe die TTL ihre Verpflichtung, die Wirksamkeit der von ihr ergriffenen Maßnahmen

nachzuweisen, nicht erfüllt.303 Des Weiteren trägt die italienische Aufsichtsbehörde vor, weshalb

sämtliche übrigen von der TTL angeführten Maßnahmen nicht den in diesem Fall gegebenen

Risiken für Nutzende im Kindesalter entgegenwirken.304

157. Sodann erinnert die italienische Aufsichtsbehörde unter Hinweis auf Artikel 24 Absatz 4 der

EU-Charta und Erwägungsgrund 38 DSGVO daran, dass Kinder hinsichtlich der Verarbeitung ihrer

Daten besonderen Schutz verdienen.305 Dies sei bei der Bewertung der vom Verantwortlichen

implementierten Maßnahmen zu berücksichtigen.306 Unter Berücksichtigung der besonderen

Risiken, die sich aus der Online-Verarbeitung der Daten von unter 13 Jahre alten Nutzenden im

Kindesalter im besonderen Kontext der hier in Rede stehenden Social-Network-Plattform ergeben,

sowie der Statistiken und Medienberichte, führt die italienische Aufsichtsbehörde aus, die von der

TTL ergriffenen Maßnahmen könnten nicht als „geeignet und angemessen“ angesehen werden.307

158. Des Weiteren weist die italienische Aufsichtsbehörde auf die sonstigen zur Verfügung

stehenden Maßnahmen zur Altersüberprüfung hin308 und führt dazu aus, dass „bei

Berücksichtigung der gravierenden Risiken, denen Nutzende im Kindesalter ausgesetzt sind, wie

303 Einspruch der italienischen Aufsichtsbehörde, S. 5. 
304 Einspruch der italienischen Aufsichtsbehörde, S. 5. 
305 Einspruch der italienischen Aufsichtsbehörde, S. 5. 
306 Einspruch der italienischen Aufsichtsbehörde, S. 6. 
307 Einspruch der italienischen Aufsichtsbehörde, S. 6. Die italienische Aufsichtsbehörde ist auch der Ansicht, 
dass sich die Erwägung, dass eine tatsächlich hochgradige Gefahr für Nutzer im Kindesalter gegeben sei, in 
entsprechend hochgradigen Anstrengungen der TTL niederschlagen müsse, bei denen keine der realisierbaren 
Maßnahmen aus den für die Implementierung in Betracht kommenden Instrumenten ausgelassen werden dürfe 
(Einspruch der italienischen Aufsichtsbehörde, S. 6). 
308 Einspruch der italienischen Aufsichtsbehörde, S. 6-7. 

298 Die italienische Aufsichtsbehörde bezieht sich insbesondere auf die für den Zeitraum vom 29. Juli 2020 bis 
zum 31. Dezember 2020 angegebenen Zahlen für gescheiterte Registrierungen und für Profile, die gelöscht 
wurden, nachdem festgestellt wurde, dass sie Nutzern unter 13 Jahren gehörten (Einspruch der italienischen 
Aufsichtsbehörde, S. 4-5). 
299 Einspruch der italienischen Aufsichtsbehörde, S. 4-5 (unter Bezugnahme auf den Beschlussentwurf, 
Rn. 211). 
300 Einspruch der italienischen Aufsichtsbehörde, S. 5. 
301 Einspruch der italienischen Aufsichtsbehörde, S. 5: „da es für die Registrierung auf der Plattform genügt, dass 
der Nutzer irgendein Geburtsdatum angibt, weil in dieser Phase keine weitere Überprüfung erfolgt“. 
302 Die italienische Aufsichtsbehörde erwähnt auch den Umstand, dass  nach gescheiterter 
Registrierung gesperrt werden, und fragt nach der Relevanz dieses Umstands für die im Beschlussentwurf 
vorgenommene Bewertung (Einspruch der italienischen Aufsichtsbehörde, S. 5). Ihrer Ansicht nach ist die 
Maßnahme,  nicht als wirksame Abschreckungsmaßnahme anzusehen (Einspruch 
der italienischen Aufsichtsbehörde, S. 6). 
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auch auf der Art, des Umfangs, der Umstände (soziale Netzwerke) und der Zwecke der 

Verarbeitung die Plattform sich zumindest hätte bemühen müssen, alle bekannten, dem Stand der 

Technik entsprechenden Lösungen zur Abwendung der von der Verarbeitung ausgehenden 

Gefahren für unter 13 Jahre alte Nutzende im Kindesalter zu implementieren“309. Im Hinblick auf 

die Rechenschaftspflicht sei es, so die italienische Aufsichtsbehörde, nicht hinnehmbar, dass die 

TTL nicht einmal versucht habe, wirksamere Maßnahmen zu entwickeln.310 

159. Abschließend macht die italienische Aufsichtsbehörde klare Angaben dazu, inwiefern die von

ihr vorgeschlagene Änderung zu einer anderen Schlussfolgerung führen würde:311 Die italienische

Aufsichtsbehörde fordert die irische Aufsichtsbehörde nämlich auf, festzustellen, dass der

Verantwortliche gegen Artikel 25 DSGVO verstieß, indem er es versäumte, geeignete technische

und organisatorische Maßnahmen zu implementieren, um die Einhaltung der DSGVO

sicherzustellen und nachweisen zu können.312

160. Folglich hält der EDSA den Einspruch für begründet.

161. Ein Einspruch erfüllt die Voraussetzungen des Artikels 4 Nummer 24 DSGVO jedoch nur, wenn

aus ihm die Tragweite der von dem Beschlussentwurf ausgehenden Risiken klar hervorgeht.313

162. Der EDSA nimmt zur Kenntnis, dass die TTL der Auffassung ist, der Einspruch der italienischen

Aufsichtsbehörde genüge nicht den „Anforderungen an die erhebliche Gefährdung durch das

angebliche Risiko für die Grundrechte und Grundfreiheiten der betroffenen Personen“, weil der

Einspruch der italienischen Aufsichtsbehörde diesbezüglich keine spezifischen Angaben

enthalte.314

163. Das Vorbringen der TTL vermag den EDSA nicht zu überzeugen; er stellt fest, dass der

Einspruch der italienischen Aufsichtsbehörde eindeutig die Gefahr für die Rechte der betroffenen

Personen aufzeigt, die bestünde, wenn der Beschlussentwurf nicht abgeändert würde. Wie die

italienische Aufsichtsbehörde ausführt, ist die Wahrscheinlichkeit, dass sich Nutzende im

Kindesalter, die noch keine 13 Jahre alt sind, ohne Weiteres Zugang zu sozialen Netzwerken

verschaffen und diese nutzen können, immer noch besorgniserregend hoch, wenn die zur

Altersüberprüfung ergriffenen technischen und organisatorischen Maßnahmen nicht angemessen

verstärkt werden, woraus sich letztendlich das Risiko ergibt, dass solche Nutzende Gefahren

ausgesetzt werden.315 Für den Fall, dass hinsichtlich der von der TTL implementierten Maßnahmen

kein Verstoß gegen Artikel 25 DSGVO festgestellt werden sollte, was auf eine Billigung der bislang

von der TTL geübten Praktiken hinausliefe, führt die italienische Aufsichtsbehörde des Weiteren

aus, dass dies ein gefährlicher Präzedenzfall wäre, denn wenn nicht herausgestellt würde, dass die

TTL ihre Verarbeitungstätigkeiten ändern müsse, würden die betroffenen Personen, deren Daten

jetzt und künftig von diesem Verantwortlichen verarbeitet werden, gefährdet.316 Überdies könnten

sich auch andere Verantwortliche aus dem Bereich der Sozialen Medien dafür entscheiden,

309 Einspruch der italienischen Aufsichtsbehörde, S. 7. 
310 Einspruch der italienischen Aufsichtsbehörde, S. 7. 
311 EDSA-Leitlinien zum maßgeblichen und begründeten Einspruch, Rn. 16. 
312 Einspruch der italienischen Aufsichtsbehörde, S. 7. 
313 EDSA-Leitlinien zum maßgeblichen und begründeten Einspruch, Rn. 35. 
314 Vorbringen der TTL zum Verfahren nach Artikel 65, Rn. 6.12. 
315 Einspruch der italienischen Aufsichtsbehörde, S. 6. 
316 Einspruch der italienischen Aufsichtsbehörde, S. 8. 
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unzureichende Altersüberprüfungsmaßnahmen zu implementieren, wodurch wiederum die 

Risiken für unter 13 Jahre alte Nutzende im Kindesalter erhöht würden.317 

164. Im Hinblick auf die obigen Ausführungen befindet der EDSA den Einspruch der italienischen

Aufsichtsbehörde in Bezug auf das Vorliegen eines Verstoßes gegen Artikel 25 DSGVO für

maßgeblich und begründet im Sinne von Artikel 4 Nummer 24 DSGVO.

5.4.2 Beurteilung in der Sache 

165. Gemäß Artikel 65 Absatz 1 Buchstabe a DSGVO erlässt der EDSA einen verbindlichen

Beschluss in Bezug auf alle Angelegenheiten, die Gegenstand des maßgeblichen und begründeten

Einspruchs sind, insbesondere die Frage, ob ein Verstoß gegen die DSGVO vorliegt.

166. Der EDSA nimmt zur Kenntnis, dass die italienische Aufsichtsbehörde mit ihrem in

Abschnitt 5.4.1 für maßgeblich und begründet befundenen Einspruch die irische Aufsichtsbehörde

auffordert, den Beschlussentwurf insoweit, als dieser die von der TTL auf der TikTok-Plattform

implementierten Altersüberprüfungsmaßnahmen betrifft, dahin gehend zu ändern, dass ein

Verstoß gegen Artikel 25 DSGVO festgestellt wird.

167. Der EDSA ist der Meinung, dass der Einspruch der italienischen Aufsichtsbehörde, auch wenn

die italienische Aufsichtsbehörde in ihrem Einspruch nicht zwischen den spezifischen Teilen des

Artikels 25 DSGVO unterscheidet, wenn man den Wortlaut und Inhalt des Einspruchs betrachtet,

spezifisch darauf abzielt, dass die TTL Artikel 25 Absatz 1 DSGVO nicht eingehalten haben soll. Die

vom EDSA in diesem Abschnitt vorgenommene Prüfung hat deshalb zum Gegenstand, ob die TTL

mit den Altersüberprüfungsmaßnahmen, die sie im relevanten Zeitraum auf der TikTok-Plattform

implementiert hatte, Artikel 25 Absatz 1 DSGVO (Datenschutz durch Technikgestaltung) verletzt

hat.

168. Bei der Beurteilung, ob der Einspruch der italienischen Aufsichtsbehörde in der Sache

begründet ist, berücksichtigt der EDSA auch den von der TTL vertretenen Standpunkt und ihr

Vorbringen zu diesem Einspruch.

169. Vorab erinnert der EDSA daran, dass, wie in Randnummer 87 dieses verbindlichen Beschlusses

dargelegt, das Argument der irischen Aufsichtsbehörde,318 der Umstand, dass andere betroffene

Aufsichtsbehörden keine vergleichbaren Einsprüche eingelegt hätten, lasse auf einen Konsens

dieser betroffenen Aufsichtsbehörden schließen, für die vom EDSA vorgenommene Prüfung der

Begründetheit in der vorliegenden Sache nicht von Belang ist.

Standpunkt und Vorbringen der TTL zum Einspruch 

170. Die TTL trägt vor, dass die von der irischen Aufsichtsbehörde im Beschlussentwurf getroffene

Feststellung der DSGVO-Konformität der von der TTL im relevanten Zeitraum eingesetzten

Altersüberprüfungsmaßnahmen richtig und durch die der irischen Aufsichtsbehörde vorliegenden

Beweise gestützt sei.319

171. Erstens macht die TTL geltend, dass die italienische Aufsichtsbehörde in ihrem Einspruch

versäumt habe, den „Stand der Technik“ im relevanten Zeitraum anzugeben und aufzuzeigen,

317 Einspruch der italienischen Aufsichtsbehörde, S. 8. 
318 Siehe Rn. 148 dieses verbindlichen Beschlusses. 
319 Vorbringen der TTL zum Verfahren nach Artikel 65, Rn. 6.16. 
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172. Zweitens führt die TTL aus, dass Artikel 25 Absatz 1 DSGVO die Verantwortlichen lediglich dazu

verpflichte, „geeignete“ Maßnahmen zu ergreifen, und dass dies im Hinblick auf den Kontext des

regulatorischen Umfelds und die Branchenpraxis zum betreffenden Zeitraum auszulegen sei.325 Die

Anforderung der „Geeignetheit“ bedeute, dass der Verantwortliche gehalten sei, Maßnahmen zu

implementieren, um das Alter der Nutzenden mit angemessener Sicherheit (unter

Berücksichtigung der verschiedenen in den Artikeln 24 und 25 DSGVO genannten Faktoren,

einschließlich der von der Verarbeitung ausgehenden Risiken), nicht jedoch mit absoluter

Sicherheit zu bestimmen.326

173. Die TTL meint, die italienische Aufsichtsbehörde versuche rechtsirrig, eine Anforderung der

tatsächlichen Wirksamkeit anstelle der Geeignetheit einzuführen, soweit sie ausführe, dass ein

Verstoß gegen Artikel 25 DSGVO vorliege, weil die TTL durch ihre verschiedenen

Altersüberprüfungsmaßnahmen Personen auf der TikTok-Plattform ermittelt habe, bei denen der

Verdacht bestehe, dass sie unter 13 Jahre alt seien.327 Nach Auffassung der TTL genügen der

320 Vorbringen der TTL zum Verfahren nach Artikel 65, Rn. 6.29. 
321 Vorbringen der TTL zum Verfahren nach Artikel 65, Rn. 6.20-6.23. 
322 Vorbringen der TTL zum Verfahren nach Artikel 65, Rn. 6.24-6.25. 
323 Vorbringen der TTL zum Verfahren nach Artikel 65, Rn. 6.27-6.28 -Gutachten, Abschnitte 6.2.1 und 
6.2.3. 
324 Vorbringen der TTL zum Verfahren nach Artikel 65, Rn. 6.29. 
325 Vorbringen der TTL zum Verfahren nach Artikel 65, Rn. 6.31. 
326 Die TTL macht des Weiteren geltend, dass diese Ansicht „auf die von Aufsichtsbehörden herausgegebenen 
Leitlinien gestützt ist. So hat zum Beispiel das Information Commissioner‘s Office gesagt, dass der 
Sicherheitsgrad für die Altersüberprüfung ‚den Risiken für die Rechte und Freiheiten von Kindern angemessen‘ 
sein und nicht einer absoluten Anforderung genügen muss“ (Vorbringen der TTL zum Verfahren nach 
Artikel 65, Rn. 6.32). 
327 Vorbringen der TTL zum Verfahren nach Artikel 65, Rn. 6.32-6.33. In den Rn. 6.34-6.35 ihres Vorbringens führt 
die TTL weiter aus: „Keine Altersüberprüfungsmethode ist 100 % wirksam, und die italienische Aufsichtsbehörde 
sollte in ihrem Einspruch ordnungsgemäß berücksichtigen, dass, wie oben in Randnummer 6.32 erklärt wurde, 
die Anforderung der ‚Geeignetheit‘ bedeutet, dass der Verantwortliche gehalten ist, Maßnahmen zu 
implementieren, um das Alter der Nutzer mit angemessener Sicherheit (unter Berücksichtigung der 

inwiefern die TTL diesem Standard nicht genügt habe.320 Insbesondere, so die TTL, habe es im 

relevanten Zeitraum keinen allgemein etablierten oder akzeptierten „Stand der Technik“ für 

Internetplattformen dieser Art gegeben; auch habe es im relevanten Zeitraum – wie auch heute – 

keinerlei regulatorische Leitlinien gegeben, die Vorgaben dafür aufgestellt hätten, welche 

Mechanismen zur Altersüberprüfung geeignet und wirksam wären.321 Das Fehlen konkreter 

Vorgaben für die Verarbeitung der Daten von Kindern im Rahmen der DSGVO zeige sich auch darin, 

dass kürzlich verschiedene Aufsichtsbehörden öffentliche Konsultationen zu diesem Thema 

durchgeführt hätten und der EDSA derzeit Leitlinien für die Verarbeitung der Daten von Kindern 

ausarbeite.322 In Anhang 2 des Vorbringens der TTL zum Verfahren nach Artikel 65 DSGVO führt die 

TTL auch das Sachverständigengutachten von  (Sachverständigengutachten von 

) (im Folgenden -Gutachten) an, in dem festgestellt wird, dass die 

Altersüberprüfungsmaßnahmen der TTL im relevanten Zeitraum verglichen mit den Praktiken 

anderer Unternehmen derselben Branchen oder aus anderen Branchen mit Altersbeschränkungen 

besser gewesen seien.323 Die TTL führt auch die Feststellung der irischen Aufsichtsbehörde in der 

Sammelantwort an, dass unter den betroffenen Aufsichtsbehörden (mit Ausnahme der 

italienischen Aufsichtsbehörde) Einvernehmen darüber bestehe, dass die 

Altersüberprüfungsmaßnahmen von TTL im relevanten Zeitraum geeignet gewesen seien.324 
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neutrale Altersfilter und die zusätzlichen Maßnahmen, die implementiert wurden, den sich aus 

Artikel 25 DSGVO ergebenden Verpflichtungen der TTL; diese hätten auch die damalige 

Branchenpraxis übertroffen und seien „geeignet“ gewesen.328 

174. Abschließend beharrt die TTL darauf, dass die im relevanten Zeitraum von der TTL

implementierten Altersüberprüfungsmaßnahmen , was die Abwägung ihrer Wirksamkeit gegen

das Erfordernis der Datenminimierung gemäß Artikel 5 Absatz 1 Buchstabe c DSGVO angehe, der

damaligen besten Praxis entsprochen hätten.329

Vom EDSA vorgenommene Beurteilung in der Sache 

175. Der EDSA erinnert daran, dass Artikel 25 Absatz 1 DSGVO die Verantwortlichen verpflichtet,

bei der Gestaltung der Verarbeitung personenbezogener Daten den Datenschutz zu

berücksichtigen, und zwar während der gesamten Dauer der Verarbeitung. Im Kern soll diese

Bestimmung geeigneten und wirksamen Datenschutz durch Technikgestaltung sicherstellen; das

bedeutet, dass Verantwortliche nachweisen können müssen, dass sie geeignete Maßnahmen und

Garantien für die Verarbeitung personenbezogener Daten implementiert haben, um

sicherzustellen, dass die Anforderungen der DSGVO erfüllt werden und die

Datenschutzgrundsätze330 wie auch die Rechte und Freiheiten der betroffenen Personen wirksam

sind.331

176. Vorab merkt der EDSA an, dass die von der TTL implementierten Maßnahmen (die oben in den

Randnummern 124 bis 125 dieses verbindlichen Beschlusses beschrieben sind) aus einem Ex-ante-

Teil und einem Ex-post-Teil bestehen. Der Ex-ante-Teil umfasst die Stufen a bis c, während der Ex-

post-Teil die Stufen f bis i beinhaltet. Die Buchstaben d, e und j enthalten lediglich zusätzliche

Informationen über die Modalitäten der Maßnahmen. Des Weiteren ist anzumerken, dass die

irische Aufsichtsbehörde und die TTL im Beschlussentwurf zwar von „Altersüberprüfung“ sprechen,

dass jedoch kaum eine Überprüfung im Sinne einer Bestätigung als wahr oder eines Nachweises

mit aussagekräftigen Beweisen stattfindet.332 Nur ein Aspekt der Ex-post-Maßnahmen – nämlich

die Ermittlung von Nutzendenden, die in ihrer Profilbeschreibung ein Alter unter 13 Jahren

verschiedenen in den Artikeln 24 und 25 DSGVO genannten Faktoren, einschließlich der von der Verarbeitung 
ausgehenden Risiken), nicht jedoch mit absoluter Sicherheit zu bestimmen. Nach der DSGVO ist es nicht 
erforderlich, zu junge Nutzer absolut von der Plattform auszuschließen; es ist lediglich erforderlich, geeignete 
Maßnahmen zu implementieren. Der Umstand, dass TikTok, wie aus den im Einspruch der italienischen 
Aufsichtsbehörde zitierten Kontoschließungszahlen hervorgeht, zu junge Kontoinhaber aktiv ermittelt und ihre 
Konten schließt, ist allenfalls Beweis für TikToks vernünftige, sorgfältige Bemühungen, Personen unter 13 Jahren 
von der Plattform fernzuhalten.“ 
328 Vorbringen der TTL zum Verfahren nach Artikel 65, Rn. 6.37-6.43. Hinsichtlich der Maßnahme, das  zu 
sperren, macht die TTL geltend, dass diese „mit dem AADC (Age appropriate design: a code of practice for online 
services – Praxiskodex über altersgemäße Gestaltung von Online-Diensten) des Information Commissioner‘s 
Office in Einklang steht, wonach Eigenangaben geeignet sein können, wenn sie in Verbindung mit anderen 
Techniken verwendet werden, die zum Beispiel 

 (Vorbringen der TTL 
zum Verfahren nach Artikel 65, Rn. 6.42). 
329 Vorbringen der TTL zum Verfahren nach Artikel 65, Rn. 6.44-6.48. 
330 Die in Artikel 5 DSGVO aufgeführten Datenschutzgrundsätze. 
331 EDSA-Leitlinien zum Datenschutz durch Technikgestaltung und durch datenschutzfreundliche 
Voreinstellungen, V2.0, Rn. 2 und EDSA-Leitlinien zum Datenschutz durch Technikgestaltung und durch 
datenschutzfreundliche Voreinstellungen, V1.0, Rn. 2. 
332 Vgl. die Definition für „verify“ im Oxford English Dictionary 
https://www.oed.com/view/Entry/222511?redirectedFrom=verify. 
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angeben – dient der Überprüfung des Nutzendenalters. Die übrigen Maßnahmen zielen nicht 

darauf ab, irgendeine Form von aussagekräftigem Beweis zu erheben, anhand dessen eine 

Altersüberprüfung tatsächlich möglich wäre. Dies wird von der TTL anerkannt, die ihre in 

Buchstabe a angegebene Lösung als Altersfilter (Age Gate) – und nicht als Verfahren zur 

Altersüberprüfung (age verification) – bezeichnet. Der Einheitlichkeit halber wird der EDSA die Ex-

ante- und Ex-post-Maßnahmen im Folgenden jedoch als Maßnahmen zur „Altersüberprüfung“ 

bezeichnen. 

177. Der EDSA betont, dass die Anforderung, dass die Maßnahmen „geeignet“ im Sinne von

Artikel 25 Absatz 1 DSGVO sein müssen, bedeutet, dass die vom Verantwortlichen

implementierten Maßnahmen und notwendigen Garantien geeignet sein müssen, den verfolgten

Zweck zu erreichen; das bedeutet, dass die Verantwortlichen „auf wirksame Weise“ die

Datenschutzgrundsätze umsetzen und die Rechte der betroffenen Personen sicherstellen

müssen.333 Der EDSA merkt an, dass sich der Begriff der „Wirksamkeit“ im Datenschutzrecht aus

dem Ziel der DSGVO ergibt, „[e]in[en] unionsweit wirksame[n] Schutz personenbezogener Daten“

sicherzustellen.334

178. Folglich wird die von der TTL vertretene Auffassung, dass die italienische Aufsichtsbehörde

versuche, in ihrer Prüfung der Einhaltung des Artikels 25 DSGVO durch die TTL eine Anforderung

der „tatsächlichen Wirksamkeit“ anstelle der „Geeignetheit“ einzuführen, und dass der Einspruch

der italienischen Aufsichtsbehörde rechtsfehlerhaft auf die Wirksamkeit der von der TTL

implementierten Altersüberprüfungsmaßnahmen abstelle,335 vom EDSA nicht geteilt.

179. Der EDSA betont auch, dass nach dem Rechenschaftsgrundsatz die TTL als Verantwortlicher

nachweisen können muss, dass sie die Datenschutzgrundsätze und ihre sonstigen sich aus der

DSGVO ergebenden Verpflichtungen in Bezug auf die in Rede stehende Verarbeitung einhält.336

180. Auch wenn Artikel 25 Absatz 1 DSGVO keine Vorgaben für die Implementierung bestimmter

technischer und organisatorischer Maßnahmen enthält und dem Verantwortlichen bei der

Auswahl der Maßnahmen und Garantien Ermessen eingeräumt ist, müssen die vom

Verantwortlichen gewählten Maßnahmen und Garantien doch so gestaltet sein, dass sie den mit

der Verarbeitung verbundenen Risiken gewachsen sind. Der EDSA ist der Ansicht, dass das

Geeignetheitserfordernis in Artikel 25 Absatz 1 DSGVO deshalb in engem Zusammenhang mit dem

Wirksamkeitserfordernis zu sehen ist.337 Ob die vom Verantwortlichen gewählten Maßnahmen im

Einzelfall geeignet sind, hängt davon ab, ob die in Artikel 25 Absatz 1 DSGVO genannten

Voraussetzungen erfüllt sind.338

333 EDSA-Leitlinien zum Datenschutz durch Technikgestaltung und durch datenschutzfreundliche 
Voreinstellungen, V2.0, Rn. 7 und 8. 
334 Erwägungsgrund 11 DSGVO. Vgl. auch Rechtsprechung des EuGH, z. B. Urteil des Gerichtshofs vom 13. Mai 
2014, Google Spain, C-131/12, ECLI:EU:C:2014:317, Rn. 38, 53, 58. 
335 Vorbringen der TTL zum Verfahren nach Artikel 65, Rn. 6.32-6.33. Der EDSA merkt an, dass der Begriff der 
„tatsächlichen Wirksamkeit“ von der TTL in ihrem Vorbringen eingeführt wurde und im Einspruch der 
italienischen Aufsichtsbehörde als solcher nicht vorkommt. 
336 Artikel 5 Absatz 2 und Artikel 24 DSGVO, auch Erwägungsgrund 74 DSGVO. 
337 EDSA-Leitlinien zum Datenschutz durch Technikgestaltung und durch datenschutzfreundliche 
Voreinstellungen, V1.0, Rn. 8 und EDSA-Leitlinien zum Datenschutz durch Technikgestaltung und durch 
datenschutzfreundliche Voreinstellungen, V2.0, Rn. 8. 
338 EDSA-Leitlinien zum Datenschutz durch Technikgestaltung und durch datenschutzfreundliche 
Voreinstellungen, V2.0, Rn. 14 und 17. 
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181. Der EDSA wird deshalb nachstehend diese Voraussetzungen prüfen, um festzustellen, ob die

im vorliegenden Fall von der TTL implementierten Altersüberprüfungsmaßnahmen den

Anforderungen des Artikels 25 Absatz 1 DSGVO genügen. Dabei wird Folgendes geprüft werden:

„Art, Umfang, Umstände und Zweck der Verarbeitung“, „unterschiedliche

Eintrittswahrscheinlichkeit und Schwere der mit der Verarbeitung verbundenen Risiken für die

Rechte und Freiheiten natürlicher Personen“, der „Stand der Technik“, die

„Implementierungskosten“ sowie die Wirksamkeit der von der TTL implementierten Maßnahmen

im Lichte der Anforderungen in Artikel 25 Absatz 1 DSGVO.339 Diese Prüfung wird sowohl für die

Ex-ante- als auch für die Ex-post-Maßnahmen, die vom Verantwortlichen implementiert wurden,

durchgeführt werden. Abschließend wird der EDSA auf Grundlage der ihm im Zusammenhang mit

diesem Verfahren vorliegenden Informationen gemäß Artikel 25 Absatz 1 DSGVO prüfen, ob die

von der TTL in diesem Einzelfall implementierten Maßnahmen geeignet waren.

„Art, Umfang, Umstände und Zwecke der Verarbeitung“ 

339 Artikel 25 Absatz 1 DSGVO. 
340 EDSA-Leitlinien zum Datenschutz durch Technikgestaltung und durch datenschutzfreundliche 
Voreinstellungen, V1.0, Rn. 27 und EDSA-Leitlinien zum Datenschutz durch Technikgestaltung und durch 
datenschutzfreundliche Voreinstellungen, V2.0, Rn. 28. 
341 Beschlussentwurf, Rn. 61. 
342 Einspruch der italienischen Aufsichtsbehörde, S. 6. 
343 EDSA-Leitlinien zum Datenschutz durch Technikgestaltung und durch datenschutzfreundliche 
Voreinstellungen, V1.0, Rn. 27 und EDSA-Leitlinien zum Datenschutz durch Technikgestaltung und durch 
datenschutzfreundliche Voreinstellungen, V2.0, Rn. 28. 
344 Siehe oben Rn. 127 dieses verbindlichen Beschlusses. 
345 Beschlussentwurf, Rn. 67 und 211. 

182. Der EDSA erinnert daran, dass sich der Begriff der Art auf die der Verarbeitung

innewohnenden Eigenschaften bezieht.340 Laut dem Beschlussentwurf betrifft dieser Fall die

Verarbeitung personenbezogener Daten von Kindern unter 13 Jahren im Rahmen der TikTok-

Plattform (sowohl in der Handy-App als auch in der Browser-Version), und zwar insbesondere die

Altersüberprüfung.341 Im Einspruch der italienischen Aufsichtsbehörde wird darauf hingewiesen,

dass es sich bei der TikTok-Plattform um einen Dienst handelt, der Kindern direkt angeboten

wird.342

183. Der Umfang bezieht sich auf das Ausmaß und den Bereich der Verarbeitung.343 Wie oben

dargelegt, hat die TTL keine Daten gespeichert, anhand derer sich für den Zeitraum vom 29. Juli

2020 bis zum 31. Dezember 2020 die ungefähre Anzahl derjenigen Nutzenden der TikTok-Plattform

bestimmen ließe, die beim Versuch der Registrierung als Personen unter 13 Jahren erkannt

wurden; die TTL hat deshalb einen Schätzwert für die ungefähre Anzahl der Nutzenden unter

13 Jahren, deren Registrierung verhindert wurde ), sowie einen Schätzwert für die

Anzahl der Konten von Nutzendenden unter 13 Jahren, die von TTL aus eigenem Antrieb

geschlossen wurden ( ), angegeben.344 Im Beschlussentwurf wird hervorgehoben, dass im

relevanten Zeitraum trotz der von der TTL unternommenen Bemühungen schätzungsweise  der

ungefähren durchschnittlichen Anzahl der Nutzenden im Kindesalter als Personen unter 13 Jahren

erkannt wurden und dass unklar ist, welche Anzahl von Kindern unter 13 Jahren dieser Erkennung

entgingen – und möglicherweise nach wie vor entgehen.345

184. Im Einspruch der italienischen Aufsichtsbehörde wird ausgeführt, der Umstand, dass eine

solche Anzahl Profile gelöscht wurde, zeige, dass es zumindest dieser Anzahl Nutzender im

Kindesalter unter 13 Jahren leicht gelungen sei, sich Zugang zur Plattform zu verschaffen, und dass
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sie die Plattform in einem nicht näher bestimmten Zeitraum benutzt hätten – ganz zu schweigen 

von all den verbliebenen Plattform-Nutzenden unter 13 Jahren, die bislang noch nicht erkannt 

worden seien.346 Laut dem Beschlussentwurf hat die TTL die personenbezogenen Daten von 

mindestens denjenigen Kindern unter 13 Jahren verarbeitet, deren Konten erkannt wurden, und 

weil die Konten standardmäßig auf „öffentlich“ gesetzt wurden, hat die TTL dafür gesorgt, dass die 

Social-Media-Inhalte von Kindern unter 13 Jahren potenziell in sehr weitreichendem Umfang 

verarbeitet wurden, indem sie ohne jegliche Einschränkung einem unbegrenzten weltweiten 

Publikum zugänglich gemacht wurden.347 

185. Laut den Feststellungen im Beschlussentwurf waren die Konten registrierter Nutzender der

TikTok-Plattform standardmäßig auf „öffentlich“ gesetzt.348 Dies bedeutete zum Beispiel, dass ein

öffentliches Konto nicht nur von jedem einzelnen Nutzenden der TikTok-Plattform über die App

und von jedem einzelnen Nutzenden der TikTok-Plattform über die Website angesehen werden

konnte, sondern auf der Website sogar einer letztlich nicht bestimmbaren Anzahl von Personen,

die keine registrierten Nutzenden der TikTok-Plattform waren, zugänglich war.349 Dies hat

besonders gravierende und weitreichende Folgen: Inhalte, die von Nutzenden im Kindesalter –

auch von solchen unter 13 Jahren, die nicht als solche erkannt worden waren – auf der TikTok-

Plattform veröffentlicht wurden, waren – wenn das Konto standardmäßig auf „öffentlich“ gesetzt

und nicht in sonstiger Weise durch individuelle Video-Einstellungen beschränkt worden war –

zugänglich und konnten angeschaut oder in sonstiger Weise verarbeitet werden, wobei sich dies

der Kontrolle der jeweils betroffenen Person wie auch der TTL entzog.350

186. Die in Rede stehende Verarbeitung betraf also eine große Zahl schutzbedürftiger Personen351

und der Umfang der Verarbeitung ihrer personenbezogenen Daten war potenziell sehr groß.

187. Der EDSA erinnert daran, dass sich der Begriff der Umstände auf die Bedingungen der

Verarbeitung bezieht.352 Der EDSA hebt hervor, dass die in Rede stehende Verarbeitung

personenbezogene Daten einer großen Zahl besonders junger Kinder (d. h. Kinder unter 13 Jahren)

betrifft, die im Zuge von deren Nutzung einer Social-Media-Plattform erfolgt.

188. Gemäß Artikel 24 Absatz 2 der EU-Charta muss „bei allen Kinder betreffenden Maßnahmen

öffentlicher Stellen oder privater Einrichtungen […] das Wohl des Kindes eine vorrangige Erwägung

sein“.353 Der EDSA erinnert auch daran, dass gemäß Artikel 3 Absatz 1 der Konvention der

Vereinten Nationen über die Rechte des Kindes „das Wohl des Kindes ein Gesichtspunkt [ist], der

vorrangig zu berücksichtigen ist“.354 Sowohl im Beschlussentwurf der irischen Aufsichtsbehörde als

auch im Einspruch der italienischen Aufsichtsbehörde wird darauf hingewiesen, dass Kinder in der

346 Einspruch der italienischen Aufsichtsbehörde, S. 5. 
347 Beschlussentwurf, Rn. 67. 
348 Beschlussentwurf, Rn. 80, 128. 
349 Beschlussentwurf, Rn. 160. 
350 Beschlussentwurf, Rn. 160. 
351 Vgl. diesen verbindlichen Beschluss, oben Rn. 127 und 183-184. 
352 EDSA-Leitlinien zum Datenschutz durch Technikgestaltung und durch datenschutzfreundliche 
Voreinstellungen, V1.0, Rn. 27 und EDSA-Leitlinien zum Datenschutz durch Technikgestaltung und durch 
datenschutzfreundliche Voreinstellungen, V2.0, Rn. 28. 
353 Artikel 24 Absatz 2 EU-Charta, auch angeführt im Einspruch der italienischen Aufsichtsbehörde, S. 5. 
354 Artikel 3 Absatz 1 der Konvention der Vereinten Nationen über die Rechte des Kindes (angenommen durch 
Beschluss 44/25 der Generalversammlung der Vereinten Nationen am 20. November 1989), der lautet: „Bei 
allen Maßnahmen, die Kinder betreffen, gleichviel ob sie von öffentlichen oder privaten Einrichtungen der 
sozialen Fürsorge, Gerichten, Verwaltungsbehörden oder Gesetzgebungsorganen getroffen werden, ist das 
Wohl des Kindes ein Gesichtspunkt, der vorrangig zu berücksichtigen ist.“ 
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DSGVO als eine schutzbedürftige Kategorie natürlicher Personen anerkannt sind. Dies zeigt sich in 

etlichen Bestimmungen der DSGVO.355 Insbesondere heißt es in Erwägungsgrund 38 DSGVO, dass 

„Kinder […] bei ihren personenbezogenen Daten besonderen Schutz [verdienen], da Kinder sich der 

betreffenden Risiken, Folgen und Garantien und ihrer Rechte bei der Verarbeitung 

personenbezogener Daten möglicherweise weniger bewusst sind“.356 Überdies sieht die DSGVO, 

worauf die italienische Aufsichtsbehörde357 hingewiesen hat, zum Beispiel in ihrem Artikel 8358 

besondere Anforderungen vor, die für die Verarbeitung personenbezogener Daten von Kindern 

unter 13 Jahren sowie in bestimmten Fällen, je nach dem mitgliedstaatlichen Recht, bis zu 

16 Jahren gelten.359 

189. Die Berücksichtigung des besonderen Schutzes, der Kindern garantiert ist, ist im vorliegenden

Fall besonders relevant, da die TikTok-Plattform ein Social-Media-Dienst ist, der Kindern direkt

angeboten wird360 – es handelt sich also um Dienste der Informationsgesellschaft, die Kindern

direkt angeboten werden.361

190. Der EDSA merkt auch an, dass die Verarbeitung personenbezogener Daten den Kern des

Geschäfts der TTL ausmacht und dass das Verbot des Zugangs zur TikTok-Plattform für Nutzende

im Kindesalter unter 13 Jahren eine grundlegende Voraussetzung ist, die die TTL zum Betrieb ihres

Geschäfts erfüllen muss.362 Andernfalls müsste das Unternehmen, wie die italienische

Aufsichtsbehörde betont, ihr Kerngeschäft und die gesamte dazugehörige Verarbeitung

personenbezogener Daten einstellen.363

191. Überdies gab es, wie die italienische Aufsichtsbehörde in ihrem Einspruch feststellt,364

zahlreiche Berichte, die auf mögliche Gefährdungen hindeuteten, denen Kinder bei der Nutzung

der TikTok-Plattform ausgesetzt sind. Diese Risiken wurden auch von der TTL in ihrer DSFA

anerkannt

365). 

355 Vgl. auch Urteil des Gerichtshofs vom 4. Juli 2023 in der Rechtssache Meta Platforms u. a. gegen 
Bundeskartellamt, C-252/21, ECLI:EU:C:2023:537, Rn. 111. 
356 Beschlussentwurf, Rn. 69, Einspruch der italienischen Aufsichtsbehörde, S. 5. 
357 Einspruch der italienischen Aufsichtsbehörde, S. 5. Die italienische Aufsichtsbehörde führt Artikel 8 DSGVO 
an. 
358 Artikel 8 Absatz 1 DSGVO. Der EDSA erinnert auch daran, dass in Artikel 6 Absatz 1 Buchstabe f DSGVO, der 
die Rechtsgrundlage für die Verarbeitung bildet, die zur Wahrung der berechtigten Interessen des 
Verantwortlichen oder eines Dritten erforderlich ist, insbesondere der Fall genannt ist, dass es sich bei der 
betroffenen Person, die der Verantwortliche in der Abwägung berücksichtigen muss, um ein Kind handelt. Des 
Weiteren erinnert der EDSA daran, dass der Umstand, dass es sich bei der betroffenen Person um ein Kind 
handelt, auch ein relevanter Faktor ist, den der Verantwortliche im Rahmen von Artikel 6 Absatz 1 Buchstabe b 
DSGVO berücksichtigen muss, vgl. EDSA-Leitlinien 2/2019 zu Artikel 6 Absatz 1 Buchstabe b DSGVO, Rn. 13. 
359 Artikel 8 Absatz 1 DSGVO. 
360 Einspruch der italienischen Aufsichtsbehörde, S. 6. 
361 Der EDSA erinnert daran, dass die TTL, wie von ihr ausdrücklich anerkannt wird, die TikTok-Plattform 
Nutzenden unter 18 Jahren anbietet (Beschlussentwurf, Rn. 12 und 13). 
362 Einspruch der italienischen Aufsichtsbehörde, S. 7. 
363 Einspruch der italienischen Aufsichtsbehörde, S. 7. 
364 Einspruch der italienischen Aufsichtsbehörde, S. 6. 
365 DSFA der TTL zu Daten von Kindern und altersangemessener Gestaltung, Risiko Nr. 1 auf S. 31 und Risiko Nr. 6 
auf S. 38 (auf S. 32 und 39 beschreibt TTL die zur Minderung dieser Risiken ergriffenen Maßnahmen). 
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192. Der Zweck hebt auf die Ziele der Verarbeitung ab.366 Die TTL ist der Anbieter der TikTok-

Plattform.367 Im Beschlussentwurf heißt es: „TikTok ist eine auf Videos fokussierende Social-Media-

Plattform, auf der registrierte Nutzenden Videos unterschiedlicher Länge erstellen und teilen sowie

über Direktnachrichten mit anderen Nutzendenden kommunizieren können“.368 Die TTL hat dazu

vorgetragen, dass sie „eine weltweite Unterhaltungsplattform anbietet, die im Kern darauf

ausgelegt ist, Nutzenden zu ermöglichen, Video-Inhalte zu erstellen und zu teilen, Videos

verschiedener Urheberinnen und Urheber anzuschauen und in sonstiger Weise ihrer Kreativität

Ausdruck zu verleihen, zum Beispiel durch Interaktion mit Videos, um neue Perspektiven und Ideen

zu präsentieren“.369

193. Dieser Hauptzweck habe die Art und Weise geprägt, in der die TikTok-Plattform betrieben

worden sei,370 während die TTL, als private Gesellschaft, mit der im Rahmen ihrer Dienste

erfolgenden Datenverarbeitung geschäftliche Interessen verfolge. Insoweit merkt der EDSA an,

dass die Anzahl der Nutzenden der TikTok-Plattform und das Maß ihrer Betätigung auf der TikTok-

Plattform in Bezug auf die in Rede stehende Verarbeitung für die geschäftlichen Interessen der TTL

von Belang sind.

Unterschiedliche Eintrittswahrscheinlichkeit und Schwere der mit der Verarbeitung verbundenen 

Risiken für die Rechte und Freiheiten natürlicher Personen 

194. Allgemein erinnert der EDSA daran, dass der Verantwortliche bei der Durchführung der

Risikoanalyse zur Einhaltung von Artikel 25 Absatz 1 DSGVO die Risiken für die Rechte betroffener

Personen ermitteln muss sowie die Eintrittswahrscheinlichkeit und Schwere dieser Risiken

bestimmen muss, um Maßnahmen zur wirksamen Minderung der festgestellten Risiken

umzusetzen.371 Eine systematische und gründliche Bewertung der Verarbeitung ist bei der

Risikobewertung von zentraler Bedeutung. Der Verantwortliche muss stets eine

Einzelfallbewertung der mit der jeweiligen Verarbeitungstätigkeit verbundenen

Datenschutzrisiken durchführen und die Wirksamkeit der vorgeschlagenen geeigneten

Maßnahmen und Garantien überprüfen.372

195. Zur Einhaltung der Anforderungen in Artikel 25 Absatz 1 DSGVO ist es deshalb zunächst

erforderlich, die Risiken für die Rechte und Freiheiten der betroffenen Personen zu ermitteln, die

sich durch die Verletzung der Datenschutzgrundsätze ergeben. Der Verantwortliche muss die

Eintrittswahrscheinlichkeit und Schwere dieser Risiken berücksichtigen und Maßnahmen zu deren

wirksamer Minderung umsetzen.

366 EDSA-Leitlinien zum Datenschutz durch Technikgestaltung und durch datenschutzfreundliche 
Voreinstellungen, V1.0, Rn. 27 und EDSA-Leitlinien zum Datenschutz durch Technikgestaltung und durch 
datenschutzfreundliche Voreinstellungen, V2.0, Rn. 28. 
367 Beschlussentwurf, Rn. 7 und 10. 
368 Beschlussentwurf, Rn. 5. 
369 Beschlussentwurf, Rn. 5 unter Bezugnahme auf die Stellungnahme der TTL zum vorläufigen 
Beschlussentwurf, Rn. 3.1-3.2. 
370 Stellungnahme der TTL zum vorläufigen Beschlussentwurf, Rn. 3.2. 
371 EDSA-Leitlinien zum Datenschutz durch Technikgestaltung und durch datenschutzfreundliche 
Voreinstellungen, V1.0, Rn. 29 und EDSA-Leitlinien zum Datenschutz durch Technikgestaltung und durch 
datenschutzfreundliche Voreinstellungen, V2.0, Rn. 30. 
372 EDSA-Leitlinien zum Datenschutz durch Technikgestaltung und durch datenschutzfreundliche 
Voreinstellungen, V1.0, Rn. 31 und EDSA-Leitlinien zum Datenschutz durch Technikgestaltung und durch 
datenschutzfreundliche Voreinstellungen, V2.0, Rn. 32. 
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373 Erwägungsgrund 75 DSGVO:  
„Die Risiken für die Rechte und Freiheiten natürlicher Personen – mit unterschiedlicher 
Eintrittswahrscheinlichkeit und Schwere – können aus einer Verarbeitung personenbezogener Daten 
hervorgehen, die zu einem physischen, materiellen oder immateriellen Schaden führen könnte, insbesondere 
wenn die Verarbeitung zu einer Diskriminierung, einem Identitätsdiebstahl oder -betrug, einem finanziellen 
Verlust, einer Rufschädigung, einem Verlust der Vertraulichkeit von dem Berufsgeheimnis unterliegenden 
personenbezogenen Daten, der unbefugten Aufhebung der Pseudonymisierung oder anderen erheblichen 
wirtschaftlichen oder gesellschaftlichen Nachteilen führen kann, wenn die betroffenen Personen um ihre Rechte 
und Freiheiten gebracht oder daran gehindert werden, die sie betreffenden personenbezogenen Daten zu 
kontrollieren, wenn personenbezogene Daten, aus denen die rassische oder ethnische Herkunft, politische 
Meinungen, religiöse oder weltanschauliche Überzeugungen oder die Zugehörigkeit zu einer Gewerkschaft 
hervorgehen, und genetische Daten, Gesundheitsdaten oder das Sexualleben oder strafrechtliche 
Verurteilungen und Straftaten oder damit zusammenhängende Sicherungsmaßregeln betreffende Daten 
verarbeitet werden, wenn persönliche Aspekte bewertet werden, insbesondere wenn Aspekte, die die 
Arbeitsleistung, wirtschaftliche Lage, Gesundheit, persönliche Vorlieben oder Interessen, die Zuverlässigkeit 
oder das Verhalten, den Aufenthaltsort oder Ortswechsel betreffen, analysiert oder prognostiziert werden, um 
persönliche Profile zu erstellen oder zu nutzen, wenn personenbezogene Daten schutzbedürftiger natürlicher 
Personen, insbesondere Daten von Kindern, verarbeitet werden oder wenn die Verarbeitung eine große Menge 
personenbezogener Daten und eine große Anzahl von betroffenen Personen betrifft“ (Hervorhebung 
hinzugefügt). 
374 Erwägungsgrund 76 DSGVO. 
375 EDSA-Leitlinien zum Datenschutz durch Technikgestaltung und durch datenschutzfreundliche 
Voreinstellungen, V1.0, Rn. 28 und EDSA-Leitlinien zum Datenschutz durch Technikgestaltung und durch 
datenschutzfreundliche Voreinstellungen, V2.0, Rn. 29, wo es ebenfalls heißt, dass: „[d]ie Schutzobjekte[…] stets 
dieselben [sind] (natürliche Personen, über den Schutz ihrer personenbezogenen Daten); sie werden vor 
denselben Risiken (für die Rechte natürlicher Personen) geschützt, wobei dieselben Bedingungen (Art, Umfang, 
Umstände und Zweck der Verarbeitung) berücksichtigt werden“. 
376 DSFA der TTL zu Daten von Kindern und altersangemessener Gestaltung, Anhang 2. 
377 DSFA der TTL zu Daten von Kindern und altersangemessener Gestaltung, Anhang 2, Teil A. 

196. In Erwägungsgrund 75 DSGVO sind Beispiele für Risiken für die Rechte und Freiheiten

natürlicher Personen aufgeführt. Bei diesen Risiken kann es sich um physische, materielle oder

immaterielle Schädigungen natürlicher Personen handeln.373 Erwägungsgrund 76 DSGVO gibt

Orientierung, wie derartige Risiken zu beurteilen sind, nämlich unter Bezugnahme auf Art, Umfang,

Umstände und Zwecke der Verarbeitung und anhand einer objektiven Bewertung.374 Der EDSA

erinnert daran, dass viele Bestimmungen der DSGVO (wie Artikel 24, 25, 32 und 35 DSGVO) einen

kohärenten risikobasierten Ansatz vorsehen, mit dem Ziel, geeignete technische und

organisatorische Maßnahmen zum Schutz natürlicher Personen und ihrer personenbezogenen

Daten sowie zur Erfüllung der Anforderungen der DSGVO zu ermitteln.375

197. Der EDSA nimmt zur Kenntnis, dass die TTL die Risikobewertung in Bezug auf die Nutzung der

TikTok-Plattform durch Nutzende im Kindesalter durchgeführt hat. Anhang 2 zur DSFA der TTL zu

Daten von Kindern und altersangemessener Gestaltung376 enthält die ermittelten Risiken, eine

Beschreibung der Risiken, eine Bewertung des Risikoniveaus vor Ergreifen von

Minderungsmaßnahmen („inhärentes Risiko“), die vorgeschlagenen Minderungsmaßnahmen, die

ergriffen werden sollen, sowie eine Bewertung des Risikoniveaus nach Ergreifen der relevanten

Minderungsmaßnahmen („Restrisiko“). Der Gesamtrisiko-Score wird für jedes Risiko nach

folgender Methode berechnet:

. Diese Methode wird sowohl für das inhärente Risiko als auch für Restrisiko

angewendet.377
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198. In der DSFA der TTL zu Daten von Kindern und altersangemessener Gestaltung sind 13 Risiken

für Nutzende im Kindesalter aufgeführt.378 Diese sind:

199. Laut Beschlussentwurf wird das

 angegeben.379 Hinsichtlich ihrer Minderungsmaßnahmen stellt die TTL 

fest.380 Nach der von der irischen 

378 DSFA der TTL zu Daten von Kindern und altersangemessener Gestaltung, Teil B, Anhang 2; 
Beschlussentwurf, Rn. 90. 
379 Beschlussentwurf, Rn. 91. 
380 Beschlussentwurf, Rn. 91. 
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Aufsichtsbehörde im Beschlussentwurf vertretenen Ansicht verbleibt dennoch ein hohes Risiko, 

was die Eintrittswahrscheinlichkeit und Schwere angeht.381 

200. Der EDSA nimmt zur Kenntnis, dass die TTL mit dieser Risikokategorisierung nicht

einverstanden ist, da ihrer Ansicht nach die von der irischen Aufsichtsbehörde genannten Risiken

allenfalls potenzielle und hypothetische Risiken sind, von denen einige außerhalb des Bereichs des

Datenschutzrechts liegen.382 Erstens merkt der EDSA dazu an, dass die von der irischen

Aufsichtsbehörde vorgenommene Bewertung des Risikograds von keiner der betroffenen

Aufsichtsbehörden bestritten wird; zweitens ist der EDSA damit einverstanden, wie die irische

Aufsichtsbehörde diesen Aspekt bewertet hat, und die von der TTL vorgebrachten Argumente

vermögen ihn nicht vom Gegenteil zu überzeugen.

201. Eingangs nimmt der EDSA zur Kenntnis, dass die irische Aufsichtsbehörde im Beschlussentwurf

feststellt, dass in der DSFA der TTL zu Daten von Kindern und altersangemessener Gestaltung

weder das Risiko, dass Kinder unter 13 Jahre sich Zugang zur TikTok-Plattform verschaffen, noch

die weiteren Risiken, die sich für Kinder unter 13 Jahren  daraus ergeben können, genannt sind.383

Nach Ansicht des EDSA hat das Versäumnis der TTL, eine spezifische Bewertung der Risiken

vorzunehmen, die sich für Kinder unter 13 Jahren ergeben, wenn diese sich Zugang zur TikTok-

Plattform verschaffen, eindeutig Auswirkungen darauf, wie gut die TTL in der Lage ist, geeignete

technische und organisatorische Maßnahmen im Sinne von Artikel 25 Absatz 1 DSGVO zu treffen.

Wie oben bereits erwähnt,384 ist die Risikobewertung erforderlich, um zu überprüfen, ob die

erforderliche Wirksamkeit und Geeignetheit der vorgesehenen Maßnahmen und Garantien

gegeben sind.

202. Der EDSA erinnert daran, dass Kinder in der DSGVO385 als schutzbedürftige Personen

anerkannt sind und dass dieser Fall die Verarbeitung der personenbezogenen Daten von Kindern

unter 13 Jahren, also von besonders jungen Kindern, betrifft. Des Weiteren nimmt der EDSA zur

Kenntnis, dass die TTL selbst in der DSFA der TTL zu Daten von Kindern und altersangemessener

Gestaltung feststellt, dass sogar für Nutzende, die über 13 Jahre alt sind,

203. Der EDSA teilt die von der irischen Aufsichtsbehörde vertretene Auffassung, dass wegen der

einschlägigen öffentlichen Features der TikTok-Plattform für Nutzende im Kindesalter – darunter

381 Beschlussentwurf, Rn. 102. 
382 Stellungnahme der TTL zum vorläufigen Beschlussentwurf, Rn. 4.18-4.25. 
383 Beschlussentwurf, Rn. 96. 
384 Siehe Rn. 195 dieses verbindlichen Beschlusses. 
385 Erwägungsgründe 38 und 75 DSGVO. Vgl. auch DSFA-Leitlinien der Artikel-29-Datenschutzgruppe, S. 9, nach 
denen bei der Prüfung, ob ein hohes inhärentes Risiko gegeben ist, die Verarbeitung personenbezogener Daten 
schutzbedürftiger betroffener Personen, zu denen auch Kinder zählen können, zu berücksichtigen ist. 
386 Beschlussentwurf, Rn. 91. Außerdem Teil B der DSFA der TTL zu Daten von Kindern und altersangemessener 
Gestaltung. 
387 Das Restrisiko wird von der TTL als „Bewertung des Risikoniveaus nach Ergreifen der relevanten 
Minderungsmaßnahmen“ definiert. DSFA der TTL zu Daten von Kindern und altersangemessener Gestaltung, 
S. 31.
388 DSFA der TTL zu Daten von Kindern und altersangemessener Gestaltung, S. 32, 34, 36.
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auch Kinder unter 13 Jahren mit Zugang zur TikTok-Plattform – folgende Risiken bestehen: dass sie 

wegen des öffentlichen Charakters ihrer Nutzung der TikTok-Plattform Autonomie und Kontrolle 

über ihre Daten verlieren und möglicherweise ins Visier von Missetätern geraten; dass sie einem 

breiten Spektrum potenziell schädlicher Aktivitäten ausgesetzt werden (unter anderem Online-

Ausbeutung oder Online-Grooming) oder weiteren körperlichen, materiellen oder immateriellen 

Schäden, wenn sie absichtlich oder unabsichtlich personenbezogene Daten preisgeben, die ihre 

Identifizierung ermöglichen; Risiken in Bezug auf soziale Ängste, Störungen des Selbstwertgefühls, 

Mobbing oder Gruppendruck.389 

204. Der EDSA schließt sich auch der von der irischen Aufsichtsbehörde vorgenommenen

Bewertung an, dass die in der DSFA der TTL zu Daten von Kindern und altersangemessener

Gestaltung genannten Risiken für Kinder unter 13 Jahren gleichermaßen gelten wie für diejenigen

über 13 Jahren, wobei jedoch die Risiken für erstere Nutzende wegen ihres geringeren Alters und

weil die TikTok-Plattform ausdrücklich nicht für Kinder unter 13 Jahren bestimmt ist, verschärft und

besonders gravierend sind.390 Die TTL hat erklärt, dass sie die TikTok-Plattform Nutzenden anbietet,

die mindestens 13 Jahre alt sind.391 Im Apple App Store hat die TikTok-Plattform ein Content Rating

von „12+“ und im Google Play Store hat sie das Rating „Parental Guidance Recommended“.392

205. Der EDSA ist auch einer Meinung mit der irischen Aufsichtsbehörde hinsichtlich der Risiken,

die im Beschlussentwurf für Kinder unter 13 Jahren, die sich Zugang zur TikTok-Plattform

verschaffen, festgestellt werden,393 insbesondere das Risiko, Material ansehen und auf Material

zugreifen zu können, das für ein Kind in so jungem Alter schädlich und unangemessen ist, zumal

die TikTok-Plattform nicht für Kinder unter 13 Jahren bestimmt ist.394

206. Der EDSA erinnert auch daran, dass die irische Aufsichtsbehörde im Beschlussentwurf

festgestellt hat, dass bei der Standard-Kontoeinstellung „öffentlich“ die Social-Media-Posts von

Nutzendenden im Kindesalter für ein unbegrenztes Publikum zugänglich sind und dass dies für

Nutzende im Kindesalter ein gravierendes Risiko darstellt.395 Dies gilt umso mehr, als es eine

erhebliche Zahl von Kindern unter 13 Jahren gab, die für unbestimmte Zeit Zugang zur TikTok-

Plattform hatten.396

207. Angesichts des Vorstehenden und unter Berücksichtigung von Art, Umfang, Umständen und

Zweck der Verarbeitung gelangt der EDSA zum selben Ergebnis wie die irische Aufsichtsbehörde in

ihrem Beschlussentwurf, dass nämlich die in Rede stehende Verarbeitung mit hohen Risiken

verbunden ist und dass es sich bei den Risiken, die mit der im Beschlussentwurf analysierten

Verarbeitung verbunden sind, sowohl hinsichtlich der Eintrittswahrscheinlichkeit als auch

hinsichtlich der Schwere um hohe Risiken handelt.397

208. Die obige Bewertung gilt sowohl für die Ex-ante-Maßnahmen als auch für die Ex-post-

Maßnahmen.

389 Beschlussentwurf, Rn. 93-94. 
390 Beschlussentwurf, Rn. 96. 
391 Beschlussentwurf, Rn. 12. 
392 Beschlussentwurf, Rn. 12. 
393 Wie aus den obigen Rn. 183-184 ersichtlich, hatte im relevanten Zeitraum tatsächlich eine große Zahl Kinder 
unter 13 Jahren Zugang zur TikTok-Plattform. 
394 Beschlussentwurf, Rn. 94. 
395 Beschlussentwurf, Rn. 95. 
396 Siehe Rn. 183-184 dieses verbindlichen Beschlusses. 
397 Beschlussentwurf, Rn. 104. 
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„Stand der Technik“ und „Implementierungskosten“ 

209. In Artikel 25 Absatz 1 DSGVO wird den Verantwortlichen mit dem Verweis auf den Stand der

Technik bei der Festlegung der geeigneten technischen und organisatorischen Maßnahmen die

Pflicht auferlegt, den gegenwärtigen technischen Fortschritt auf dem Markt zu berücksichtigen.398

Insoweit hebt der EDSA hervor, dass der Grundsatz der Rechenschaftspflicht übergreifend gilt und

den Verantwortlichen bei der Wahl der Maßnahmen zu verantwortlichem Handeln verpflichtet.399

210. Aufgrund der Rechenschaftspflichten der TTL war die TTL, als sie die

Altersüberprüfungsmaßnahmen auswählte, die sie für geeignete technische und organisatorische

Maßnahmen im Sinne von Artikel 25 Absatz 1 DSGVO400 hielt, verpflichtet, die am Markt

erhältlichen Maßnahmen zu berücksichtigen und zu bewerten. Hinsichtlich der Bewertung des

Stands der Technik muss die TTL folglich im Einzelfall nachweisen können, dass sie die dem Stand

der Technik entsprechenden Maßnahmen für die Altersüberprüfung geprüft und berücksichtigt

hat, um eine wirksame Umsetzung der Datenschutzgrundsätze und der Rechte der betroffenen

Personen sicherzustellen.

211. Zunächst möchte der EDSA auf das Vorbringen der TTL erwidern, dass es im relevanten

Zeitraum keine regulatorischen Leitlinien gegeben habe, die Angaben dazu enthalten hätten, unter

welchen Voraussetzungen Mechanismen zur Altersüberprüfung als geeignet und wirksam

anzusehen seien.401 Insoweit verweist der EDSA auf die Randnummern 91 bis 92 dieses

verbindlichen Beschlusses und erinnert daran, dass sich die Verpflichtungen der Verantwortlichen

direkt aus der DSGVO ergeben. Die sich aus Artikel 25 Absatz 1 DSGVO ergebenden

Verpflichtungen der Verantwortlichen, den Stand der Technik zu berücksichtigen, gelten

unabhängig davon, ob es weitere regulatorische Leitlinien zu den im Einzelfall umzusetzenden

Maßnahmen gab.402 Zudem lässt der Umstand, dass die Aufsichtsbehörden oder der EDSA mit der

Ausarbeitung künftiger Leitlinien für einen relevanten Bereich befasst sind, das Erfordernis, dass

der Verantwortliche seine Verpflichtungen aus der DSGVO von Anfang an erfüllen muss, unberührt.

212. Der EDSA hebt hervor, dass es jedenfalls so war, dass es bereits einschlägige Leitlinien des

EDSA über Altersüberprüfung gab, nämlich seine Leitlinien 5/2020 zur Einwilligung.403

213. Die italienische Aufsichtsbehörde beschreibt in ihrem Einspruch unter Hinweis auf die Norm

BSI PAS 1296:2018 das Konzept, dass ein vertrauenswürdiger Dritter die Identität und das Alter des

Nutzenden überprüft.404 Der EDSA hebt hervor, dass das Konzept, dass Identität und Alter eines

398 EDSA-Leitlinien zum Datenschutz durch Technikgestaltung und durch datenschutzfreundliche 
Voreinstellungen, V1.0, Rn. 19 und EDSA-Leitlinien zum Datenschutz durch Technikgestaltung und durch 
datenschutzfreundliche Voreinstellungen, V2.0, Rn. 19. 
399 EDSA-Leitlinien zum Datenschutz durch Technikgestaltung und durch datenschutzfreundliche 
Voreinstellungen, V2.0, Rn. 64. 
400 Artikel 5 Absatz 2 und Artikel 24 DSGVO, Erwägungsgrund 74 DSGVO. 
401 Vorbringen der TLL zum Verfahren nach Artikel 65, Rn. 6.20-6.25. 
402 Da sich die Verpflichtung direkt aus der DSGVO ergibt. Vgl. EDSA-Leitlinien zum Datenschutz durch 
Technikgestaltung und durch datenschutzfreundliche Voreinstellungen, V2.0, Rn. 10. 
403 Leitlinien 5/2020 des EDSA zur Einwilligung gemäß Verordnung 2016/679 Version 1.1, veröffentlicht am 
11. Mai 2020 (im Folgenden „EDSA-Leitlinien zur Einwilligung“), vgl. Abschnitt 7.1.3. Außerdem gab es die EDSA-
Leitlinien zum Datenschutz durch Technikgestaltung und durch datenschutzfreundliche Voreinstellungen, V1.0,
die am 13. November 2019, also vor dem relevanten Zeitraum, angenommen wurden, sowie die EDSA-Leitlinien
zum Datenschutz durch Technikgestaltung und durch datenschutzfreundliche Voreinstellungen, V2.0, die am
20. Oktober 2020 angenommen wurden.
404 Einspruch der italienischen Aufsichtsbehörde, S. 6.
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Nutzenden von einem vertrauenswürdiger Dritten verbürgt sein müssen, in einigen 

Mitgliedstaaten schon lange besteht405 und dass es die Norm BSI PAS 1296:2018406 im relevanten 

Zeitraum bereits gab. Diese Norm der British Standards Institution, die ein Rahmenwerk für 

Altersüberprüfungssysteme aufstellt, ist für die Bewertung der im relevanten Zeitraum 

verfügbaren Maßnahme zur Altersüberprüfung relevant. 

214. Des Weiteren betont der EDSA, dass die Frage der Altersüberprüfung weder ein neues

Problem noch ein auf den Kontext des Schutzes personenbezogener Daten beschränktes Problem

ist.407 Bei der im Rahmen von Artikel 25 Absatz 1 DSGVO erfolgenden Prüfung der Frage, was dem

„Stand der Technik“ entspricht, sind auch die Praktiken zur Altersüberprüfung in anderen Gebieten

zu berücksichtigen.408 Zur Klarstellung sei gesagt, dass die vom EDSA genannten Elemente keine

erschöpfende Aufzählung sein sollen.

215. Der EDSA weist des Weiteren darauf hin, dass der Stand der Technik nicht zu einem

bestimmten Zeitpunkt statisch definiert wird, sondern kontinuierlich entsprechend dem

technischen Fortschritt beurteilt werden sollte. Wenn sich Verantwortliche hinsichtlich der

technischen Veränderungen nicht auf dem neusten Stand halten, kann dies somit eine

Nichteinhaltung von Artikel 25 Absatz 1 DSGVO bedeuten.409

216. Bezugnehmend auf das Vorbringen der TTL, dass die von ihr im relevanten Zeitraum

implementierten Altersüberprüfungsmaßnahmen laut dem von der TTL vorgelegten

Sachverständigengutachten besser gewesen seien als die ihrer Konkurrenten,410 weist der EDSA

darauf hin, dass die Einhaltung des Artikels 25 DSGVO durch den betreffenden Verantwortlichen

jeweils im Einzelfall zu beurteilen ist, unter Berücksichtigung von Art, Umfang, Umständen und

Zweck der in Rede stehenden Verarbeitung sowie des Risikos für die Grundrechte und

Grundfreiheiten natürlicher Personen im Einzelfall. Zudem können etwaige Gesetzesverstöße nicht

damit legitimiert werden, dass andere Parteien möglicherweise ebenfalls gegen das Gesetz

verstoßen haben. Dieses Vorbringen vermag den EDSA deshalb nicht umzustimmen.

217. Unter Berücksichtigung dessen, was dem EDSA im Zusammenhang mit diesem Verfahren

vorliegt, ist der EDSA der Ansicht, dass ihm in diesem Einzelfall nicht genügend Informationen

vorliegen, um das Tatbestandsmerkmal „Stand der Technik“ im Sinne von Artikel 25 Absatz 1

DSGVO in Bezug auf die von der TTL im relevanten Zeitraum implementierten

405 So gibt es das deutsche Postident bereits mindestens seit 2010: 
https://web.archive.org/web/20100314082647/http://www.deutschepost.de/dpag?tab=1&skin=hi&check=ye
s&lang=de_DE&xmlFile=link1015473_1014871. 
406 The British Standards Institution, PAS 1296:2018: Online age checking. Provision and use of online age check 
services. Code of Practice, veröffentlicht am 31. März 2018: https://knowledge.bsigroup.com/products/online-
age-checking-provision-and-use-of-online-age-check-services-code-of-practice/standard. 
407 Vgl. Richtlinie 2010/13/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 10. März 2010 zur Koordinierung 
bestimmter Rechts- und Verwaltungsvorschriften der Mitgliedstaaten über die Bereitstellung audiovisueller 
Mediendienste (Richtlinie über audiovisuelle Mediendienste), geändert durch Richtlinie (EU) 2018/1808, 
insbesondere deren Artikel 28b, der Video-Sharing-Plattformen unter anderem zur Einrichtung und zum Betrieb 
von Systemen zur Altersverifikation für Video-Sharing-Plattform-Nutzer in Bezug auf Inhalte, die die körperliche, 
geistige oder sittliche Entwicklung von Minderjährigen beeinträchtigen können, verpflichtet; 
408 EDSA-Leitlinien zum Datenschutz durch Technikgestaltung und durch datenschutzfreundliche 
Voreinstellungen, V2.0, Rn. 22. 
409 EDSA-Leitlinien zum Datenschutz durch Technikgestaltung und durch datenschutzfreundliche 
Voreinstellungen, V2.0, Rn. 20. 
410 Vorbringen der TTL zum Verfahren nach Artikel 65, Rn. 6.28. 
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Altersüberprüfungsmaßnahmen für Kinder im Alter von nur 13 Jahren abschließend beurteilen zu 

können. 

218. Abschließend erinnert der EDSA, was das Tatbestandsmerkmal „Kosten“ in Artikel 25 Absatz 1

DSGVO angeht, daran, dass der Verantwortliche nicht gehalten ist, einen unverhältnismäßig

großen Ressourcenaufwand zu betreiben, wenn es alternative, weniger ressourcenintensive, aber

dennoch wirksame Maßnahmen gibt. Die gewählten Maßnahmen müssen jedoch gewährleisten,

dass die Verarbeitung personenbezogener Daten bei dem vom Verantwortlichen vorgesehenen

Verarbeitungsvorgang, unabhängig von den Kosten, nicht gegen die Datenschutzgrundsätze

verstößt.411

219. Der EDSA merkt an, dass die TTL im vorliegenden Fall nichts vorgetragen hat, was zeigen

würde, dass für die Umsetzung möglicher zusätzlicher oder alternativer Maßnahmen für die

Altersüberprüfung auf der TikTok-Plattform unverhältnismäßige Kosten anfallen würden.

Jedenfalls teilt der EDSA die Ansicht der italienischen Aufsichtsbehörde, dass ein führendes

technologisch innovatives Unternehmen wie die TTL, das seine Social-Media-Dienste an Kinder

richtet, in der Lage sein sollte, alle zur Verfügung stehenden Maßnahmen, die eine wirksame

Einhaltung von Artikel 25 DSGVO gewährleisten, in Betracht zu ziehen.412

„Wirksamkeit“ der von der TTL implementierten technischen und organisatorischen Maßnahmen für 

die Altersüberprüfung 

220. Der EDSA erinnert daran, dass die TTL laut dem Beschlussentwurf413 die technischen und

organisatorischen Maßnahmen für die Altersüberprüfung im Rahmen des Registrierungsprozesses

implementiert hatte, um den Zugang von Kindern unter 13 Jahren zur TikTok-Plattform zu

verhindern; diese Maßnahmen sind oben in den Randnummern 124 bis 125 dieses verbindlichen

Beschlusses beschrieben.

221. Der EDSA führt dazu aus, dass das in Artikel 25 Absatz 1 DSGVO genannte Erfordernis, dass es

„geeignete“ Maßnahmen sein müssen, bedeutet, dass die vom Verantwortlichen umgesetzten

Maßnahmen und notwendigen Garantien geeignet sein müssen, den beabsichtigten Zweck zu

erreichen, d. h., sie müssen die in Artikel 5 Absatz 1 DSGVO aufgezählten Datenschutzgrundsätze

„wirksam“ umsetzen.414

222. Im Lichte des Vorstehenden fährt der EDSA nunmehr mit der Beurteilung fort, ob die von der

TTL im vorliegenden Fall umgesetzten technischen und organisatorischen Maßnahmen wirksam

sind oder zur Wirksamkeit beitragen.

223. Der EDSA erinnert an den Grundsatz der Rechenschaftspflicht und merkt an, dass die TTL als

der für die Daten Verantwortliche im vorliegenden Fall für die Einhaltung der

Datenschutzgrundsätze aus Artikel 5 Absatz 1 DSGVO und den sonstigen Bestimmungen der

DSGVO verantwortlich ist und deren Einhaltung nachweisen können muss.415 Nach dem Grundsatz

der Rechenschaftspflicht muss der Verantwortliche die „Auswirkungen [der] Maßnahmen […], die

er zum Schutz der Rechte der betroffenen Personen umgesetzt hat, und warum die Maßnahmen

411 EDSA-Leitlinien zum Datenschutz durch Technikgestaltung und durch datenschutzfreundliche 
Voreinstellungen, V2.0, Rn. 23-25. 
412 Einspruch der italienischen Aufsichtsbehörde, S. 7. 
413 Beschlussentwurf, Rn. 190-203. 
414 EDSA-Leitlinien zum Datenschutz durch Technikgestaltung und durch datenschutzfreundliche 
Voreinstellungen, V2.0, Rn. 8. 
415 Artikel 5 Absatz 2 DSGVO und Erwägungsgrund 74 DSGVO. 
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für geeignet und wirksam erachtet werden“ nachweisen können;416 der Schwerpunkt liegt also auf 

dem Tatbestandsmerkmal der Nachweiserbringung. Hinsichtlich des Schutzes der Rechte von 

Kindern im Rahmen der DSGVO und der Feststellung, ob Kinder tatsächlich betroffen sind, muss 

der Verantwortliche Nachweis für wirksame Maßnahmen erbringen, die sicherstellen, dass die 

Verarbeitung der personenbezogenen Daten der Kinder mit den Datenschutzgrundsätzen in 

Einklang steht; dies wird im Folgenden im Einzelnen ausgeführt. 

224. Die TTL ist deshalb dafür verantwortlich, nachzuweisen, dass sie die praktikablen Alternativen

unter Berücksichtigung sämtlicher in Artikel 25 Absatz 1 DSGVO aufgeführten Anforderungen

geprüft und geeignete Maßnahmen zur Altersüberprüfung gewählt hat. Die TTL ist insbesondere

gehalten, nachzuweisen, dass die ausgewählten Maßnahmen im betreffenden Anwendungsfall

wirksam sind. Dies ist umso wichtiger, wenn der Nachweis der Vorschriftseinhaltung den Schutz

von schutzbedürftigen betroffenen Personen wie zum Beispiel Kindern betrifft.

225. Wie bereits erwähnt, bezieht sich die Prüfung der Wirksamkeit im Rahmen von Artikel 25

Absatz 1 DSGVO auf die Umsetzung der Datenschutzgrundsätze, d. h. auf sämtliche in Artikel 5

DSGVO verankerten Grundsätze. Im Einspruch der italienischen Aufsichtsbehörde wird

insbesondere der Grundsatz der Datenminimierung angeführt.417 Diesbezüglich erinnert der EDSA

daran, dass die TTL gemäß Artikel 5 Absatz 1 Buchstabe c DSGVO gehalten ist, sicherzustellen, dass

sie nur personenbezogene Daten verarbeitet, die dem Zweck angemessen und erheblich sowie auf

das für die Zwecke der Verarbeitung notwendige Maß beschränkt sind. Laut den

Nutzungsbedingungen der TTL418 müssen die Nutzenden der TikTok-Plattform mindestens 13 Jahre

alt sein.419 Die TTL durfte also für die Zwecke der Erbringung ihres Dienstes, d. h. der TikTok-

Plattform420, nur personenbezogene Daten von Nutzenden, die mindestens 13 Jahre alt waren,

verarbeiten.421 Die TTL hätte technische und organisatorische Maßnahmen implementiert haben

müssen, die diesen Zweck erfüllen.

226. Wie oben bereits erwähnt422, war es einer ausgesprochen großen Zahl von Nutzendenden

unter 13 Jahren möglich, sich Zugang zur TikTok-Plattform zu verschaffen, sodass die TTL im

relevanten Zeitraum eine große Menge personenbezogener Daten von schutzbedürftigen

betroffenen Personen – nämlich von Kindern unter 13 Jahren – verarbeitete, obwohl dies für den

Zweck der Erbringung ihres Dienstes nicht notwendig war. Im Hinblick auf diese große Menge

personenbezogener Daten, die versehentlich von der TTL verarbeitet wurden, teilt der EDSA die

Bedenken der italienischen Aufsichtsbehörde,423 dass der Grundsatz der Datenminimierung im

vorliegenden Fall von der TTL nicht wirksam umgesetzt wurde.

416 EDSA-Leitlinien zum Datenschutz durch Technikgestaltung und durch datenschutzfreundliche 
Voreinstellungen, V2.0, Rn. 87. 
417 Einspruch der italienischen Aufsichtsbehörde, S. 7. 
418 Hinsichtlich des Zwecks der TikTok-Plattform, vgl. oben Rn. 192-193 dieses verbindlichen Beschlusses. 
419 Beschlussentwurf, Rn. 12. 
420 Beschlussentwurf, Rn. 5 unter Bezugnahme auf die Stellungnahme der TTL zum vorläufigen 
Beschlussentwurf, Rn. 3.1-3.2. Stellungnahme der TTL zum vorläufigen Beschlussentwurf, Rn. 3.2: „TikTok bietet 
eine weltweite Unterhaltungsplattform an, die im Kern darauf ausgelegt ist, Nutzern zu ermöglichen, Video-
Inhalte zu erstellen und zu teilen, Videos verschiedener Urheber und Urheberinnen anzuschauen und in 
sonstiger Weise ihrer Kreativität Ausdruck zu verleihen, zum Beispiel durch Interaktion mit Videos, um neue 
Perspektiven und Ideen zu präsentieren“. 
421 Insoweit eine solche Verarbeitung personenbezogener Daten DSGVO-konform ist. 
422 Siehe Rn. 183-184 dieses verbindlichen Beschlusses. 
423 Einspruch der italienischen Aufsichtsbehörde, S. 7. 
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227. Wie oben in den Randnummern 182 bis 208 dieses verbindlichen Beschlusses ausgeführt

wurde, insbesondere wegen der Art der Verarbeitung, die Kinder unter 13 Jahren betrifft, und der

Umstände, nämlich der Zugänglichkeit einer Social-Media-Plattform für eine große Zahl solcher

Kinder, bei denen es sich um besonders vulnerable betroffene Personen handelt, die besonderen

Schutzes bedürfen, sowie angesichts des hohen Risikos, das von der in Rede stehenden

Verarbeitung ausgeht, ist der EDSA der Ansicht, dass die Einhaltung der Anforderungen in

Artikel 25 Absatz 1 DSGVO ein besonders hohes Maß an Wirksamkeit424 erfordert. Im Hinblick

darauf kann der EDSA nicht erkennen, dass es sich bei dem im vorliegenden Fall analysierten

Sachverhalt um einen Sachverhalt handelt, in dem ein geringeres Maß an Wirksamkeit angemessen

wäre. Dies ist bei der Analyse der von der TTL umgesetzten Maßnahmen zu berücksichtigen.

228. Was das Maß der „Wirksamkeit“ der von der TTL implementierten Maßnahmen angeht,

nimmt der EDSA erstens die Auffassung der italienischen Aufsichtsbehörde zur Kenntnis, dass der

Altersfilter „leicht umgangen“ werden kann.425 Der EDSA teilt die Ansicht, dass der Umstand, dass

ein Altersüberprüfungssystem „leicht umgangen“ werden kann, für die Beurteilung der

Wirksamkeit der ergriffenen Maßnahmen relevant ist.426

229. Zweitens nimmt der EDSA das Vorbringen der TTL zur Kenntnis, demzufolge, „wenn ein Kind

ein Geburtsdatum eingab, aus dem hervorging, dass es unter 13 Jahre alt war, ihm einfach gesagt

wurde, dass es noch kein Konto haben kann. Weil weder erklärt wurde, weshalb es den Altersfilter

gab, noch weshalb potenzielle Nutzende an der Kontoerstellung gehindert werden, war

sichergestellt, dass den Personen kein Anreiz gegeben wurde, ein falsches Geburtsdatum

anzugeben“.427 Der EDSA nimmt zur Kenntnis, dass der Altersfilter in neutraler Weise präsentiert

wurde, stellt jedoch fest, dass eine solche Maßnahme für sich genommen nicht hinreichend

sicherstellt, dass die Personen davon abgehalten werden, ein falsches Geburtsdatum anzugeben.

Wie oben dargelegt,428 ist das Geburtsdatum die einzige Angabe, die ein Nutzender machen muss,

bevor ihm mitgeteilt wird, dass er die nötigen Voraussetzungen nicht erfüllt. Es ist daher durchaus

vorstellbar, dass Kinder unter 13 Jahren den Schluss ziehen könnten, dass für die Beurteilung, ob

sie Zugang zur TikTok-Plattform haben können, der einzige relevante Faktor das Geburtsdatum ist.

230. Zudem ist es hier, wie bei auf Nichterkennbarkeit beruhenden Methoden, so, dass eine

Methode zur Umgehung, wenn sie erst einmal bekannt ist, leicht anderen Personen in derselben

Situation mitgeteilt werden kann, um ihnen zu helfen, die bestehende Maßnahme zu umgehen.

Abschließend nimmt der EDSA zur Kenntnis, dass die TikTok-App im Apple Store ein „12+“-Rating

hatte429; wer sich für den Zugang zur TikTok-Plattform interessierte, konnte daraus leicht den

Schluss ziehen, dass man für den Zugang zur TikTok-Plattform ein Geburtsdatum eingeben musste,

aus dem hervorging, dass man mindestens das 12. Lebensjahr vollendet hat.

231. Der EDSA nimmt auch den von der TTL in Verbindung mit den Eigenangaben eingesetzten

Sperrmechanismus zur Kenntnis. Dieser Mechanismus bewirkte in der Praxis, das Geräte

wurden,
. Ungeachtet der Auswirkungen, die die auf deren 

424 Der deutsche Bundesgerichtshof hat in der Rechtssache I ZR 102/05 unter Bezugnahme auf Döring/Günter, 
MMR 2004, 231, 234 entschieden, dass „[d]ie Verlässlichkeit eines Altersverifikationssystems[…] [voraussetzt], 
dass es einfache, naheliegende und offensichtliche Umgehungsmöglichkeiten ausschließt“. 
425 Einspruch der italienischen Aufsichtsbehörde, S. 5 und 7. 
426 Siehe Fußnote 424 oben. 
427 Vorbringen der TTL zum Verfahren nach Artikel 65, Rn. 6.39. 
428 Siehe Rn. 124 dieses verbindlichen Beschlusses oben. 
429 Beschlussentwurf, Rn. 190. 



Angenommen 62 

 und dass sie versuchen, die 

. 

232. Außerdem besteht die

altersangemessener Gestaltung nur für

233. Des Weiteren weist der EDSA darauf hin, dass selbst in dem von der TTL vorgelegten

234. Unter Berücksichtigung der obigen Ausführungen436 zur „Wirksamkeit“ der von der TTL

umgesetzten Ex-ante-Maßnahmen, äußert der EDSA ernsthafte Zweifel, ob die Eigenverifikation

durch den Nutzenden (selbst in Kombination mit dem Sperrmechanismus) eine hinreichend

wirksame Lösung für eine mit so hohem Risiko verbundene Verarbeitung war. Darüber hinaus

äußert der EDSA ernsthafte Zweifel daran, ob die TTL den nach dem Grundsatz der

Rechenschaftspflicht erforderlichen Nachweis für die messbare Wirksamkeit der implementierten

Ex-ante-Maßnahmen erbracht hat.

430 DSFA der TTL zu Daten von Kindern und altersangemessener Gestaltung, S. 19, 3.a.iii. Der EDSA nimmt zur 
Kenntnis, dass die DSFA vom 8. Oktober 2020 datiert; es scheint daher, dass diese Sperrungsdauer zumindest zu 
dem Zeitpunkt Anwendung fand. 
431 -Gutachten, Abschnitt 5.1.1.
432 EDSA-Leitlinien zur Einwilligung, Rn. 135. 
433 Siehe Rn. 125 dieses verbindlichen Beschlusses. 
434 EDSA-Leitlinien zur Einwilligung, Rn. 137. 
435 Einspruch der italienischen Aufsichtsbehörde, S. 6. 
436 Rn. 194-208 dieses verbindlichen Beschlusses. 

Gutachten ausgeführt wird,431 dass es nach den EDSA-Leitlinien zur Einwilligung „[i]n einigen

Situationen mit einem geringen Risiko[…] angemessen sein [kann], von einem neuen Abonnenten

eines Dienstes die Angabe seines Geburtsjahres oder das Ausfüllen eines Formulars zu fordern, in

dem dieser erklärt, (nicht) minderjährig zu sein“.432 Allerdings geht aus der eigenen

Risikobewertung der TTL eindeutig hervor, dass es sich
433 Das -Gutachten lässt jedoch die 

folgenden Absätze der EDSA-Leitlinien zur Einwilligung außer Acht, in denen es heißt: „In Fällen mit 

einem geringen Risiko kann die Überprüfung der elterlichen Verantwortung per E-Mail ausreichen. 

In Fällen mit einem hohen Risiko kann es dagegen angemessen sein, mehr Nachweise zu verlangen, 

damit der Verantwortliche die Informationen gemäß Artikel 7 Absatz 1 der DSGVO überprüfen und 

speichern kann. Zuverlässige Drittdienstleister für Überprüfungen können Lösungen anbieten, die 

die Menge an personenbezogenen Daten reduzieren können, die der Verantwortliche selbst zu 

verarbeiten hat“.434 In den EDSA-Leitlinien zur Einwilligung wird klargestellt, dass es in Fällen mit 

hohem Risiko angemessen sein kann, mehr Nachweise oder Nachweise höherer Qualität zu 

verlangen oder diesbezüglich zuverlässige Drittdienstleister für Überprüfungen einzuschalten (eine 

von der italienischen Aufsichtsbehörde in ihrem Einspruch vorgeschlagene Lösung435). 

mutmaßliche Wirksamkeit hat, wird mit diesem Mechanismus 

. Es ist durchaus vorstellbar, dass 

Kinder unter 13 Jahren den Schluss ziehen, dass ihre Registrierung an dem 

Zudem 

Nachdem sich der Nutzende zum Beispiel  hat, würde die 

Sperre nicht mehr greifen. Nach Ansicht des EDSA bewirkt der Sperrmechanismus deshalb keine 

wesentliche Verbesserung der Wirksamkeit des Ex-ante-Verfahrens zur Altersüberprüfung. 

laut der DSFA der TTL zu Daten von Kindern und 
430; in der Praxis könnten Kinder unter 13 Jahren 
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235. Zu den Ex-post-Maßnahmen merkt der EDSA an, dass das Meldesystem

. Des Weiteren ist 

anzumerken, dass dies keine systematische Maßnahme ist, 

236. Die anderen Ex-post-Maßnahmen sind auf den

„Geeignetheit“ der von der TTL umgesetzten technischen und organisatorischen Maßnahmen im Sinne 

von Artikel 25 Absatz 1 DSGVO 

239. Im letzten Prüfungsschritt wird der EDSA untersuchen, ob die von der TTL im relevanten

Zeitraum umgesetzten Altersüberprüfungsmaßnahmen geeignet waren im Sinne von Artikel 25

Absatz 1 DSGVO.440

240. Des Weiteren merkt der EDSA an, dass die von den Verantwortlichen ausgewählten

technischen und organisatorischen Maßnahmen für die Altersüberprüfung, wenn sie als „geeignet“

anzusehen sein sollen, den Datenschutzgrundsätzen in Artikel 5 DSGVO, zum Beispiel dem

437 Siehe Rn. 125 dieses verbindlichen Beschlusses. 
438 Beschlussentwurf, Rn. 196-198. 
439 Der EDSA merkt außerdem an, dass es ggf. einige Zeit brauchen könnte, die menschliche Überprüfung gemäß 
Artikel 22 DSGVO durchzuführen, was unter Umständen nicht auf ein Problem im Rahmen von Artikel 22 DSGVO 
zurückzuführen wäre, sondern auf den Ex-post-Einsatz von Inhaltsmoderationsmaßnahmen zur Behebung von 
Unzulänglichkeiten der Ex-ante-Maßnahmen wie der Registrierung von Nutzern unter 13 Jahren. 
440 Diesbezüglich nimmt der EDSA die Ansicht der TTL zur Kenntnis, dass die umgesetzten Maßnahmen zu einem 
geeigneten Maß an Wirksamkeit und Gewissheit bei der Altersfeststellung führen müssen – und nicht zu einem 
absoluten Maß der Gewissheit (Vorbringen der TTL zum Verfahren nach Artikel 65, Rn. 6.32). Aus der Würdigung 
in Abschnitt 5.4.2 dieses verbindlichen Beschlusses ist jedoch ersichtlich, dass der EDSA die von der TTL 
umgesetzten Maßnahmen nicht an einem absoluten Maß der Gewissheit und Wirksamkeit misst, sondern an 
einem „geeigneten“ Maß, so wie in Artikel 25 Absatz 1 DSGVO vorgesehen. 

237. Des Weiteren merkt der EDSA in Bezug auf den Grundsatz der Rechenschaftspflicht an, dass

die TTL in ihrem gesamten Vorbringen keinen Nachweis dafür erbracht hat, dass auch nur eine

dieser Prüfungen und die  häufig und

rechtzeitig genug erfolgen, um den Zeitraum, in dem derartige Konten auf der TikTok-Plattform

aktiv bleiben, auf ein Minimum zu reduzieren; ein solcher Nachweis wäre zum Beispiel möglich

gewesen mit statistischen Angaben dazu, wie viel Zeit bei Konten von Nutzendenden unter

13 Jahren von der Kontoeinrichtung bis zur Kontoschließung vergeht.439

238. Im Hinblick auf die vorstehende Analyse äußert der EDSA Zweifel daran, ob mit den im

relevanten Zeitraum von der TTL umgesetzten Ex-post-Maßnahmen ein hoher Grad der

Wirksamkeit sichergestellt wurde.

 gestützt.437 Dieser Mechanismus ist davon abhängig, dass Nutzende 

unter 13 Jahren 438 Wird 

, können derartige Instrumente für die Inhaltsmoderation nicht wirksam greifen. Die 

TTL hat auch keinerlei Angaben gemacht, aus denen hervorginge, dass tatsächlich bei der Mehrheit 

der Abgleiche ein Nutzender unter 13 Jahren ermittelt wurde oder ob das System für Falschtreffer 

anfällig ist; d. h., es wurde nichts vorgetragen, was als Nachweis für die Treffsicherheit (Accuracy) 

des Algorithmus dienen könnte. 
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Datenminimierungsgrundsatz in Artikel 5 Absatz 1 Buchstabe c DSGVO, genügen und sämtliche 

weiteren Anforderungen der DSGVO erfüllen müssen. 

241. Für die Bewertung, ob die vom Verantwortlichen eingesetzten Ex-ante- und Ex-post-

Maßnahmen, zusammengenommen und insgesamt geeignet waren, das Ziel – Kinder unter

13 Jahren an der Nutzung der TikTok-Plattform zu hindern – zu erreichen, berücksichtigt der EDSA

die Vorgaben des EuGH. Methoden müssen die Akzeptanz von Personen unter der Altersgrenze

nicht völlig ausschließen; es reicht aus, dass sie die Gefahr solcher Akzeptanzen, die bestünde,

wenn sie nicht angewandt würden, erheblich vermindern.441 Der EDSA äußert ernsthafte Zweifel

daran, ob die TTL hinsichtlich der ergriffenen Maßnahmen den gemäß Artikel 5 Absatz 2 DSGVO

erforderlichen hinreichenden Nachweis dafür erbracht hat, dass diese die Wahrscheinlichkeit, dass

sich Kinder unter 13 Jahren Zugang zur TikTok-Plattform verschaffen und diese nutzen, „erheblich

vermindern“.

242. Für die Zwecke seiner Bewertung ist der EDSA der Ansicht, dass die von der TTL ergriffenen

zusätzlichen Ex-post-Maßnahmen als solche nicht die Registrierung von Kindern unter 13 Jahren

verhindern, sondern vielmehr den Unzulänglichkeiten der Ex-ante-Maßnahmen entgegenwirken,

indem Konten von Kindern unter 13 Jahren, soweit sie als solche erkannt werden, geschlossen

werden. Theoretisch könnte es eine solche Ex-post-Maßnahme geben, sofern diese eine

hinreichend hohe Treffsicherheit aufwiese und erkannte Nutzende hinreichend schnell

ausgeschlossen würden.442 Der EDSA hat jedoch ernsthafte Zweifel, ob die im vorliegenden Fall

bestehenden Ex-post-Maßnahmen ein so hohes Maß an Wirksamkeit erreichen, dass die oben

genannten Unzulänglichkeiten der Ex-ante-Maßnahmen gemindert würden.443

Schlussfolgerung 

243. Unter Berücksichtigung des Vorstehenden äußert der EDSA ernsthafte Zweifel an der

Wirksamkeit der von der TTL im relevanten Zeitraum ergriffenen Altersüberprüfungsmaßnahmen,

und zwar insbesondere in Bezug darauf, ob die von der TTL implementierte Kombination von Ex-

ante- und Ex-post-Maßnahmen ausreichte, das in diesem spezifischen Fall im Hinblick auf die

Schwere der Risiken und die hohe Zahl schutzbedürftiger betroffener Personen erforderliche Maß

an Wirksamkeit zu erzielen.

244. Angesichts der dem EDSA in diesem Verfahren diesbezüglich vorliegenden Informationen

erinnert der EDSA jedoch daran, dass ihm schlüssige Informationen über den im relevanten

Zeitraum gegebenen Stand der Technik auf dem Gebiet der Altersüberprüfung fehlen.444 Der EDSA

verfügt somit nicht über hinreichende Informationen, insbesondere in Bezug auf das

Tatbestandsmerkmal „Stand der Technik“, um die Einhaltung von Artikel 25 Absatz 1 DSGVO

durch die TTL abschließend bewerten zu können. Folglich ist der EDSA nicht in der Lage, zu dem

Ergebnis zu gelangen, dass die TTL gegen Artikel 25 Absatz 1 DSGVO verstoßen hat.

245. Angesichts der ernsthaften Zweifel an der Wirksamkeit der von der TTL ausgewählten

Maßnahmen fordert der EDSA die irische Aufsichtsbehörde auf, die in Randnummer 221 des

Beschlussentwurfs für die endgültige Entscheidung der irischen Aufsichtsbehörde gezogene

441 Urteil des Gerichtshofs vom 17. Oktober 2013 in der Rechtssache Michael Schwarz gegen Stadt Bochum, 
C-291/12, ECLI:EU:C:2013:670, Rn. 42 und 43.
442 Ohne der künftigen Arbeit des EDSA oder nationaler Aufsichtsbehörden vorgreifen zu wollen, sei angemerkt,
dass durch eine solche Methode wiederum Risiken für andere Grundrechte entstehen könnten.
443 Siehe Rn. 225-234 dieses verbindlichen Beschlusses.
444 Siehe Rn. 217 dieses verbindlichen Beschlusses.



 

 
 

Angenommen 65 

Schlussfolgerung zu ändern, indem sie feststellt, dass in diesem Fall nicht der Schluss gezogen 

werden kann, dass die von der TTL im relevanten Zeitraum ergriffenen technischen und 

organisatorischen Maßnahmen bezüglich der eigentlichen Verfahren zur Altersüberprüfung 

angesichts der ergriffenen Maßnahmen und des Umfangs, in dem die TTL bestrebt war, 

sicherzustellen, dass ihre Plattform allein für Personen über 13 Jahre zugänglich blieb, gegen die 

DSGVO verstießen. 

246. Als abschließende Bemerkung erinnert der EDSA daran, dass sich die Geeignetheit der 

technischen und organisatorischen Maßnahmen, die zur Einhaltung des Artikels 25 Absatz 1 

DSGVO umzusetzen sind, weil diese mit dem Stand der Technik und den etwaigen Veränderungen 

der relevanten Risiken zusammenhängt, in der Regel im Laufe der Zeit ändert. Auf dem Gebiet der 

Altersüberprüfung ist dies von besonderer Relevanz. Der Verantwortliche muss deshalb regelmäßig 

überprüfen, ob die ergriffenen Maßnahmen zu gegebener Zeit im Hinblick auf sämtliche in 

Artikel 25 Absatz 1 DSGVO genannten Faktoren und unter Berücksichtigung des vorliegenden Falls, 

insbesondere des Risikograds, nach wie vor geeignet sind. Darüber hinaus müssen die 

Verantwortlichen sicherstellen, dass alle ausgewählten Maßnahmen mit dem Recht der Union und 

der Mitgliedstaaten, insbesondere mit der DSGVO, in Einklang stehen. 

6 ABHILFEMAßNAHMEN 

 Würdigung der federführenden Aufsichtsbehörde im Beschlussentwurf 

247. Im Beschlussentwurf sieht die irische Aufsichtsbehörde vor, hinsichtlich der festgestellten 

Verstöße445 von ihren Abhilfebefugnissen Gebrauch zu machen und zwar insbesondere: eine 

Anweisung gemäß Artikel 58 Absatz 2 Buchstabe d DSGVO zu erteilen, Verarbeitungsvorgänge mit 

der DSGVO in Einklang zu bringen, eine Verwarnung gemäß Artikel 58 Absatz 2 Buchstabe b DSGVO 

auszusprechen sowie Geldbußen zu verhängen.446 

248. Was die vorgesehene Anweisung angeht, so weist die irische Aufsichtsbehörde die TTL an, die 

relevante Verarbeitung binnen drei Monaten ab dem Datum der Mitteilung des endgültigen 

Beschlusses, soweit dies noch erforderlich ist, mit Artikel 5 Absatz 1 Buchstaben c und f sowie 

Artikel 25 Absätze 1 und 2, Artikel 12 Absatz 1 und Artikel 13 Absatz 1 Buchstabe e DSGVO in 

Einklang zu bringen.447 Die irische Aufsichtsbehörde führt aus, dass die einschlägigen 

Bestimmungen keine besondere Form oder Art und Weise der Verarbeitung vorschrieben und dass 

es Sache der TTL sei, die Datenschutzkonformität sicherzustellen.448 

 
445 Im Einzelnen sieht der Beschlussentwurf vor, hinsichtlich der festgestellten Verstöße gegen nachstehende 
Bestimmungen von den Abhilfebefugnissen Gebrauch zu machen: 

• in Bezug auf Datenschutz durch Technikgestaltung und durch datenschutzfreundliche Voreinstellungen 
hinsichtlich der Verarbeitung personenbezogener Daten von Nutzern im Kindesalter durch die TTL: 
Artikel 5 Absatz 1 Buchstaben c und f, Artikel 24 Absatz 1, Artikel 25 Absätze 1 und 2 DSGVO 
(Beschlussentwurf, Rn. 276); 

• in Bezug auf die von der TTL ergriffenen Altersüberprüfungsmaßnahmen: Artikel 24 Absatz 1 DSGVO 
(Beschlussentwurf, Rn. 277); 

• in Bezug auf die Transparenzpflichten der TTL: Artikel 12 Absatz 1 und Artikel 13 Absatz 1Buchstabe e 
DSGVO (Beschlussentwurf, Rn. 278). 

446 Beschlussentwurf, Rn. 413. 
447 Beschlussentwurf, Rn. 284-286, 294-297 und 413. 
448 Beschlussentwurf, Rn. 296. 
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249. Hinsichtlich der vorgesehenen Verwarnung führt die irische Aufsichtsbehörde aus, dass diese

„zusätzlich zur Anweisung erforderlich und verhältnismäßig ist“, da damit „die Schwere des

Verstoßes förmlich anerkannt“ und „vor künftigen ähnlichen Verstößen abgeschreckt wird“.449

250. Was die Geldbußen angeht, enthält der Beschlussentwurf der irischen Aufsichtsbehörde eine

Spanne der vorgesehenen Geldbußen, die für den Verstoß gegen Artikel 5 Absatz 1 Buchstabe c

und Artikel 25 Absätze 1 und 2 DSGVO,450 für den Verstoß gegen Artikel 5 Absatz 1 Buchstabe f und

Artikel 25 Absatz 1 DSGVO451 sowie für den Verstoß gegen Artikel 12 Absatz 1 und Artikel 13

Absatz 1 Buchstabe e DSGVO452 verhängt werden sollen.

251. Der EDSA stellt fest, dass von den betroffenen Aufsichtsbehörden keine Einsprüche gegen die

bereits im Beschlussentwurf vorgesehene Anweisung und Verwarnung eingelegt wurden; deshalb

wird in diesem verbindlichen Beschluss darauf nicht eingegangen.

Zusammenfassung der von den betroffenen Aufsichtsbehörden eingelegten 

Einsprüche 

252. Die deutschen Aufsichtsbehörden halten es für erforderlich, die Anweisung, die die irische

Aufsichtsbehörde im Beschlussentwurf vorgesehen hat, auf den zusätzlichen Verstoß gegen den

Grundsatz von Treu und Glauben aus Artikel 5 Absatz 1 Buchstabe a DSGVO zu erweitern.453 Nach

Ansicht der deutschen Aufsichtsbehörden hat die zusätzliche Feststellung, dass die TTL gegen

Artikel 5 Absatz 1 Buchstabe a DSGVO verstieß, indem sie im relevanten Zeitraum „Dark Patterns“

verwendete, um Nutzende im Kindesalter zu beeinflussen („nudgen“),454 direkte Auswirkungen auf

die erforderliche administrative Maßnahme.455

253. Die deutschen Aufsichtsbehörden machen des Weiteren Ausführungen zu der Art und Weise,

in der die TTL die Datenschutzkonformität der Verarbeitung bewirken muss, indem sie zum Beispiel

unterstreichen, dass die TTL „alle ‚Dark Patterns‘ und Situationen – und zwar insbesondere die [im

Einspruch der deutschen Aufsichtsbehörden] genannten – beseitigen muss, in denen Nutzende im

Kindesalter zu Entscheidungen verleitet werden, die ihre Privatsphäre beeinträchtigen“.456 Nach

Auffassung der deutschen Aufsichtsbehörden würde dies eine erhebliche Zahl betroffener

Personen vor (weiteren) Verletzungen ihrer Rechte schützen.457

254. Abschließend meinen die deutschen Aufsichtsbehörden, den Beschlussentwurf unverändert

zu lassen, würde die Grundrechte und Grundfreiheiten von Nutzendenden der TikTok-Plattform im

Kindesalter erheblich gefährden, da „das durch ‚Dark Patterns‘ bewirkte Nudging sie zu

Entscheidungen mit negativen Auswirkungen auf den Schutz ihrer personenbezogenen Daten (und

damit ihrer Grundrechte und Grundfreiheiten) verleitet“.458 Darin sehen die deutschen

449 Beschlussentwurf, Rn. 300-301. 
450 Die irische Aufsichtsbehörde schlägt vor, für diesen Verstoß eine Geldbuße zwischen 55 Mio. und 
100 Mio. EUR zu verhängen. (Beschlussentwurf, Rn. 281, 371, 413). 
451 Die irische Aufsichtsbehörde schlägt vor, für diesen Verstoß eine Geldbuße zwischen 55 Mio. und 
100 Mio. EUR zu verhängen. (Beschlussentwurf, Rn. 281, 371, 413). 
452 Die irische Aufsichtsbehörde schlägt vor, für diesen Verstoß eine Geldbuße zwischen 110 Mio. und 
180 Mio. EUR zu verhängen. (Beschlussentwurf, Rn. 281, 371, 413). 
453 Einspruch der deutschen Aufsichtsbehörden, S. 8. Siehe Abschnitt 4 oben. 
454 Der diesbezügliche Einspruch der deutschen Aufsichtsbehörden ist in Abschnitt 4.2 oben zusammengefasst. 
455 Einspruch der deutschen Aufsichtsbehörden, S. 3. 
456 Einspruch der deutschen Aufsichtsbehörden, S. 8. 
457 Einspruch der deutschen Aufsichtsbehörden, S. 8. 
458 Einspruch der deutschen Aufsichtsbehörden, S. 7. 
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Aufsichtsbehörden erhebliche Risiken, wenn man bedenke, dass TTL „von Millionen von Nutzenden 

in Europa, darunter Millionen von Kindern, genutzt wird“.459 Die deutschen Aufsichtsbehörden 

erinnern daran, dass laut Erwägungsgrund 38 DSGVO „Kinder[…] bei ihren personenbezogenen 

Daten besonderen Schutz [verdienen], da sie sich der betreffenden Risiken, Folgen und Garantien 

und ihrer Rechte bei der Verarbeitung ihrer personenbezogenen Daten möglicherweise weniger 

bewusst sind“460 und „die Wahrscheinlichkeit, sich durch ‚Dark Patterns‘ verleiten zu lassen, bei 

ihnen höher ist“461. 

255. Die deutschen Aufsichtsbehörden legen auch Einspruch ein, weil sie eine Anpassung der

Geldbuße für erforderlich halten, weil diese wegen des festgestellten zusätzlichen Verstoßes gegen

den Grundsatz von Treu und Glauben aus Artikel 5 Absatz 1 Buchstabe a DSGVO neu zu bewerten

und höher festzusetzen sei.462 Nach Ansicht der deutschen Aufsichtsbehörden ist dies erforderlich,

um sicherzustellen, dass die Geldbuße weiterhin wirksam, verhältnismäßig und abschreckend

bleibt.463

*** 

256. Die italienische Aufsichtsbehörde fordert mit ihrem Einspruch, die Geldbuße im Hinblick auf

den Vorwurf des zusätzlichen Verstoßes gegen Artikel 25 DSGVO anzupassen.464 Sie meint, dass

sich ihr Einspruch bezüglich dieses zusätzlichen Verstoßes deutlich in den vorgesehenen

Abhilfemaßnahmen niederschlagen sollte.465 Die Verhängung einer Geldbuße wegen dieses

zusätzlichen Verstoßes sei gemäß Artikel 83 Absatz 4 Buchstabe a DSGVO und nach den in

Artikel 83 Absatz 3 DSGVO genannten Kriterien erforderlich.466 Nach Ansicht der italienischen

Aufsichtsbehörde müsste diese Geldbuße auf die bereits im Beschlussentwurf vorgesehenen

Geldbußen aufgeschlagen werden.467

257. Die italienische Aufsichtsbehörde meint, dass die der Berechnung der Geldbuße zugrunde

liegende Bewertung dergestalt sein muss, dass die Geldbuße wahrhaft wirksam und abschreckend

ist.468 Bliebe der Beschlussentwurf unverändert, so zöge das erhebliche Risiken für den Schutz der

Rechte der betroffenen Personen nach sich.469 Würden die zurzeit vorgesehenen Maßnahmen

beibehalten, so würde eine große Zahl betroffener Personen unter 13 Jahren vielfältigen Risiken

ausgesetzt.470 Dies bedeute, dass die Rechte der betroffenen Personen nicht wirksam geschützt

würden und es von den Verantwortlichen und anderen Unternehmen als Anreiz gesehen würde,

weitere derartige Verstöße zu begehen.471

Standpunkt der federführenden Aufsichtsbehörde zu den Einsprüchen 

459 Einspruch der deutschen Aufsichtsbehörden, S. 7. 
460 Einspruch der deutschen Aufsichtsbehörden, S. 7. 
461 Einspruch der deutschen Aufsichtsbehörden, S. 7. 
462 Einspruch der deutschen Aufsichtsbehörden, S. 8. 
463 Einspruch der deutschen Aufsichtsbehörden, S. 3. 
464 Einspruch der italienischen Aufsichtsbehörde, S. 8. Siehe Abschnitt 5 oben. 
465 Einspruch der italienischen Aufsichtsbehörde, S. 2. 
466 Einspruch der italienischen Aufsichtsbehörde, S. 8. 
467 Einspruch der italienischen Aufsichtsbehörde, S. 8. 
468 Einspruch der italienischen Aufsichtsbehörde, S. 8. 
469 Einspruch der italienischen Aufsichtsbehörde, S. 8. 
470 Einspruch der italienischen Aufsichtsbehörde, S. 8. 
471 Einspruch der italienischen Aufsichtsbehörde, S. 8. 
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258. Hinsichtlich des die Anweisung betreffenden Einspruchs der deutschen Aufsichtsbehörden

stellt die irische Aufsichtsbehörde in Frage, „ob die vorgeschlagene Anweisung, die Verarbeitung

mit dem Datenschutzrecht in Einklang zu bringen, der Anforderung in Erwägungsgrund 129 DSGVO

genügt, dass rechtsverbindliche Maßnahmen ‚klar und eindeutig‘ sein müssen“.472 Die irische

Aufsichtsbehörde meint, dass „der Wortlaut der von den deutschen Aufsichtsbehörden

vorgeschlagenen Anweisung sehr allgemeiner Art ist und keinerlei genaue Angaben dazu macht,

welche Maßnahmen der Verantwortliche zu ergreifen gehalten ist“.473 Des Weiteren hat die irische

Aufsichtsbehörde Zweifel hinsichtlich der Möglichkeit, „eine solche Anweisung gegen den

Verantwortlichen im Falle einer wahrgenommenen Nichtbefolgung durchzusetzen“.474

259. Hinsichtlich des die Geldbuße betreffenden Einspruchs der deutschen Aufsichtsbehörden

hebt die irische Aufsichtsbehörde hervor, dass „die deutschen Aufsichtsbehörden lediglich

ausführten, dass ‚die‘ Geldbuße ‚neu bewertet und höher festgesetzt werden sollte‘, dass der

Einspruch der deutschen Aufsichtsbehörden jedoch keine Angaben dazu enthalte, welche der drei

bestehenden Bußgeldspannen neu bewertet werden sollte“.475 Des Weiteren gebe es auch keine

Ausführungen dazu, wie die in Artikel 83 Absatz 2 DSGVO genannten Kriterien berücksichtigt

werden sollten.476 Deshalb, so die irische Aufsichtsbehörde, „ist es unmöglich, sich vorzustellen,

wie die irische Aufsichtsbehörde dem Einspruch – sei es aus eigenem Antrieb oder auf einen

verbindlichen Beschluss des EDSA hin – Folge leisten könnte“.477

260. Des Weiteren ist die irische Aufsichtsbehörde der Meinung, der Einspruch der deutschen

Aufsichtsbehörden sei (sowohl bezüglich der Anweisung zur Herstellung der

Datenschutzkonformität als auch bezüglich der Geldbuße) nicht „maßgeblich und begründet“, weil

„die Ausführungen zu den Abhilfemaßnahmen nicht hinreichend begründet wurden und nicht auf

die für die Grundrechte und Grundfreiheiten betroffener Person bestehenden Risiken

eingehen“.478

261. Hinsichtlich des die Geldbuße betreffenden Einspruchs der italienischen Aufsichtsbehörde

ist die irische Aufsichtsbehörde der Ansicht, dass sich die italienische Aufsichtsbehörde nicht

hinreichend mit den für die Verhängung einer Geldstrafe zu berücksichtigenden Kriterien

auseinandergesetzt habe.479 Die italienische Aufsichtsbehörde habe sich vielmehr auf die Art der

Verletzung und die Höhe des bereits und möglicherweise künftig noch erlittenen Schadens

beschränkt.480 Wenn man insgesamt die Vielzahl der Einzelheiten des breiten Spektrums von

Angelegenheiten bedenke, die für die Zwecke des Artikels 83 Absatz 2 DSGVO im Beschlussentwurf

berücksichtigt werden könnten, „ist es nicht klar, weshalb die italienische Aufsichtsbehörde diesen

Aspekt ihres Einspruchs nicht auf eine hinreichende Begründung gestützt hat“.481 Schließlich sei bei

einer so abstrakten Betrachtungsweise schwer vorstellbar, wie die irische Aufsichtsbehörde

diesem Aspekt des Einspruchs – sei es aus eigenem Antrieb oder auf einen verbindlichen Beschluss

des EDSA hin – Folge leisten könnte.482 Auch genügten die im Einspruch der italienischen

472 Sammelantwort, S. 6. 
473 Sammelantwort, S. 6-7. 
474 Sammelantwort, S. 7. 
475 Sammelantwort, S. 7. 
476 Sammelantwort, S. 7. 
477 Sammelantwort, S. 7. 
478 Einspruchsprüfung der irischen Aufsichtsbehörde, S. 2. 
479 Sammelantwort, S. 6. 
480 Sammelantwort, S. 6. 
481 Sammelantwort, S. 6. 
482 Sammelantwort, S. 6. 
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Aufsichtsbehörde enthaltenen Ausführungen zu den Abhilfemaßnahmen nicht den in Artikel 4 

Nummer 24 DSGVO genannten Anforderungen, da sie „nicht hinreichend begründet wurden und 

nicht hinreichend auf die für die Grundrechte und Grundfreiheiten betroffener Person 

bestehenden Risiken eingehen“.483 

 Würdigung durch den EDSA 

6.4.1 Bewertung der Maßgeblichkeit und Begründetheit der Einsprüche  

262. Der EDSA ist der Ansicht, dass die Einsprüche der italienischen Aufsichtsbehörde und der 

deutschen Aufsichtsbehörden in Bezug auf die Geldbuße kein hinreichend detailliertes rechtliches 

oder tatsächliches Vorbringen enthalten, das eine solche Änderung des Beschlussentwurfs 

rechtfertigen würde. Hinsichtlich des die Geldbuße betreffenden Einspruchs der deutschen 

Aufsichtsbehörden ist der EDSA zudem der Meinung, dass darin die Bedeutung der vom 

Beschlussentwurf ausgehenden Risiken für die Grundrechte und Grundfreiheiten der betroffenen 

Personen oder den freien Datenverkehr innerhalb des EWR nicht deutlich genug aufgezeigt wird. 

Folglich befindet der EDSA die die Geldbuße betreffenden Einsprüche der italienischen 

Aufsichtsbehörde und der deutschen Aufsichtsbehörden für nicht hinreichend begründet; die 

Voraussetzungen des Artikels 4 Nummer 24 DSGVO sind also nicht erfüllt. 

*** 

263. Was den Einspruch der deutschen Aufsichtsbehörden bezüglich der Notwendigkeit, die 

Anweisung abzuändern, angeht, so betrifft dieser die Frage, „ob die geplante Maßnahme bezüglich 

des Verantwortlichen mit der DSGVO in Einklang steht“.484 

264. Der die Anweisung zur Herstellung der Datenschutzkonformität betreffende Einspruch der 

deutschen Aufsichtsbehörden und die dazugehörige Begründung stehen in engem Zusammenhang 

mit dem Einspruch der deutschen Aufsichtsbehörden, mit dem die irische Aufsichtsbehörde 

aufgefordert wird, einen zusätzlichen Verstoß gegen den Grundsatz von Treu und Glauben aus 

Artikel 5 Absatz 1 Buchstabe a DSGVO festzustellen.485 

265. Der EDSA sieht eine direkte Verbindung zwischen dem Einspruch der deutschen 

Aufsichtsbehörden und dem Beschlussentwurf. Für den Nachweis, dass die TTL im Zusammenhang 

mit dem Registrierungs-Pop-up und dem Video-Posting-Pop-up „Dark Patterns“ implementiert 

hatte, wodurch gegen Artikel 5 Absatz 1 Buchstabe a DSGVO verstoßen wurde, ist der Einspruch 

der deutschen Aufsichtsbehörden nämlich auf den Inhalt und die Analyse im Beschlussentwurf 

gestützt.486 Würde dem Einspruch der deutschen Aufsichtsbehörden gefolgt, würde dies zu einer 

anderen Schlussfolgerung führen,487 da die vorgeschlagene Anweisung, die Verarbeitung mit dem 

Datenschutzrecht in Einklang zu bringen,488 auf den Verstoß gegen Artikel 5 Absatz 1 Buchstabe a 

DSGVO erweitert würde. Der EDSA hält den Einspruch deshalb für maßgeblich. 

266. Der EDSA erinnert an die allgemeine Auffassung der TTL, dass der den Verstoß gegen den 

Grundsatz von Treu und Glauben betreffende Einspruch der deutschen Aufsichtsbehörden nicht 

 
483 Einspruchsprüfung der irischen Aufsichtsbehörde, S. 2. 
484 Artikel 4 Absatz 24 DSGVO. 
485 Siehe Abschnitt 4 dieses verbindlichen Beschlusses. 
486 Die deutschen Aufsichtsbehörden nehmen zum Beispiel Bezug auf die Rn. 72, 128, 160, 162, 173, 255 des 
Beschlussentwurfs (Einspruch der deutschen Aufsichtsbehörden, S. 4 bis 6). 
487 EDSA-Leitlinien zum maßgeblichen und begründeten Einspruch, Rn. 13. 
488 Beschlussentwurf, Rn. 284-286, 294-297 und 413. 
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den in Artikel 4 Nummer 24 DSGVO genannten Anforderungen genüge, weil er eine neue Frage 

aufwerfe, die nicht Gegenstand der Untersuchung gewesen sei, weshalb er von vornherein 

abzuweisen sei.489 Insoweit verweist der EDSA auf seine eigene Analyse in Randnummer 67 oben, 

wo sich der EDSA ebenfalls mit den Ansichten der TTL zu dieser Frage auseinandersetzt.490 

267. Der EDSA nimmt zur Kenntnis, dass die TTL die Auffassung vertritt, der Einspruch der

deutschen Aufsichtsbehörden sei, soweit er sich auf die Anweisung zur Herstellung der Konformität

mit dem Datenschutzrecht beziehe, vage formuliert und enthalte keine genauen Angaben dazu,

welche Maßnahmen der Verantwortliche ergreifen müsse; der Einspruch genüge deshalb nicht den

in Erwägungsgrund 129 der DSGVO genannten Anforderungen, dass rechtsverbindliche

Maßnahmen „klar und eindeutig“ sein sollten.491 Der EDSA wird nachstehend prüfen, ob der

Einspruch der deutschen Aufsichtsbehörden hinreichend begründet ist. Der EDSA stellt des

Weiteren fest, dass die TTL auch den Inhalt des Einspruchs beanstandet, was dessen Begründetheit

in der Sache – nicht dessen Zulässigkeit – betrifft.

268. In ihrem Einspruch begründen die deutschen Aufsichtsbehörden – zusätzlich zu ihrer

Begründung bezüglich des Vorliegens eines zusätzlichen Verstoßes gegen den Grundsatz von Treu

und Glauben aus Artikel 5 Absatz 1 Buchstabe a DSGVO492 – weshalb im vorliegenden Fall eine

Anweisung zur Herstellung der Datenschutzkonformität angeordnet werden sollte. Dazu führen die

deutschen Aufsichtsbehörden insbesondere aus, dass die Feststellung, dass die TTL „Dark Patterns“

implementiert habe, rechtliche Folgen haben müsse und dass die im Beschlussentwurf

vorgesehene Anweisung zur Herstellung der Datenschutzkonformität abgeändert werden sollte,

um „alle ‚Dark Patterns‘ und Situationen zu beseitigen, in denen Nutzende im Kindesalter zu

Entscheidungen verleitet werden, die ihre Privatsphäre verletzen“.493 Dies sei erforderlich, um eine

erhebliche Zahl betroffener Personen vor (weiteren) Verletzungen ihrer Rechte zu schützen.494 Des

Weiteren führen die deutschen Aufsichtsbehörden in ihrem Einspruch aus (vgl. Rn. 252 oben), wie

der Beschlussentwurf, falls ihrem Einspruch gefolgt würde, abgeändert werden müsste,495 dass

nämlich die vorgeschlagene Anweisung, die Verarbeitung mit dem Datenschutzrecht in Einklang zu

bringen, auch auf den Verstoß gegen Artikel 5 Absatz 1 Buchstabe a DSGVO auszuweiten wäre und

diesen berücksichtigen müsste.

269. Folglich stellt der EDSA fest, dass der Einspruch, was den im Einspruch der deutschen

Aufsichtsbehörden gestellten Antrag auf zusätzliche Abhilfemaßnahmen – nämlich die Anweisung

gemäß Artikel 58 Absatz 2 Buchstabe d DSGVO, die Verarbeitung mit dem Datenschutzrecht in

Einklang zu bringen – im vorliegenden Fall betrifft, hinreichend begründet ist.

270. Im Einspruch der deutschen Aufsichtsbehörden wird auch auf die Bedeutung der Risiken

eingegangen, die der Beschlussentwurf, falls er nicht abgeändert würde, birgt. Ließe man den

Beschlussentwurf unverändert, so die deutschen Aufsichtsbehörden, so würden die Grundrechte

und Grundfreiheiten von Nutzendenden der TikTok-Plattform im Kindesalter erheblich gefährdet,

da „die durch ‚Dark Patterns‘ gegebenen Anstöße sie zu Entscheidungen mit negativen

Auswirkungen auf den Schutz ihrer personenbezogenen Daten (und damit ihrer Grundrechte und

489 Vorbringen der TTL zum Verfahren nach Artikel 65, Rn. 5.3, 7.2. 
490 Abschnitt 4.4.1 oben, insbesondere Rn. 67 dieses verbindlichen Beschlusses. 
491 Vorbringen der TTL zum Verfahren nach Artikel 65, Rn. 7.15. 
492 Vgl. diesen verbindlichen Beschluss, Abschnitt 4.2. 
493 Einspruch der deutschen Aufsichtsbehörden, S. 8. 
494 Einspruch der deutschen Aufsichtsbehörden, S. 8. 
495 Einspruch der deutschen Aufsichtsbehörden, S. 8. 
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Grundfreiheiten) verleiten“.496 Die deutschen Aufsichtsbehörden heben des Weiteren hervor, dass 

durch Aufnahme dieser Abhilfemaßnahme eine erhebliche Anzahl betroffener Personen vor 

(weiteren) Verletzungen ihrer Rechte geschützt würde, dass Kinder gemäß Erwägungsgrund 38 der 

DSGVO besonderen Schutz verdienen und dass bei ihnen die Wahrscheinlichkeit, sich durch „Dark 

Patterns“ verleiten zu lassen, höher sei.497 Das letzte Argument der deutschen Aufsichtsbehörden 

ist, dass, „wenn der Beschlussentwurf in seiner jetzigen Fassung veröffentlicht wird, die Gefahr 

besteht, dass dies von anderen Anbietern sozialer Medien zumindest zum Teil als Freibrief für die 

Verwendung von „Nudging“ und „Dark Patterns“ verstanden werden könnte“.498 Dazu stellt der 

EDSA fest, dass im Einspruch der deutschen Aufsichtsbehörden die Bedeutung der Risiken für die 

Rechte und Freiheiten betroffener Personen deutlich aufgezeigt wird. 

271. Angesichts des Vorstehenden stellt der EDSA fest, dass der Einspruch der deutschen

Aufsichtsbehörden, was die Anweisung zur Herstellung der Datenschutzkonformität in Bezug auf

den Verstoß der TTL gegen den Grundsatz von Treu und Glauben aus Artikel 5 Absatz 1 Buchstabe a

DSGVO angeht, maßgeblich und begründet ist und deshalb den in Artikel 4 Nummer 24 DSGVO

genannten Voraussetzungen genügt.

6.4.2  Beurteilung in der Sache 

272. Der EDSA hält es für erforderlich, den in diesem Unterabschnitt499 für maßgeblich und

begründet befundenen Einspruch der deutschen Aufsichtsbehörden, darauf zu prüfen, ob der

Beschlussentwurf im Hinblick auf die darin vorgeschlagenen Abhilfemaßnahmen abzuändern ist.

Insbesondere muss der EDSA den Antrag prüfen, die der TTL erteilte Anweisung zur Herstellung

der Datenschutzkonformität500 auf den oben in Abschnitt 4.4.2501 festgestellten Verstoß gegen den

Grundsatz von Treu und Glauben aus Artikel 5 Absatz 1 Buchstabe a DSGVO zu erstrecken. Bei der

Beurteilung, ob der eingelegte Einspruch in der Sache begründet ist, berücksichtigt der EDSA auch

den Standpunkt und das Vorbringen der TTL zu diesem Einspruch.

273. Der EDSA nimmt zur Kenntnis, dass der Einspruch der deutschen Aufsichtsbehörden, soweit

er den zusätzlichen Verstoß betrifft, nach Ansicht der TTL nicht in der Sache begründet ist502 und

dass die TTL zum Antrag der deutschen Aufsichtsbehörden auf Erteilung einer Anweisung zur

Herstellung der Datenschutzkonformität ausführt, der Einspruch sei vage und entbehre genauer

Angaben dazu, welche Maßnahmen der Verantwortliche ergreifen müsse503. Die TTL meint des

Weiteren, dass „der EDSA die [federführende Aufsichtsbehörde] nicht zum Ergreifen bestimmter

Abhilfemaßnahmen anweisen kann, wenn deren Anordnung von der betroffenen

Aufsichtsbehörde nicht spezifiziert wurde“.504

274. Der EDSA erinnert daran, dass zuständige Aufsichtsbehörden, wenn ein Verstoß gegen die

DSGVO festgestellt wird, gehalten sind, angemessen dafür zu sorgen, dass dieser Verstoß mit den

496 Einspruch der deutschen Aufsichtsbehörden, S. 7. 
497 Einspruch der deutschen Aufsichtsbehörden, S. 7. Vgl. auch Rn. 254 dieses verbindlichen Beschlusses 
(Abschnitt 6.2 dieses verbindlichen Beschlusses). 
498 Einspruch der deutschen Aufsichtsbehörden, S. 7. 
499 Siehe Rn. 270 dieses verbindlichen Beschlusses. 
500 Beschlussentwurf, Rn. 284-286, 294-297 und 413. 
501 Siehe insbesondere Rn. 118 dieses verbindlichen Beschlusses. 
502 Vgl. Rn. 93-97 dieses verbindlichen Beschlusses (in Abschnitt 4.4.2) sowie Vorbringen der TTL zum Verfahren 
nach Artikel 65, Rn. 7.56. 
503 Vorbringen der TTL zum Verfahren nach Artikel 65, Rn. 7.15 auf S. 27. 
504 Vorbringen der TTL zum Verfahren nach Artikel 65, Rn. 7.15 auf S. 27. 
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in Artikel 58 Absatz 2 DSGVO vorgesehenen Mitteln behoben wird.505 Laut Erwägungsgrund 129 

DSGVO sollte jede Abhilfemaßnahme, die eine Aufsichtsbehörde gemäß Artikel 58 Absatz 2 DSGVO 

ergreift, „im Hinblick auf die Gewährleistung der Einhaltung dieser Verordnung geeignet, 

erforderlich und verhältnismäßig sein“, und zwar im Licht der Umstände des jeweiligen Einzelfalls. 

Betroffene Aufsichtsbehörden können in ihren maßgeblichen und begründeten Einsprüchen 

alternative oder zusätzliche Abhilfemaßnahmen zu den im Beschlussentwurf vorgesehenen 

Maßnahmen vorschlagen, wenn sie der Auffassung sind, dass die vorgesehenen Maßnahmen 

diesen Anforderungen nicht genügen.506 

275. Im Hinblick auf die in Abschnitt 4.4.2 oben gezogene Schlussfolgerung bezüglich des 

zusätzlichen Verstoßes gegen Artikel 5 Absatz 1 Buchstabe a DSGVO sowie auf die Art507 und die 

Zahl der von diesem Verstoß betroffenen Personen508 teilt der EDSA die von den deutschen 

Aufsichtsbehörden vertretene Ansicht509, dass angesichts der Gegebenheiten in diesem Fall die 

gewählte Abhilfemaßnahme darauf abzielen sollte, die Verarbeitung der TTL mit der DSGVO in 

Einklang zu bringen und somit die durch die Verstöße gegen die DSGVO verursachte potenzielle 

Beeinträchtigung betroffener Personen möglichst gering zu halten.510 

276. Der EDSA ist der Meinung, dass es zur Gewährleistung der Datenschutzkonformität und um 

der Schädigung der betroffenen Personen ein Ende zu setzen in diesem Einzelfall geeignet, 

erforderlich und verhältnismäßig ist, die im Beschlussentwurf vorgesehene Anweisung an die TTL, 

die Verarbeitung mit dem Datenschutzrecht in Einklang zu bringen, abzuändern und diese 

Anweisung auch auf den Verstoß der TTL gegen den Grundsatz von Treu und Glauben aus Artikel 5 

Absatz 1 Buchstabe a DSGVO zu erstrecken.511 Mit dieser Maßnahme würde die TTL, wie von den 

deutschen Aufsichtsbehörden in ihrem Einspruch vorgeschlagen,512 dazu angehalten, die 

notwendigen technischen und operativen Maßnahmen zu ergreifen, um Datenschutzkonformität 

zu erzielen, d. h. die täuschenden Gestaltungsmuster zu beseitigen (vgl. dazu die Darlegungen in 

den Randnummern 109 bis 113 und 114 bis 116 dieses verbindlichen Beschlusses unter 

Berücksichtigung der vom EDSA vorgenommenen Würdigung in den Randnummern 104 bis 107 

und 117 bis 118 dieses verbindlichen Beschlusses). 

277. Der EDSA nimmt zur Kenntnis, dass im Einspruch der deutschen Aufsichtsbehörden für den 

Fall, dass eine solche Anweisung erteilt werden sollte, kein bestimmter Zeitrahmen dafür genannt 

ist. Nach Ansicht des EDSA sollte die Frist für die Befolgung der Anweisung im Hinblick auf die 

potenzielle Beeinträchtigung der Rechte der betroffenen Person und der dem Verantwortlichen 

für die Herstellung der Datenschutzkonformität zur Verfügung stehenden Mittel angemessen und 

verhältnismäßig sein. 

 
505 Urteil des Gerichtshofs vom 16. Juli 2020, Data Protection Commissioner gegen Facebook Ireland Limited und 
Maximillian Schrems, C-311/18, ECLI:EU:C:2020:559 (im Folgenden „Rechtssache C-311/18, Schrems II“), 
Rn 111. 
506 Erwägungsgrund 129 DSGVO. Vgl. Leitlinien des EDSA zu Artikel 65 Absatz 1 Buchstabe a DSGVO V1.0, Rn. 92 
und Leitlinien des EDSA zu Artikel 65 Absatz 1 Buchstabe a DSGVO V2.0, Rn. 92. 
507 Vgl. Rn. 117 dieses verbindlichen Beschlusses (Verweis auf Abschnitt 4.4.2) 
508 Einspruch der deutschen Aufsichtsbehörden, S. 7. 
509 Einspruch der deutschen Aufsichtsbehörden, S. 8. 
510 Rechtssache C-311/18, Schrems II, Rn. 112: „Auch wenn es Sache der Aufsichtsbehörde ist, unter 
Berücksichtigung aller Umstände[…] das geeignete und erforderliche Mittel zu wählen, ist sie gleichwohl 
verpflichtet, mit aller gebotenen Sorgfalt ihre Aufgabe zu erfüllen, die darin besteht, über die umfassende 
Einhaltung der DSGVO zu wachen“. 
511 Vgl. Feststellungen des EDSA in Abschnitt 4 dieses verbindlichen Beschlusses. 
512 Einspruch der deutschen Aufsichtsbehörden, S. 8. 
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278. Der EDSA erinnert daran, dass die DSGVO-Konformität auf verschiedene Weise erzielt werden

kann und dass die Verantwortung für die Auswahl und Umsetzung zur Herstellung der DSGVO-

Konformität seiner Verarbeitungsvorgänge geeigneter Maßnahmen beim Verantwortlichen

liegt.513 Im vorliegenden Fall muss die TTL den Verstoß gegen den Grundsatz von Treu und Glauben

aus Artikel 5 Absatz 1 Buchstabe a DSGVO beheben, indem sie die täuschenden Gestaltungsmuster

im Bereich des Registrierungs-Pop-ups514 und des Video-Posting-Pop-ups515 auf der TikTok-

Plattform beseitigt. Allerdings ist der EDSA der Meinung, dass in diesem Einzelfall die TTL in

Erfüllung ihrer Rechenschaftspflichten516 entscheiden kann, welches die am besten geeignete

Weise ist, der Anweisung zur Herstellung der Datenschutzkonformität nachzukommen.

279. Abschließend erinnert der EDSA daran, dass die Nichtbefolgung einer von einer

Aufsichtsbehörde erteilten Anweisung nicht nur mit Geldbußen gemäß Artikel 83 Absatz 6 DSGVO

geahndet, sondern auch als erschwerender Faktor bei der Verhängung von Geldbußen

berücksichtigt werden kann.517 Hinzu kommt, dass die Aufsichtsbehörden aufgrund ihrer

Untersuchungsbefugnisse dazu anweisen können, alle Informationen beizubringen, die für die

Wahrnehmung ihrer Aufgaben, einschließlich der Aufgabe der Überprüfung der Befolgung ihrer

Anweisungen, erforderlich sind.518

280. Der EDSA weist die irische Aufsichtsbehörde deshalb an, die in ihrem Beschlussentwurf

vorgesehene Anweisung zur Herstellung der Datenschutzkonformität519 zu erweitern und in ihrem

endgültigen Beschluss die TTL anzuweisen, ihre Verarbeitung im Zusammenhang mit dem

Registrierungs-Pop-up und dem Video-Posting-Pop-up auf der TikTok-Plattform mit dem Grundsatz

von Treu und Glauben aus Artikel 5 Absatz 1 Buchstabe a DSGVO in Einklang zu bringen.

Insbesondere ist die TTL dazu anzuweisen, innerhalb der von der irischen Aufsichtsbehörde

festzusetzenden Frist die täuschenden Gestaltungsmuster zu beseitigen, die in den

Randnummern 109 bis 113 und 114 bis 116 dieses verbindlichen Beschlusses unter

Berücksichtigung der vom EDSA vorgenommenen Würdigung in den Randnummern 104 bis 107

und 117 bis 118 dieses verbindlichen Beschlusses festgestellt wurden.

7 VERBINDLICHER BESCHLUSS 

281. Vor diesem Hintergrund erlässt der EDSA in Wahrnehmung der ihm durch Artikel 70 Absatz 1

Buchstabe t DSGVO übertragenen Aufgabe, verbindliche Beschlüsse gemäß Artikel 65 DSGVO zu

erlassen, den folgenden verbindlichen Beschluss gemäß Artikel 65 Absatz 1 Buchstabe a DSGVO.

Zu dem Einspruch in Bezug auf den potenziellen zusätzlichen Verstoß gegen den Grundsatz von Treu 

und Glauben 

282. Der EDSA beschließt, dass der Einspruch der deutschen Aufsichtsbehörden in Bezug auf den

zusätzlichen Verstoß der TTL gegen den in Artikel 5 Absatz 1 Buchstabe a DSGVO enthaltenen

513 Artikel 24 DSGVO. 
514 Rn. 111-113 dieses verbindlichen Beschlusses. 
515 Rn. 114-116 dieses verbindlichen Beschlusses. 
516 Artikel 5 Absatz 2 DSGVO. 
517 Vgl. Artikel 83 Absatz 2 Buchstabe i DSGVO. 
518 Artikel 58 Absatz 1 DSGVO. 
519 Beschlussentwurf, Rn. 284-286, 294-297 und 413. 
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Grundsatz der Verarbeitung nach Treu und Glauben die Anforderungen von Artikel 4 Nummer 24 

DSGVO erfüllt. 

283. Der EDSA weist die irische Aufsichtsbehörde an, in ihren endgültigen Beschluss den

zusätzlichen Verstoß der TTL gegen den Grundsatz der Verarbeitung nach Treu und Glauben aus

Artikel 5 Absatz 1 Buchstabe a DSGVO aufzunehmen.

Zu dem Einspruch in Bezug auf den potenziellen Verstoß gegen Artikel 25 DSGVO 

284. Der EDSA beschließt, dass der Einspruch der italienischen Aufsichtsbehörde in Bezug auf den

Verstoß der TTL gegen Artikel 25 DSGVO die Anforderungen von Artikel 4 Nummer 24 DSGVO

erfüllt.

285. Der EDSA beschließt im Hinblick auf die dem EDSA im Zusammenhang mit diesem Verfahren

verfügbaren Elemente, dass ihm nicht genügend Informationen vorliegen, um in Bezug auf die von

der TTL im relevanten Zeitraum auf der TikTok-Plattform implementierten

Altersüberprüfungsmaßnahmen die Einhaltung des Artikels 25 Absatz 1 DSGVO durch die TTL

abschließend beurteilen zu können.

286. Angesichts der ernsthaften Zweifel an der Wirksamkeit der von der TTL ausgewählten

Maßnahmen fordert der EDSA die irische Aufsichtsbehörde auf, die in Randnummer 221 des

Beschlussentwurfs für die endgültige Entscheidung der irischen Aufsichtsbehörde gezogene

Schlussfolgerung zu ändern, indem sie feststellt, dass in diesem Fall nicht der Schluss gezogen

werden kann, dass die von der TTL im relevanten Zeitraum ergriffenen technischen und

organisatorischen Maßnahmen bezüglich der eigentlichen Verfahren zur Altersüberprüfung

angesichts der ergriffenen Maßnahmen und des Umfangs, in dem die TTL bestrebt war,

sicherzustellen, dass ihre Plattform allein für Personen über 13 Jahre zugänglich blieb, gegen die

DSGVO verstießen.

Zu dem Einspruch in Bezug auf die Anweisung zur Herstellung der Datenschutzkonformität 

287. Der EDSA beschließt, dass der Einspruch der deutschen Aufsichtsbehörden in Bezug auf die

gemäß Artikel 58 Absatz 2 Buchstabe d DSGVO erteilte Anweisung, die Verarbeitung mit dem

Datenschutzrecht in Einklang zu bringen, was den zusätzlichen Verstoß gegen den Grundsatz von

Treu und Glauben aus Artikel 5 Absatz 1 Buchstabe a DSGVO angeht, die Anforderungen von

Artikel 4 Nummer 24 DSGVO erfüllt.

288. Der EDSA weist die irische Aufsichtsbehörde an, die in ihrem Beschlussentwurf vorgesehene

Anweisung zur Herstellung der Datenschutzkonformität zu erweitern und in ihrem endgültigen

Beschluss die TTL anzuweisen, ihre Verarbeitung im Zusammenhang mit dem Registrierungs-Pop-

up und dem Video-Posting-Pop-up auf der TikTok-Plattform mit dem Grundsatz von Treu und

Glauben aus Artikel 5 Absatz 1 Buchstabe a DSGVO in Einklang zu bringen.

Zu den Einsprüchen in Bezug auf die Geldbuße 

289. Der EDSA beschließt, dass die entsprechenden Teile der Einsprüche der deutschen

Aufsichtsbehörden und der italienischen Aufsichtsbehörde in Bezug auf die spezifische Frage einer

Geldbuße nicht die Anforderungen gemäß Artikel 4 Nummer 24 DSGVO erfüllen.
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8 SCHLUSSBEMERKUNGEN 

290. Der EDSA richtet diesen verbindlichen Beschluss gemäß Artikel 65 Absatz 2 DSGVO in diesem

Fall an die federführende Aufsichtsbehörde (die irische Aufsichtsbehörde) und an alle betroffenen

Aufsichtsbehörden.

291. Was die Einsprüche angeht, die für nicht den Anforderungen in Artikel 4 Nummer 24 DSGVO

genügend befunden wurden, geht der EDSA nicht auf die darin aufgeworfenen materiell-

rechtlichen Fragen ein. Der EDSA weist erneut darauf hin, dass dieser Beschluss unbeschadet

etwaiger Beurteilungen ergeht, die der EDSA in anderen Fällen, auch mit denselben Parteien, unter

Berücksichtigung des Inhalts des betreffenden Beschlussentwurfs und der von den betroffenen

Aufsichtsbehörden erhobenen Einsprüche unter Umständen vorzunehmen hat.

292. Gemäß Artikel 65 Absatz 6 DSGVO muss die irische Aufsichtsbehörde ihren endgültigen

Beschluss auf der Grundlage des verbindlichen Beschlusses unverzüglich und spätestens einen

Monat, nachdem der EDSA seinen verbindlichen Beschluss mitgeteilt hat, erlassen.

293. Die irische Aufsichtsbehörde unterrichtet den EDSA über das Datum, an dem der endgültige

Beschluss dem Verantwortlichen oder dem Auftragsverarbeiter mitgeteilt wurde.520 Dieser

verbindliche Beschluss wird gemäß Artikel 65 Absatz 5 DSGVO unverzüglich veröffentlicht,

nachdem die irische Aufsichtsbehörde dem Verantwortlichen ihren endgültigen Beschluss

mitgeteilt hat.521

294. Die irische Aufsichtsbehörde teilt ihren endgültigen Beschluss dem EDSA mit.522 Der dem EDSA

mitgeteilte endgültige Beschluss der irischen Aufsichtsbehörde wird gemäß Artikel 70 Absatz 1

Buchstabe y DSGVO in das Register der Beschlüsse, die Gegenstand des Kohärenzverfahrens

waren, aufgenommen.

Für den Europäischen Datenschutzausschuss 

Die Vorsitzende 

(Anu Talus) 

520 Artikel 65 Absatz 6 DSGVO. 
521 Artikel 65 Absätze 5 und 6 DSGVO. 
522 Artikel 60 Absatz 7 DSGVO. 


	1 Zusammenfassung des Streitfalls
	2 Recht auf eine gute Verwaltung
	3 Voraussetzungen für die Annahme eines verbindlichen Beschlusses
	3.1 Einspruch/Einsprüche der betroffenen Aufsichtsbehörde(n) gegen einen Beschlussentwurf
	3.2 Die irische Aufsichtsbehörde schließt sich den Einsprüchen gegen den Beschlussentwurf nicht an und hält die Einsprüche für weder maßgeblich noch begründet.
	3.3 Zulässigkeit
	3.4 Gliederung des verbindlichen Beschlusses

	4 Etwaiger zusätzlicher Verstoß gegen Artikel 5 Absatz 1 Buchstabe a DSGVO (Grundsatz von Treu und Glauben)
	4.1 Würdigung im Beschlussentwurf der federführenden Aufsichtsbehörde
	4.2 Zusammenfassung des von den betroffenen Aufsichtsbehörden erhobenen Einspruchs
	4.3 Standpunkt der federführenden Aufsichtsbehörde zum Einspruch
	4.4 Würdigung durch den EDSA
	4.4.1 Bewertung der Maßgeblichkeit und Begründetheit des Einspruchs
	4.4.2 Beurteilung in der Sache


	5 Etwaiger Verstoß gegen Artikel 25 DSGVO in Bezug auf die Altersüberprüfung
	5.1 Würdigung im Beschlussentwurf der federführenden Aufsichtsbehörde
	5.2 Zusammenfassung des von den betroffenen Aufsichtsbehörden erhobenen Einspruchs
	5.3 Standpunkt der federführenden Aufsichtsbehörde zum Einspruch
	5.4 Würdigung durch den EDSA
	5.4.1 Bewertung der Maßgeblichkeit und Begründetheit des Einspruchs
	5.4.2 Beurteilung in der Sache


	6 Abhilfemaßnahmen
	6.1 Würdigung der federführenden Aufsichtsbehörde im Beschlussentwurf
	6.2 Zusammenfassung der von den betroffenen Aufsichtsbehörden eingelegten Einsprüche
	6.3 Standpunkt der federführenden Aufsichtsbehörde zu den Einsprüchen
	6.4 Würdigung durch den EDSA
	6.4.1 Bewertung der Maßgeblichkeit und Begründetheit der Einsprüche
	6.4.2  Beurteilung in der Sache


	7 Verbindlicher Beschluss
	8 Schlussbemerkungen



